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Einleitung 

Die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der Auslän-
der legt hiermit ihren zweiten Bericht über die Lage der Auslän-
der vor. 

Die Erstellung auch dieses Berichtes geht auf den Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 23. September 1993 zurück. Dieser 
sieht vor, daß die Beauftragte dem Bundestag regelmäßig ihren 
Bericht über die Lage der Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland vorlegt. 

Bevor eine kurze Übersicht über die Bestandteile des zweiten Be-
richts gegeben wird, sollen zunächst schlaglichtartig die Themen 
hinsichtlich der Lage der Migrantinnen und Migranten genannt 
werden, die seit der Fertigstellung des ersten Berichts in der 
Öffentlichkeit Beachtung gefunden haben. 

In dieser Zeitspanne ging die Zahl der fremdenfeindlich motivier-
ten Anschläge und Gewalttaten in der Bundesrepublik deutlich 
zurück. Das nun erreichte Niveau der Straftaten ist jedoch immer 
noch besorgniserregend hoch, so daß bei Anstrengungen gegen 
fremdenfeindlich motivierte Gewalt nicht nachgelassen werden 
darf. Erfreulich ist die Tatsache, daß sich Gruppen und In-
stitutionen weiterhin intensiv mit dem Thema Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus beschäftigen und so neben den auf kurze Zeit 
angelegten Projekten und Aktivitäten auch langfristige Über-
legungen und Konzeptionen entstanden sind, die kontinuierlich 
weiterentwickelt werden. 

Ausländerrechtlich waren auf Bundesebene keine grundlegenden 
Veränderungen zu verzeichnen. Reformen des Staatsangehörig-
keitsrechts mit den Zielen, das Prinzip des „ius sanguinis" durch 
das des „ius soli" zu ergänzen sowie weitere Schritte zur Erleichte-
rung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit durch Ein-
bürgerung zu erreichen, fanden im Bundestag keine Mehrheit. 

Neben diesen grundsätzlichen politischen Vorhaben fanden ein-
zelne Themen öffentliche Beachtung. 

Spürbar wirkten sich die politischen Konflikte in der Türkei auch 
in Deutschland aus, wobei die Lage der Kurden in der öffent-
lichen Diskussion vermehrt ins Blickfeld rückte. Auch den Kriegs-
flüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien, die nun bereits 
seit mehreren Jahren auf das Ende des Krieges warten sowie den 
unter 16jährigen Flüchtlingen, die ohne erwachsene Begleitung 
in die Bundesrepublik einreisen und in der Regel ein aus-
sichtsloses Asylverfahren durchlaufen, wurde mehr Aufmerksam-
keit zuteil. Zu nennen ist hier ebenfalls die Gruppe der in der 
Bundesrepublik alt gewordenen Migrantinnen und Migranten, 
die künftig in zunehmender Zahl zu Rentnern werden. 

Vorwiegend in den neuen Bundesländern stand die aufenthalts- 
rechtliche Situation derjenigen, die als Vertragsarbeitnehmer in 
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der ehemaligen DDR gearbeitet haben, im Mittelpunkt der Dis-
kussion. 

Die Europäische Kommission beabsichtigt - jedenfalls langfristig - 
den  Status bestimmter Gruppen, die legal als Drittstaater in einem 
Land der Europäischen Union leben, zu verbessern. 

In dem vorliegenden Bericht finden auch diese Themen ihren 
Niederschlag; er beschränkt sich jedoch nicht darauf. Das Haupt-
anliegen einer solchen Veröffentlichung, differenziert, umfassend 
und kritisch über die Lage der ausländischen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik zu berichten, wird weiterverfolgt. 

Beibehalten wurde die Beg rifflichkeit. Bis auf die Bereiche, in 
denen die Formulierung „Ausländer" amtssprachlich Verwen-
dung findet (Recht, Statistik), wird dem Begriff „Migrant" bzw. 
„Flüchtling" der Vorzug gegeben. Hier aufwachsende Kinder und 
Jugendliche als „ausländisch" zu bezeichnen fällt schwer. Des-
halb findet sich im Hinblick auf sie auch der Zusatz „mit auslän-
dischem Paß". 

Die Gliederung des Berichts wurde nur in einigen Punkten verän-
dert, um einen Vergleich verschiedener Themen in der Zeitfolge 
zu erleichtern. Alle inhaltlichen Bereiche, die im ersten Bericht 
thematisiert wurden, kommen auch im vorliegenden zweiten vor, 
Tabellen und Anmerkungen befinden sich am Ende des Berichts. 
Überall dort , wo die Aussagen des ersten Berichts uneinge-
schränkt weitergelten oder an dessen Ausführungen angeknüpft 
wird, stellen Hinweise den Bezug zum ersten Bericht her. 

Neben der Aktualisierung der Darstellungen mittels neuer Daten 
und Fakten wurden in einigen Kapiteln neue Akzente gesetzt, um 
bisher nicht zur Sprache gekommenen Gesichtspunkten Raum zu 
geben. 

Am Anfang des zweiten „Berichts der Beauftragten der Bundes-
regierung für die Belange der Ausländer über die Lage der Aus-
länder in der Bundesrepublik Deutschland" steht ein kurzer Über-
blick über demographische Merkmale, Nationalität und Auf-
enthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung. Dieser beinhaltet 
außerdem Hinweise zu den Themen Einbürgerung und Straftaten 
gegen Migranten. 

Dem folgen ausführliche Darstellungen wichtiger Lebensberei-
che. Dies sind im einzelnen Bildung und Ausbildung, Beschäfti-
gung, Kultur, Medien, Religion sowie Gesundheit 

Die das Leben der Migranten in hohem Maße bestimmenden 
rechtlichen Regelungen füllen den folgenden übergeordneten 
Gliederungspunkt. Während im letzten Bericht der rechtliche 
Rahmen dargestellt wurde, stehen nun neben dem Staatsange-
hörigkeitsrecht EU-Bürger betreffende Gesetze und die Vorschlä-
ge zur Änderung des Ausländergesetzes im Vordergrund. Dar-
über hinaus thematisiert dieses Kapitel Rechte der ethnischen 
Minderheiten und die rechtlichen Aspekte der sozialen Sicher-
heit. 

Neu ist der Gliederungspunkt „Die unterschiedliche Lebenssitua

-

tion einzelner Gruppen", der auch ein Kapitel „Frauen und Mäd- 
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chen ausländischer Herkunft" umfaßt. Neben älteren Migranten 
und Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird über 
die Lage unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge wie über Bür-
gerkriegsflüchtlinge berichtet. Auch die Situation der Vertrags-
arbeitnehmer der ehemaligen DDR wird erläutert. 

Erstmals wurde der Darstellung eines übergeordneten Gesichts-
punkts Raum gegeben. Hierfür wurde „Integration" als der 
grundlegende Schlüsselbegriff gewählt, der seit der Anwesenheit 
von Migrantinnen und Migranten häufig Thema kontroverser 
Diskussion und Darstellungen ist. Die vordringlichste Aufgabe 
unserer Ausländerpolitik muß es sein, Möglichkeiten und Bedin-
gungen der Integration von Zuwanderern in die aufnehmende 
Gesellschaft zu bestimmen und entsprechend umzusetzen. Uner-
läßlich sind hierzu Angebote der Sprachförderung und Beratung 
in ausländerspezifischen Fragen. Stand und jüngste Entwicklun-
gen dieser beiden Aspekte werden daher im Rahmen dieses Kapi-
tels besonders berücksichtigt. 
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I. Daten und Fakten. Ein allgemeiner Überblick 

 

1. Ausländische Wohnbevölkerung  

Ende 1994 lebten laut Angaben im Ausländerzentral-
register') insgesamt 6 990 510 Mio. Migrantinnen und 
Migranten in der Bundesrepublik Deutschland. Das 
entsprach einem Anteil von 8,6 % an der Gesamtbe-
völkerung (vgl. Tabelle 1 im Anhang). Im europäi-
schen Vergleich liegt diese Quote im oberen mittle-
ren Bereich. Jeder vierte bis fünfte Migrant stammte 
aus einem Mitgliedsland der Europäischen Union. 
Der Anteil der EU-Ausländer ist von 1989 bis Ende 
1994 von 27,4 % auf 22,3 % gesunken. Nach dem 
Beitritt von Finnland, Österreich und Schweden am 
1. Januar 1995 beträgt der EU-Ausländeranteil 
25,4 %. Dies gilt auch für die Anteile der ausländi-
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus 
den ehemaligen Anwerbeländern. So ist z.B. der An-
teil der Türken von 33,3 % im Jahre 1989 auf 28,1 % 
Ende 1994 zurückgegangen. Auch die Anteile der 
Italiener (von 10,7 % auf 8,2 %) und der Spanier (von 
2,6 % auf 1,9 %) sind in dem genannten Zeitraum 
stärker gesunken. Gestiegen sind vor allem die An-
teile der aus dem ehemaligen Jugoslawien und den 
osteuropäischen Ländern stammenden Menschen. 
Bürgerkriege sowie politische und wirtschaftliche 
Umbrüche in Ost- und Südosteuropa wirken sich 
nachhaltig auf die anteilmäßige Zusammensetzung 
der ausländischen Wohnbevölkerung im Bundesge-
biet aus (vgl. Tabellen 2 und 3 im Anhang). 

1.1 Nationalitäten  

Die größten Gruppen der ausländischen Wohnbe-
völkerung bildeten Ende 1994 die Türken mit 
1965 600 Mio. (28,1 %), die Menschen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien mit 1 298 960 (18,6 %), die Ita-
liener mit 571900 (8,2 %), die Griechen mit 355600 
(5,1 %), die Polen mit 263 400 (3,8 %), die Bosnier mit 
249400 (3,6%), die Österreicher mit 185 100 (2,7 %), 
die Spanier mit 132400 (1,9 %) und die Rumänen mit 
125 900 (1,8%).  

Die Änderung in der Zusammensetzung der zuge-
wanderten Bevölkerung zeigt sich z. B. darin, daß 
mittlerweile Polen und Rumänen die fünft- und zehnt-
größte Gruppe darstellen, während die ehemaligen 
Anwerbeländer Spanien, Portugal und Marokko nur 
auf dem 9., 11. und 18. Platz liegen. 

Nach der Erweiterung der Europäischen Union am 
1. Januar 1995 sind 25,4 % aller im Bundesgebiet 
lebenden Ausländer Staatisangehörige der EU-Mit-
gliedstaaten. Die höchsten Anteile an den EU-Aus-
ländern haben Italiener (32,0 %), Griechen (20,0 %), 
Österreicher (10,4 %), Spanier (7,5 %), Portugiesen 
(6,6 %),Niederländer (6,4 %) und Briten (6,2 %).  

Die Ausländer aus dem ehemaligen Jugoslawien set-
zen sich aus 834 781 Personen aus Rest-Jugoslawien, 
249383 aus Bosnien-Herzegowina, 176251 aus Kroa-
tien, 22 331 aus Makedonien und 16 214 aus Slowe-
nien zusammen (vgl. Tabelle 3 im Anhang). 2 ) 

1.2 Altersgruppen und Geschlecht  

1993 waren 3,92 Mio. (57 %) der Migranten männli-
chen und 2,96 Mio. (43 %) weiblichen Geschlechts. 
1,84 Mio. (26,8 %) waren unter 20 Jahre alt, 4,83 Mio. 
(70,2 %) zwischen 20 und 65 Jahren, 367400 (5,3 %) 
waren 60 Jahre alt und älter (vgl. Tabelle 4 im An-
hang). Die ausländische Bevölkerung ist im Ver-
gleich zur deutschen wesentlich jünger. Bei der deut-
schen Bevölkerung lagen die entsprechenden An-
teile bei 20,8 % (unter 20jährige), 62,8 % (20- bis un-
ter 65jährige) und 21,8 % (über 60jährige). Der Anteil 
der älteren Migranten und Migrantinnen wird künf-
tig allerdings ebenfalls langsam wachsen. 

Gliedert man die älteren Ausländer (60 Jahre und äl-
ter) nach Nationalitäten bzw. Kontinenten, dann zei-
gen sich beträchtliche Unterschiede. Während 8,4 % 
aller EU-Ausländer, 7,4 % der Polen und 4,5 % der 
ehem. Jugoslawen (Serben und Montenegriner) über 
60 Jahre alt sind, haben nur 2,8 % der Türken, 2,7 % 
der Rumänen, 2,8 % der Asiaten und 1,9 % der Afri-
kaner bereits dieses Alter erreicht (vgl. Tabelle 5 im 
Anhang). 

1.3 Geburtenentwicklung  

Die längerfristige demographische Entwicklung in 
der Bundesrepublik ist durch eine Abnahme des 
deutschen Bevölkerungsanteils und eine drastische 
Änderung zuungunsten der jüngeren Altersgruppen 
gekennzeichnet. Deutlich zeigt sich dies in der Ge-
burtenentwicklung. Seit Gründung der Bundesrepu-
blik Deutschland lag von 1949 bis 1967 die Gebur-
tenrate etwa in der Größenordnung zwischen 
900 000 bis eine Million. 1967 waren es 1 019 459 
Kinder, darunter 972 027 Kinder deutscher und 
47 432 Kinder ausländischer Staatsangehörigkeit 
(Ausländeranteil 4,7 %). Seit Anfang der 70er Jahre 
machen Kinder von Migranteneltern durchschnittlich 
zwischen 10 % und 15 % aller in Deutschland gebore-
nen Kinder aus. 1993 waren es rd. 103 000, was ei-
nem Ausländeranteil von 12,9 % entspricht (vgl. Ta-
belle 6 im Anhang). Heute sind etwa zwei Drittel al

-

ler Migrantenkinder in Deutschland zur Welt  gekom

-

men und werden zum größten Teil auch in Deutsch-
land aufwachsen, Kindergärten besuchen, zur Schule 
gehen, Berufe erlernen, arbeiten, heiraten und wie-
der „ausländische" Kinder haben. Statistisch werden 
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sie als Ausländer registriert, obwohl sie in Wirklich-
keit Kinder und Jugendliche dieses Landes sind. 

1.4 Aufenthaltsdauer und Aufenthaltsstatus 

Die ausländische Wohnbevölkerung ist aufgrund ih-
rer langen Aufenthaltsdauer ein fester Bestandteil 
der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland. 
So lebten Ende 1993 mehr als ein Viertel aller Mi-
granten und Migrantinnen schon zwanzig Jahre und 
länger in Deutschland, nahezu 40 % hatten Aufent-
haltszeiten von mehr als fünfzehn Jahren und fast die 
Hälfte Aufenthaltszeiten von mehr als zehn Jahren 
nachzuweisen. Die durchschnittliche Aufenthalts-
dauer der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Fa-
milienangehörigen aus den ehemaligen Anwerbe-
ländern ist sogar noch länger. 

Fast zwei Drittel aller Türken, Griechen und Portu-
giesen, 69 % der Italiener und 85 % der Spanier leben 
schon zehn Jahre und länger in der Bundesrepublik 
Deutschland (vgl. Tabelle 7 im Anhang). Zur Statistik 
der Aufenthaltsdauer sei angemerkt, daß die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer durch die relativ große 
Zuwanderung von Asylbewerbern und Flüchtlingen 
in den letzten Jahren und die naturgemäß kurzen 
„Aufenthaltszeiten" der relativ vielen hier geborenen 
Migrantenkinder gesenkt wird. 

Gemessen an den langen Zeiten des Aufenthalts - 
insbesondere der ausländischen Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen - und der Tatsache, daß 
für die meisten Migrantinnen und Migranten die 
Bundesrepublik zum Lebensmittelpunkt geworden 
ist, läßt der Aufenthaltsstatus immer noch zu wün-
schen übrig. Ende 1994 hatten z. B. von den ins-
gesamt 1,966 Mio. Türken 286 000 eine befristete, 
450 000 eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis und 
nur 536 000 eine Aufenthaltsberechtigung, den si-
chersten Status. Bei Tunesiern, Marokkanern und 
ehemaligen Jugoslawen - ebenfalls Arbeitnehmer 
aus den Anwerbeländern - sind die Anteile der Auf-
enthaltsberechtigten sogar noch geringer (vgl. Tabel-
le 8 im Anhang). Wenn man berücksichtigt, daß ein 
verfestigter Aufenthaltsstatus eine wichtige Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Integration ist, dann 
muß hier weiterhin ein Defizit konstatiert werden. 

1.5 Flüchtlingsgruppen 3) 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Zahl der 
Flüchtlinge von 610 000 im Jahre 1985 auf ca. 2 Mio. 
im Jahre 1993 angestiegen und 1994 wieder auf 
ca. 1,75 Mio. zurückgegangen. Dies entsprach 1985 
einem Anteil von 13,9 %, 1993 einem Anteil von 
29,1 % und 1994 einem Anteil von 25,0 % aller Mi-
grantinnen und Migranten. Unter den ca. 1,75 Mio. 
Flüchtlingen waren rund 267 000 Asylberechtigte 
und Familienangehörige von Asylberechtigten 
(15,1 % aller Flüchtlinge), schätzungsweise 67 200 
Kontingentflüchtlinge (3,8 %), 20 600 heimatlose 
Ausländer (1,2 %), 650 000 de facto-Flüchtlinge 
(36,7 %), 415 000 Asylbewerber (23,5 %) und 350 000 

Bürgerkriegsflüchtlinge (19,8 %) (vgl. Tabelle 9 im 
Anhang). 

1.6 Räumliche Verteilung 

Die räumliche Verteilung der ausländischen Bevölke-
rung nach Bundesländern und Regionstypen ist sehr 
unterschiedlich. So lebten Ende 1993 allein in den 
vier Flächenländern Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen fast drei Viertel al-
ler Migrantinnen und Migranten. Die Anteile betru-
gen in Hessen 13,2 %, in Baden-Württemberg 12,3 %, 
in Nordrhein-Westfalen 10,6 % und in Baye rn  8,9 % 
(vgl. Tabelle 10 im Anhang). Die großen Agglome-
rationsräume in den alten Bundesländern weisen ei-
nen mehr als doppelt so hohen Migrantenanteil wie 
die ländlichen Räume auf, wobei die Kernstädte ei-
nen fast dreifach so hohen Anteil haben. Hier er-
reicht der Migrantenanteil eine durchschnittliche 
Größenordnung von 15 % an der Gesamtbevölke-
rung, während er in einigen Fällen deutlich darüber 
liegt. So nehmen Frankfurt am Main (29,0 %), Stutt-
gart (23,6 %) und München (22,7 %) Spitzenwerte 
unter den deutschen Großstädten ein. Um einer mög-
lichen Fehlinterpretation vorzubeugen, sei hinzuge-
fügt, daß diese hohen Migrantenanteile aber weder 
Indikatoren für das Vorhandensein sozialer Brenn-
punkte noch für hohe Quoten fremdenfeindlicher 
Straftaten sein müssen. 

In den neuen Bundesländern sind die Migrantenan-
teile sehr gering. Mit Ausnahme von Brandenburg 
(2,4 %) liegen sie um ein bis anderthalb Prozent und 
erreichen selbst in den Ballungskernen Leipzig, 
Dresden, Halle und Rostock durchschnittlich nur um 
1,8 % bis 2,6 % (vgl. Tabelle 11 im Anhang). 

1.7 Wanderungen im Zeitverlauf 

Der positive Wanderungssaldo (Differenz zwischen 
Zuzügen und Fortzügen) ist von 1988 bis 1992 konti-
nuierlich gestiegen. Er wuchs von 289 000 im Jahr 
1988 auf 593 000 im Jahr 1992. Der große Zuwachs in 
den Jahren 1991 und 1992 war vor allem auf die hohe 
Anzahl von Flüchtlingen aus dem ehemaligen Jugo-
slawien zurückzuführen. 1993 hat sich der Wande-
rungssaldo gegenüber 1992 mehr als halbiert; er ist 
von 593 000 auf 277 000 gesunken. Diese starke Ab-
nahme beruht hauptsächlich auf einem Rückgang 
der Zuwanderung von Flüchtlingen aus dem ehema-
ligen Jugoslawien (vgl. Tabelle 12 im Anhang). 

Die Zuwanderung aus den ehemaligen Anwerbelän-
dern kann 1993 als relativ gering bezeichnet werden. 
Auf den positiven Wanderungssaldo in Höhe von 
99 000 Personen für alle Anwerbeländer entfielen al-
lein 68 000 Personen auf das ehemalige Jugoslawien. 
Der Wanderungssaldo ist bei Griechen (+ 748), bei 
Italienern (+ 713) und bei Tunesiern (+ 553) schwach 
positiv. Auch bei Türken (+ 21 492) ist er - gemessen 
an der Gesamtzahl der im Bundesgebiet wohnenden 
Türken - nur als schwach positiv zu bezeichnen. Der 
positive Wanderungssaldo der Türken, der von 1988 
bis 1992 beständig in der Bandbreite zwischen 
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40 000 und 50 000 lag, hat sich gegenüber 1992 im 
Jahr 1993 halbiert (+ 21 492). Bei Spaniern ist der 
Wanderungssaldo seit Jahren negativ. 

Auf den positiven Wanderungssaldo in Höhe von 
277 000 im Jahr 1993 entfielen nur 31 000 auf die 
ehemaligen Anwerbeländer ohne das ehemalige Ju-
goslawien. Das entsprach einem Anteil von nur 
11,2 % des gesamten Wanderungssaldos. Der positi-
ve Wanderungssaldo ist in seiner Höhe vor allem 
durch Zuzüge aus europäischen Ländern und insbe-
sondere von Bürgerkriegs- und anderen Flüchtlingen 
bestimmt. 

1.8 Wohnen 

Der Bedeutung, die dem Wohnen und dem Wohnum-
feld im Leben jedes einzelnen zukommt, werden die 
folgenden Hinweise nicht gerecht. Die unzureichen-
de und zudem veraltete Datenbasis ließ jedoch ge-
genwärtig keine ausführlichere bundesweite Darstel-
lung zu. 

Laut MARPLAN-Untersuchung 1994 4) ist der Anteil 
der Befragten, die in einer Gemeinschaftsunterkunft 
oder in einem Wohnheim wohnen, sehr gering 
(3,1 %). Nur 6,2 % wohnen zur Untermiete. Der weit-
aus größte Teil der Befragten lebt in einer gemieteten 
Wohnung oder in einem gemieteten Haus (86,2 %). 
4,5 % sind Wohnungs- oder Hauseigentümer; über-
durchschnittlich sind hier italienische Staatsangehö-
rige (7,9 %) vertreten. 

Während zu Beginn der Anwerbung ausländische 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fast aus-
schließlich in Gemeinschaftsunterkünften lebten, 
wohnen heute rund 90 % privat zur Miete oder in der 
eigenen Wohnung. 

Dieser grundlegende Wandel der Wohnungssituation 
der ausländischen Bevölkerung dokumentiert, daß 
sie ein dauerhafter und selbstverständlicher Teil der 
Bevölkerung in Deutschland geworden ist. 

Ca. 80 % der 1994 von MARPLAN Interviewten zah-
len unter 1 000 DM Miete. Am häufigsten liegen die 
Mietkosten zwischen 600 DM und 700 DM (14,1 % 
der Befragten). 

Der Mittelwert beträgt 697 DM und liegt damit - be-
zieht man die Haushaltsgröße in die Überlegung ein 
- relativ niedrig. 

Aus den Daten der Volkszählung 1987 können die 
damaligen durchschnittlichen Mieten (DM/m 2) ent-
nommen werden. Deutsche Haushalte zahlten 
6,85 DM/m2 , ausländische 6,92 DM/m 2, also etwas 
mehr. Die schlechtere Wohnsituation nichtdeutscher 
Haushalte drückt sich nicht in geringeren Mietprei-
sen aus, ganz im Gegenteil: Die Kosten pro m 2  liegen 
trotz der geringeren Qualität der Wohnungen und 
des Wohnumfeldes höher. 

Laut MARPLAN antworten auf die Frage, was ihnen 
persönlich z. Zt. hier in Deutschland am meisten Sor-
gen und Schwierigkeiten bereite, 19,2 %, daß die 
Wohnung zu teuer sei und 16,6 %, daß sie zu klein/ 
schlecht sei. 

2. Einbürgerungen 

Die Einbürgerungen sind in den letzten Jahrzehnten 
von 24 744 (1974) über 38 046 (1984) auf 199 443 im 
Jahre 1993 angestiegen. Die Zunahme ist allerdings 
insbesondere bei den Anspruchseinbürgerungen 
(von 12 256 über 23 351 auf 154 493) und weniger bei 
den Ermessenseinbürgerungen (von 12 488 über. 
14 695 auf 44 950) zu verzeichnen. Während sich im 
Zeitraum 1987 bis 1993 die Anspruchseinbürgerun-
gen mehr als versechsfacht haben, haben sich die Er-
messenseinbürgerungen nur gut verdreifacht. Zur 
Erläuterung sei darauf hingewiesen, daß Anspruchs-
einbürgerungen vor allem Einbürgerungen von Aus-
siedlern umfassen, Ermessenseinbürgerungen hinge-
gen solche von ganz „normalen" Ausländern sind. Im 
Jahr 1993 entfielen von allen 199 443 Einbürgerun-
gen 77,5 % auf Anspruchs- (154 493) und 22,5 % 
(44 950) auf Ermessenseinbürgerungen. 

Seit dem Inkrafttreten des neuen Ausländergesetzes 
im Januar 1991, das die erleichterte Einbürgerung 
junger Ausländer und von Ausländern mit langem 
Aufenthalt vorsieht, haben die Ermessenseinbürge-
rungen (seit dem 1. Juli 1993 Anspruchseinbürge-
rungen für die genannten Gruppen) jedoch relativ 
stark zugenommen. Während die Zunahme 1990 ge-
genüber 1989 bei nur 15 % lag, ist für 1991 eine 
35%ige, für 1992 eine 36%ige und für 1993 eine 
21%ige Zunahme zu verzeichnen. Letztere ist im Ver-
gleich mit den Zuwachsraten für 1991 und 1992 ver-
mutlich deshalb geringer ausgefallen, weil ab dem 
zweiten Halbjahr 1993 Einbürgerungen gemäß § 85 
und § 86 Ausländergesetz als Anspruchseinbürge-
rungen erfaßt werden. 

Gemessen an der ausländischen Wohnbevölkerung 
insgesamt war der Anteil der Ermessenseinbürgerun-
gen mit 0,65 % auch 1993 noch sehr gering. Diese 
Quote hat sich seit zwanzig Jahren (1974 betrug sie 
0,30 %) nur gut verdoppelt (vgl. Tabelle 13 im An-
hang). 

Von den 44 950 Ermessenseinbürgerungen im Jahr 
1993 entfielen u.a. 12 071 oder 26,9 % auf Türken, 
2 685 oder 6,0 % auf Polen, 2 068 oder 4,6 % auf Ma-
rokkaner, 1 859 oder 4,1 % auf Kroaten, 1 765 oder 
3,9 °A° auf Vietnamesen, 1 497 oder 3,3 % auf Afgha-
nen, 1 435 oder 3,2 % auf Tunesier, 1 249 oder 2,8 % 
auf ehemalige Jugoslawen (nur „Rest-Jugoslawien"), 
1 186 oder 2,6 % auf Philippiner und 893 oder 2,0 % 
auf Italiener (vgl. Tabelle 14 im Anhang). Bezogen 
auf die Gesamtzahl der jeweiligen Nationalitäten er-
geben sich die folgenden Einbürgerungsquoten für 
1993: 

Relativ hohe Einbürgerungsquoten haben Tunesier 
(5,11 %), Afghanen (3,22 %) und Marokkaner 
(2,50 %). Mittlere Einbürgerungsquoten verzeichnen 
Vietnamesen (1,85 %) und Kroaten (1,21 %). Niedrige 
Einbürgerungsquoten unter einem Prozent weisen 
vor allem die größten Migrantengruppen der Polen 
0,76 %), Türken 0,63 %), Itaiiener (0, i6 /o) und 
ehem. Jugoslawen - nur Serben und Montenegriner - 
(0,13 %) auf. Zum Vergleich: Tunesier lassen sich 
achtmal häufiger als Türken und zweiundreißigmal 
häufiger als Italiener einbürgern. 
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Von allen Ermessenseinbürgerungen im Jahr 1993 
(44 950) wurden 16 880 (37,6 %) unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit durchgeführt. Besonders häufig wur-
de Mehrstaatigkeit bei Afghanen (89,4 %), bei Ma-
rokkanern (86,5 %) und Tunesiern (82,9 %) hinge-
nommen. Die Hinnahme der Mehrstaatigkeit dürfte 
ein wichtiger Grund für die im Vergleich zu anderen 
Nationalitäten sehr hohen Einbürgerungsquoten 
sein. Mehrstaatigkeit wird im Falle der genannten 
Nationalitäten häufig hingenommen, weil die Entlas-
sung aus der Ursprungsnationalität nicht möglich 
oder mit großen Schwierigkeiten verbunden ist. 
Auch bei Türken wurde relativ häufig - in 67,8 % 
aller Fälle - Mehrstaatigkeit hingenommen. Die stati-
stischen Angaben, z. B. bei Türken, sind jedoch nicht 
als endgültig anzusehen; sie sind in Wirklichkeit 
niedriger (vgl. Fußnote 2 zu Tabelle 14 im Anhang). 

Hinnahme der Mehrstaatigkeit kann zu höheren Ein-
bürgerungsquoten führen. Dies zeigt die im Ver-
gleich zur Bundesrepublik ähnliche Situation in den 
Niederlanden. Dort ist gerade für die Migranten der 
ersten Generation das Zugeständnis der Mehrstaa-
tigkeit (1991) von großer Bedeutung gewesen und 
hat eine starke Steigerung der Einbürgerung zur Fol-
ge gehabt. Hauptsächlich ist die Zahl der Einbürge-
rungen türkischer Migranten seitdem sehr gestiegen. 
(Die anderen großen Migrantengruppen in den Nie-
derlanden wurden bereits zuvor unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit eingebürgert.) 1992 erhielten mehr 
als 8 % aller in den Niederlanden wohnenden Türken 
die niederländische Staatsangehörigkeit (dazu im 
Vergleich in der Bundesrepublik Deutschland: 
0,63 %). 5 ) 

Durch die erleichterte Einbürgerung gem. §§ 85 ff 
Ausländergesetz (AuslG) haben - wie oben bereits 
beschrieben - die Einbürgerungen zugenommen. 
1993 gab es 6 948 Einbürgerungen gem. § 85 AuslG 
(erleichterte Einbürgerung junger Ausländer) und 
22 160 Einbürgerungen gem. § 86 AuslG (erleich-
terte Einbürgerungen von Ausländern mit langem 
Aufenthalt) (vgl. Tabelle 15 a im Anhang). 

Die häufigsten Einbürgerungen gem. § 85 AuslG 
wurden bei Türken (3 221), Kroaten (538), ehem. Ju-
goslawen - Serben und Montenegriner - (326), Viet-
namesen (296) und Italienern (202) verzeichnet (vgl. 
Tabelle 15 b im Anhang). Bei Einbürgerungen gem. 
§ 86 AuslG lautet die Reihenfolge: Türken (7 565), 
Marokkaner (1 705), Kroaten (1 289), Tunesier (1 240) 
und ehem. Jugoslawen - Serben und Montenegriner 
- (761) (vgl. Tabelle 15c im Anhang). 

Laut MARPLAN-Untersuchung 1994 4) sind 51,6 % 
der befragten Ausländer (Spanier, Italiener, ehem. 
Jugoslawen, Griechen und Türken) sehr bzw. etwas 
interessiert an der Einbürgerung. Fast jeder fünfte 
(19,2 %) zeigt großes und fast jeder dritte (32,4 %) et-
was Interesse an der Annahme der deutschen Staats-
angehörigkeit. In den jüngeren Altersklassen ist das 
Interesse stärker ausgeprägt als bei den Älteren. So 
sind bei den bis zu 25jährigen 27 % sehr und 33,9 % 
etwas an der Einbürgerung interessiert. Differenziert 
nach Nationalitäten sind 56,1 % der ehemaligen Ju-
goslawen, 52,1 % der Türken, 49,3% der Griechen, 

46,7 % der Italiener und 42,7 % der Spanier sehr bzw. 
etwas an der Einbürgerung interessiert. 

3. Straftaten gegen und von Migranten 

3.1 Fremdenfeindlich motivierte Straftaten 

Die Straftaten mit fremdenfeindlicher Motivation 
stiegen von 2 426 im Jahr 1991 auf 6 336 im Jahr 1992 
und 6 721 im Jahr 1993; im Jahr 1994 sind diese Straf-
taten (insgesamt 3 491) im Vergleich zum Jahr 1993 
fast um die Hälfte zurückgegangen (vgl. Tabelle 16 
im Anhang). Die monatliche Verteilung der fremden-
feindlichen Straftaten im Jahr 1994 zeigt einen 
abnehmenden Trend (vgl. Schaubild 1 im Anhang). 
Der Sockel an fremdenfeindlichen Straftaten war 
aber auch im Jahr 1994 noch erschreckend hoch. 
1994 kam es zu acht versuchten Tötungsdelikten, es 
wurden 494 Körperverletzungen begangen, ein 
Sprengstoffanschlag und 80 Brandanschläge verübt 
sowie 2 908 weitere fremdenfeindliche Straftaten be-
gangen. Der abnehmende Trend fremdenfeindlicher 
Straftaten hat sich im ersten Halbjahr 1995 deutlich 
fortgesetzt. In den ersten sieben Monaten des Jahres 
1995 wurden 1 092 fremdenfeindlich motivierte 
Straftaten registriert, darunter vier versuchte Tö-
tungsdelikte, 184 Körperverletzungen, ein Spreng-
stoffdelikt, 22 Brandanschläge und 880 weitere frem-
denfeindliche Straftaten. Damit setzt sich der seit 
Mitte 1993 zu verzeichende rückläufige Trend bei 
der Anzahl fremdenfeindlich motivierter Straftaten 
auch in diesem Jahr fort. 

Laut MARPLAN-Untersuchung 1994 4) haben 31,3 % 
der befragten Ausländer (Spanier, Italiener, ehem. 
Jugoslawen, Griechen und Türken) „Ausländerfeind-
lichkeit in Deutschland" als ihre größte Schwierigkeit 
genannt. 41,2 % der Türken, 23,7 % der Personen aus 
dem ehem. Jugoslawien, 22,7 % der Griechen, 19,3 % 
der Spanier und 19,1 % der Italiener drücken dies als 
ihre größte Sorge aus. „Ausländerfeindlichkeit" ist 
auch die am häufigsten genannte größte Sorge noch 
vor „finanziellen Problemen" (21,6 %) und „Tren-
nung von der Heimat" (20,7 %). 

3.2 Ausländische Tatverdächtige 

Immer wieder ist das Thema Ausländerkriminalität 
in Deutschland Gegenstand kontroverser politischer 
Diskussionen. In diesem Zusammenhang kommt den 
in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) enthalte-
nen Angaben über den Anteil Nichtdeutscher an den 
von der Polizei ermittelten Tatverdächtigen besonde-
re Bedeutung zu. Diese Angaben sind - ungeachtet 
des jeweiligen Standpunktes - mit der gebotenen 
Differenzierung zu benutzen und können nur unter 
Beachtung größtmöglicher Sorgfalt in soziologische 
und kriminologische Aussagen einfließen. Hierzu ge-
hört z. B. der Hinweis auf die Tatsache, daß die An-
zahl der in der Strafverfolgungsstatistik registrierten 
Verurteilten - bei Deutschen wie bei Nichtdeutschen 
- regelmäßig unter derjenigen der von der Polizei er-
mittelten Tatverdächtigen liegt. Ferner ist zu beach-
ten, daß ein erheblicher Anteil der in der PKS regi- 
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strierten nichtdeutschen Tatverdächtigen wegen Ver-
stößen gegen das Ausländer- und Asylverfah-
rensgesetz aufgefallen ist. Insbesondere müssen bei 
Analysen zur Qualität und Quantität der von Nicht-
deutschen in der Bundesrepublik begangenen Straf-
taten auch Sozialdaten wie Bevölkerungsaufbau, 
Schichtzugehörigkeit, Wohnort, Bildungsniveau oder 
soziale Mängellagen berücksichtigt werden. Gerade 
aufgrund der unterschiedlichen strukturellen Zusam-
mensetzung ist die tatsächliche Kriminalitätsbela-
stung der Nichtdeutschen nicht ohne weiteres mit 
derjenigen der Deutschen vergleichbar. 

1994 wurden in der PKS 612 988 nichtdeutsche Tat-
verdächtige registriert, das heißt 11,2 % weniger als 
im Vorjahr. Damit sank der Anteil der Nichtdeut-
schen an allen Tatverdächtigen von 33,6 % 1993 auf 
30,1 % 1994. Vor allem die Anzahl der tatverdächti-
gen Asylbewerber verringerte sich - weitgehend in-
folge der Asylrechtsänderung und der damit verbun-
denen Maßnahmen - um 40,4 %. Der Anteil der Asyl-
bewerber an den nichtdeutschen Tatverdächtigen in 
den alten Ländern einschließlich Gesamt-Berlin sank 
von 37,1 % (1993) auf 25,3 %. Die rückläufige Zahl 
nichtdeutscher Tatverdächtiger ist daher auch ein Er-
folg des geänderten Asylrechts. 

Der kriminalstatistische Befund für das Jahr 1994 be-
stätigt daher die Annahme, daß die Kriminali-
tätsbelastung derjenigen Nichtdeutschen, die sich 
nur seit kurzer Zeit im Bundesgebiet aufhalten und/ 
oder in Deutschland nicht oder kaum integ riert sind, 
höher ist, als bei den seit langer Zeit in Deutschland 
ansässigen, bereits zur Wohnbevölkerung zählenden 
Nichtdeutschen. Bei letzerem kann davon ausgegan-
gen werden, daß sich die Kriminalitätsbelastung 
nicht nennenswert von derjenigen der Deutschen un-
terscheidet. 

3.3 Extremistische Bestrebungen 
von Ausländern 

1994 ist nach einer rückläufigen Tendenz seit Mitte 
der 80er Jahre erstmals wieder ein Anstieg der Mit-
glieder- bzw. Anhängerzahlen im Bereich des Aus-
länderextremismus zu verzeichnen. Ungeachtet der 
gestiegenen Zahl ausländischer Extremisten ist ihr 
Anteil an der Gesamtzahl der ausländischen Wohn-
bevölkerung mit 0,67 % weiterhin gering. Die große 
Mehrheit der in Deutschland lebenden Ausländer 
lehnt extremistische Verhaltensweisen ab. 

Besorgniserregend ist in diesem Zusammenhang je-
doch - auch im Hinblick auf das friedliche Zusam-
menleben deutscher und nichtdeutscher Bürger - die 
zunehmende Gewaltbereitschaft ausländischer Ex-
tremisten/Terroristen. 

Im Jahre 1994 wurden 262 von ausländischen Extre-
misten verübte Gewalttaten registriert, darunter 
20 Tötungsdelikte, die fünf Todesopfer forde rten, und 
56 Brandanschläge. Nach den bislang vorläufigen 
Zahlen für das Jahr 1995 setzt sich diese bedauer-
liche Entwicklung fort. Problematisch ist dabei insbe-
sondere, daß in den meisten Fällen eine Ausweisung 
oder Abschiebung der Täter ins Heimatland gerade 
wegen des praktizierten politischen Extremismus 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten voll-
ziehbar ist. 

3.3.1 Anschläge auf türkische Einrichtungen 

Eine Serie von Anschlägen auf türkische Einrichtun-
gen, deren Ursache vorwiegend in sich verschärfen-
den Auseinandersetzungen in der Türkei zu suchen 
sein dürfte, beunruhigt seit der ersten Jahreshälfte 
1995. Im Jahre 1995 wurden dem Bundeskriminalamt 
bis zum 31. Oktober 1995 insgesamt 243 Anschläge 
auf türkische Einrichtungen mitgeteilt, darunter 
216 Brandanschläge. In 14 weiteren Fällen kam es 
zu Vorbereitungshandlungen. Betroffen waren vor 
allem Reisebüros, Banken, Moscheen und Kulturver-
eine. 

Die Innenministerien der Länder haben daraufhin 
veranlaßt, daß neben Sicherheitsberatungen ver-
stärkte Schutzmaßnahmen für türkische Einrichtun-
gen ergriffen wurden. 

3.4 Migranten und Polizei 

Ein kürzlich vorgelegter Bericht von amnesty inter-
national 6) benennt u.a. anhand von Einzelfällen Miß-
handlungen an Ausländern durch Polizeibeamte so-
wie Mißachtungen ihrer Rechte als Häftlinge in Poli-
zeigewahrsam. 

Die Beauftragte empfiehlt Kontroll- und vor allem 
Bildungsmaßnahmen, um das volle Vertrauen in die 
Polizei zu gewährleisten. So bewähren sich Fortbil-
dungsangebote für Polizeibeamte, die von etlichen 
Bundesländern anläßlich des starken Anstiegs frem-
denfeindlicher Gewalttaten durchgeführt werden. 
An sie kann für die aktuelle Problemstellung ange-
knüpft werden. 

Die Polizei-Führungsakademie in Münster hat zum 
Thema „Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in den 
Reihen der Polizei" in Verbindung mit den Universi-
täten Trier, Essen und München eine wissenschaftli-
che Untersuchung durchgeführt, um die Ursachen 
und das Phänomen dieser Thematik zu erforschen. 
Das Ergebnis wird Ende 1995 veröffentlicht. 
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H. Einzelne Lebensbereiche: Erreichtes - Unzureichendes - anzustrebende 
Entwicklungen 

1. Bildung und Ausbildung 
Bildung und Ausbildung sind ein zentrales Förde-
rungsinstrument für die berufliche und soziale Inte-
gration von Migrantinnen und Migranten. 

Die Eingliederung in Deutschland lebender Kinder 
und Jugendlicher mit ausländischem Paß in die 
Schule und in die berufliche Ausbildung hat sich in 
den letzten Jahren zwar langsam, aber kontinuierlich 
verbessert. Im Vergleich zu den gleichaltrigen Deut-
schen besteht jedoch beim Schulbesuch, bei den 
Schulabschlüssen und in der beruflichen Ausbildung 
noch ein deutlicher Rückstand. Es läßt sich zeigen, 
daß der Bildungsgrad sowohl im schulischen wie im 
beruflichen Bereich im Durchschnitt deutlich unter-
halb des Niveaus gleichaltriger Deutscher liegt. Ein 
niedriges Bildungsniveau wiederum erschwert einer-
seits die Akzeptanz von Migrantinnen und Migran-
ten bei der einheimischen Bevölkerung und wirkt 
sich andererseits negativ auf das soziale Ansehen 
und Selbstwertgefühl der Migrantenkinder aus. 

Nicht das Einreisealter oder die Aufenthaltsdauer 
allein führen dazu, daß die Chancenungleichheiten 
verschwinden, obgleich ein möglichst frühzeitiger 
Eintritt in das deutsche Schulsystem dem Schulerfolg 
förderlich ist. Verbesserter Zugang zum gesamten 
Schul- und Ausbildungssystem, verbunden mit ent-
sprechenden, die Chancengleichheit fördernden 
Maßnahmen für Migrantenkinder sind geboten, um 
ihre Integration in die Gesellschaft in Deutschland zu 
erleichtern. Es muß zukünftig ein vordringliches Ziel 
der Politik bleiben, die Bildungs- und Ausbildungssi-
tuation für Migrantenkinder durch gezielte Maßnah-
men zu verbessern (siehe auch IV. 1.1). 

1.1 Beteiligung an Bildung und Ausbildung 

1.1.1 Schülerinnen und Schüler mit ausländischem 
Paß an allgemeinbildenden und beruflichen 
Schulen 

Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß an 
allgemeinbildenden Schulen sind überwiegend in 
Deutschland geboren und aufgewachsen. Die Unter-
schiede im Schulbesuch zwischen deutschen und 
ausländischen Jugendlichen zeigen sich in der un-
gleichen Verteilung auf die verschiedenen Schul-
arten und in der Entwicklung der Schulabschlüsse. 
Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß 
sind nach wie vor an den Hauptschulen und Sonder-
schulen überrepräsentiert und an den Realschulen 
und Gymnasien deutlich unterrepräsentiert, wenn-
gleich seit Mitte der achtziger Jahre ein leichter 
Trend zur gymnasialen Ausbildung festzustellen ist. 

1993 besuchten 1 097 600 Schülerinnen und Schüler 
mit ausländischem Paß die allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen einschließlich Kollegschulen 
(Nordrhein-Westfalen) in der Bundesrepublik 
Deutschland. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der Schü-
ler betrug 9 %: 78,9 % (866 218) davon besuchten all-
gemeinbildende, 21,1 % (218 321) berufliche Schulen. 
Die Familien des weit überwiegenden Anteils stamm-
ten aus Griechenland, Italien, dem ehemaligen Jugo-
slawien, Portugal, Spanien und der Türkei. 1993 besa-
ßen 75 % der allgemein- oder berufsbildende Schulen 
besuchenden Schülerinnen und Schüler mit ausländi-
schem Paß eine dieser Staatsangehörigkeiten, darun-
ter waren allein in 42 % mit türkischer Staatsangehö-
rigkeit (vgl. Tabellen 17 und 18 im Anhang). 

Bei den allgemeinbildenden Schulen verteilten sich 
die ausländischen Schüler 1993 zu 38,1 % auf Grund-
schulen, zu 25,3 % auf Hauptschulen, zu 9,9 % auf 
Gymnasien und Abendgymnasien, zu 9,0 % auf Real-
schulen und Abendrealschulen, zu 5,9 % auf Sonder-
schulen für Lernbehinderte und für sonstige Behin-
derte sowie zu 6,4 % auf Gesamtschulen und Freie 
Waldorfschulen (vgl. Tabelle 19 im Anhang). Dage-
gen besuchten 1991 von den deutschen Schülerinnen 
und Schülern 13,6 % eine Hauptschule, 3,4 % eine 
Sonderschule und 24,1 % ein Gymnasium. 

Von allen Schülern der beruflichen Schulen hatten 
1993 rund 9 % einen ausländischen Paß, die Mehr-
heit davon einen türkischen oder einen aus Nachfol-
gestaaten des ehemaligen Jugoslawien. Der Anteil 
war am höchsten in den Berufsschulen mit 66,8 %, 
gefolgt von den Berufsfachschulen mit 14,9 % und 
den Berufsaufbauschulen mit 9,5 %. Die Fachober-
schulen hatten einen Anteil von Schülerinnen und 
Schülern mit ausländischem Paß von 2,4 %, die Fach-
gymnasien von 2,3 %. Den geringsten Anteil hatten 
mit 1,8 % die Fachschulen aufzuweisen (vgl. Ta-
belle 20 im Anhang). 

Insgesamt ist festzustellen, daß in weiterführenden 
Zweigen des beruflichen Schulwesens nur relativ 
wenige Schülerinnen und Schüler mit ausländischem 
Paß vertreten sind (Fachoberschulen und Fachschu-
len). Berufsfachschulen besuchen sie in gleichem 
Maße wie deutsche Schüler, doch während jeder 
neunte deutsche Schüler die Fachschulen und die 
Schulen des Gesundheitswesens besuchte, tat dies 
nur jeder fünfundzwanzigste nichtdeutsche Schüler. 
Auch hier besteht weiterhin ein erheblicher Nachhol-
bedarf, zumal zur Zeit ein Drittel der Schülerinnen 
und Schüler mit ausländischem Paß diese Schulen 
ohne Abschluß verläßt.') 

In der Entwicklung der Schulabschlüsse zeigen sich 
die Unterschiede im Schulbesuch von deutschen und 
ausländischen Schülern besonders deutlich. 
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1993 sind 79 100 nichtdeutsche Schülerinnen und 
Schüler aus den allgemeinbildenden Schulen entlas-
sen worden. Nach Art des Schulabschlusses am Ende 
der Vollzeitschulpflicht ergibt sich folgendes Bild: 
44,4 % (34 407) erzielten einen Hauptschulabschluß; 
16,5 % verließen gar die Schule ohne einen solchen; 
nur 26,3 % (21 042) erreichten einen Realschul- oder 
einen entsprechenden Abschluß. Dagegen sicherten 
sich knapp 37 % der deutschen Schüler durch einen 
Realschulabschluß bessere Startchancen in den Be-
ruf. Besonders kraß klaffen die Anteile der Abiturien-
ten auseinander: Nur 8,4 % (6 641) der Schulabsol-
venten mit ausländischem Paß erlangten die Hoch-
schulreife. Der Anteil ihrer deutschen Altersgruppe 
liegt bei 28,3 % (vgl. Schaubild 2 im Anhang). 

Es ist hervorzuheben, daß ausländische Schülerinnen 
und Schüler die allgemeinbildenden Schulen heute 
seltener als früher ohne Schulabschluß verlassen 
(1992 waren es 21 % gegenüber 34 % im Jahre 1983). 
Das Niveau ihrer Schulabschlüsse hat sich erhöht. 
Dennoch ist der Abstand zwischen deutschen und 
nichtdeutschen Schulabsolventen nicht geringer ge-
worden, da auch bei den deutschen Schulabgängern 
der Trend zu höheren Abschlüssen anhält. 8 ) 

Nachholbedarf an höheren Schulabschlüssen besteht 
vor allem bei den 454 000 Schülerinnen und Schülern 
mit türkischem Paß: lediglich 30 000 (6,6 %) sind Ab-
iturienten und 84 000 (18,4 %) Realschüler, hingegen 
72,1 % Hauptschüler. Schülerinnen und Schüler mit 
einer der Staatsangehörigkeiten der Nachfolgestaa-
ten des ehemaligen Jugoslawien erreichten am häu-
figsten eine Mittlere Reife oder das Abitur (32,9 bzw. 
16,6 %). Von italienischen Schülerinnen und Schü-
lern erhielten 56,3 % den Hauptschulabschluß, 
29,8 % die Mittlere Reife und 11 % erwarben die 
Hochschulreife. Schüler mit griechischem Paß sind 
weitaus häufiger in Gymnasien vertreten: jeder achte 
von ihnen besuchte ein Gymnasium, dagegen nur je-
der sechzehnte türkische und jeder siebzehnte italie-
nische Schüler. Ein entsprechend ungleiches Zahlen-
verhältnis weist der Sonderschulsektor auf. So be-
suchte jeder fünfzehnte türkische und jeder drei-
zehnte italienische Schüler eine Sonderschule, dage-
gen aber nur jeder achtundzwanzigste griechische 
Staatsangehörige. 9) 

Die Gründe für eine solche ungleiche Sonderschul-
verteilung liegen unter anderem in den ungleichen 
Eingangsvoraussetzungen in das Bildungssystem. 
Will man den Bildungsgrad der Schülerinnen und 
Schüler mit ausländischem Paß erhöhen, so muß un-
ter anderem mit möglichst frühzeitiger Informations-
und Aufklärungsarbeit bei den Eltern begonnen wer-
den. Zu diesem Zweck haben Bund und Länder in 
den letzten Jahren Modelle gefördert, die die Infor-
mation ausländischer Jugendlicher und ihrer Eltern 
über Möglichkeiten schulischer und beruflicher Bil-
dung verbessern und gleichzeitig Betriebe ermun-
tern, verstärkt auch Jugendlichen mit ausländischem 
Paß Ausbildungsstellen anzubieten. 

Aus den beruflichen Schulen wurden 1993 78 500 
Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß 
entlassen, darunter 57,5 % aus der Berufsschule, 
18,8 % aus der Berufsfachschule, 14,4 % aus dem Be

-

rufsvorbereitungsjahr, 3,4 % aus dem Berufsgrund-
bildungsjahr und 2,4 % aus der Fachoberschule. Aus 
Fachschulen kamen 1,3 % und aus Fachgymnasien 
1,6 % der nichtdeutschen Schulabsolventen. 10 ) 

Insgesamt zeigt sich, daß der Bildungsgrad der Schü-
lerinnen und Schüler deutlich unterhalb des Niveaus 
gleichaltriger Deutscher liegt. 

1.1.2 Ausländische Studentinnen und Studenten 
an deutschen Hochschulen 

Insgesamt 7 % der Studentinnen und Studenten an 
deutschen Hochschulen haben einen ausländischen 
Paß. Es gilt allerdings zu berücksichtigen, daß 40 % 
der ausländischen Studierenden eine deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung, also eine an deut-
schen Schulen erlangte Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife besitzen und damit zu den sogenannten 
Bildungsinländern gehören. Der Anteil der Bildungs-
inländer unter den ausländischen Studierenden 
steigt. Die amtliche Statistik differenziert leider im-
mer noch nicht zwischen Bildungsinländern und Bil-
dungsausländern.11) 

Unter den im Wintersemester 1991 an deutschen 
Hochschulen studierenden Ausländern stellten die 
Türken die Mehrheit dar (14 479). Die Zahl der Stu-
dentinnen und Studenten aus anderen ehemaligen 
Anwerbeländern betrug für das Wintersemester 1991 
wie folgt: 

6 754 Studentinnen und Studenten mit griechischer 
Staatsangehörigkeit, 

4 114 Studentinnen und Studenten einer der Staats-
angehörigkeiten der Nachfolgestaaten des 
ehemaligen Jugoslawien, 

3 728 Studentinnen und Studenten mit italienischer, 

2 052 mit spanischer und 

724 mit portugiesischer Staatsangehörigkeit. 

Relativ große Gruppen von Studierenden kommen 
aus Frankreich, Großbritannien, Österreich, China, 
Iran, Korea und den USA. 

Die Aufteilung nach Studienrichtungen kann aus der 
Tabelle 21 im Anhang entnommen werden. 

Seit Wintersemester 1990/91 bewerben sich Bil-
dungsinländer für die zentral vergebenen Studien-
plätze wie ihre deutschen Mitbewerber bei der Zen-
tralen Vergabestelle (ZVS). Bildungsinländer aus 
EU-Staaten werden im Verteilungsverfahren wie 
Deutsche behandelt; solche aus Nicht-EU-Staaten 
fallen seit Wintersemester 1993/94 nicht mehr unter 
die Ausländerquote (dies gilt leider nicht in allen 
Bundesländern, vergleiche dazu 1.2). 

Nach einer Untersuchung des Zentrums für Türkei-
studien 12)  äußern Studentinnen und Studenten mit 
türkischem Paß hinsichtlich ihrer Situation an deut-
schen Hochschulen, daß sie schlecht über das Stu-
dium informiert sind, was zu einer mangelnden 
Orientierung zu Beginn des Studiums führe. Darüber 
hinaus äußern sie, daß sie sowohl im Hochschul- als 
auch in weiteren Lebensbereichen benachteiligt 
seien. Ein Großteil der Studentinnen und Studenten 
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geht davon aus, nach erfolgreichem Abschluß des 
Studiums nicht die gleichen beruflichen Chancen 
wie ihre deutschen Kommilitonen zu haben. 

1.1.3 Die berufliche Bildung Jugendlicher 
mit ausländischem Paß 

Auch heute noch ist die Ausbildungssituation nicht-
deutscher Jugendlicher problematisch. Mehr als die 
Hälfte der jungen Frauen (siehe dazu Kapitel IV.1 
„Frauen und Mädchen ausländischer Herkunft") und 
fast die Hälfte der jungen Männer, die heute 20-30 
Jahre alt sind, haben keinen beruflichen Ausbil-
dungsabschluß. Ein Teil dieser Gruppe ist arbeitslos, 
ein anderer Teil hat sich aus dem offiziellen Arbeits-
markt zurückgezogen oder ist in den grauen Markt 
von Gelegenheitsarbeiten und ungesicherten Be-
schäftigungsverhältnissen ausgewichen, andere ar-
beiten als Ungelernte. Zwar ist auch eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung keine Garantie für einen 
Arbeitsplatz, aber gerade für ausländische Jugend-
liche ist sie eine fast unabdingbare Voraussetzung. 
Ohne Zweifel werden noch besondere Anstrengun-
gen nötig sein, um eine Ausbildungsbeteiligung zu 
erreichen, die der deutscher Jugendlicher entspricht. 

Obwohl die absolute Zahl der Auszubildenden mit 
ausländischem Paß jährlich gestiegen ist (von 57 000 
im Jahr 1986 auf 120 000 im Jahr 1992), war ihr pro-
zentualer Anteil auch 1992 noch zu gering (8,6 %). Er 
liegt damit noch immer weit unter ihrem Anteil an 
der gleichalt rigen Wohnbevölkerung, der rund 15 % 
beträgt. Nach den oben genannten Zahlen sind 
38,8 % der Jugendlichen mit griechischer, 44 % mit 
türkischer, 50,8 % mit italienischer, 48 % mit portu-
giesischer, 57,4 % mit spanischer Staatsangehörigkeit 
und 42,8 % mit einem der Pässe des ehemaligen 
Jugoslawien in einer beruflichen Ausbildung. Die 
meisten ausländischen Auszubildenden besitzen die 
türkische Staatsangehörigkeit (45 %) (vgl. Tabelle 22). 
Gegenüber dem Vorjahr ist ihre Zahl um rund 5 000 
(11 %) angestiegen. Mit 16 544 bilden die Auszubil-
denden aus einem der Nachfolgestaaten des ehema-
ligen Jugoslawien die zweitstärkste Gruppe; ihre An-
zahl ist am stärksten gewachsen (26 %). Dagegen lie-
gen die Zahlen der Auszubildenden für die übrigen 
EU-Länder (Italien, Griechenland, Portugal) nur ge-
ringfügig höher als im Vorjahr, für Spanien etwas 
niedriger. 13) 

1992 waren von allen deutschen Schülerinnen und 
Schülern fast zwei Drittel Auszubildende (Berufs-
schüler), von den Schülerinnen und Schülern mit 
ausländischem Paß nur etwas mehr als die Hälfte 
(54 %). Rund 80 % der deutschen Jugendlichen neh-
men eine Ausbildung im dualen System auf. Von den 
Jugendlichen mit ausländischem Familienhinter-
grund sind es 40,4 %; 1987 waren es nur 26,9 %. Die 
Ausbildungsbeteiligung nichtdeutscher Jugendlicher 
hat sich damit in den letzten Jahren erhöht. 

Die Berücksichtigung der Ausbildungsquoten allein 
reicht jedoch nicht aus, um die Situation der Jugend-
lichen der verschiedenen Nationalitäten angemessen 
zu beschreiben. Vergleicht man z. B. die Daten von 
türkischen und griechischen Jugendlichen, dann fällt 
auf, daß die geringe Ausbildungsquote der Jugend- 

lichen mit türkischem Paß nicht durch eine stärkere 
Beteiligung im schulischen Bereich der Sekundar-
stufe II ausgeglichen wird; griechische Jugendliche 
dagegen besuchen häufig ein deutsches Gymna-
sium. Addiert man Auszubildende, Vollzeitberufs-
schüler (ohne die Teilnehmer am Berufsvorberei-
tungsjahr oder ähnlichen Maßnahmen) sowie Schü-
lerinnen und Schüler der gymnasialen Oberstufe, so 
erfaßt man nur 60 % der 14- bis unter 18jährigen. 
Dies aber bedeutet, daß 40 % all der Jugendlichen 
dieser Altersgruppe ohne jede Ausbildung im An-
schluß an die Schulpflichtzeit bleibt.1 4 ) 

Das Berufsspektrum der ausländischen Jugendlichen 
ist enger als das der deutschen Gleichaltrigen. Nach 
wie vor lernen viele von ihnen einen Beruf, dessen 
Verwertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt als gering zu 
veranschlagen war und ist. Ausländische Auszubil-
dende sind überdurchschnittlich in weniger zu-
kunftsträchtigen Branchen oder gering bezahlten 
Tätigkeiten zu finden. Sie verteilen sich anders als 
die Deutschen auf die Ausbildungsbereiche und 
-berufe. 

1992 lag der Anteil von nichtdeutschen Auszubilden-
den für freie Berufe bei 8,0 % und im öffentlichen 
Dienst bei 2,9 %. Die Mädchen fanden am ehesten 
als Friseurin (1992: 23,7 %), als Apothekenhelferin 
(16,5 %) oder als Arzthelferin (11,9 %), die Jungen als 
Metallbauer (16 %), als Kraftfahrzeugmechaniker 
(15,4 %), als Elektro- (12,9 %) oder Gas- und Wasse-
rinstallateur (14,3 %) bzw. als Maler und Lackierer 
(11,4 %) einen Ausbildungsplatz (vgl. Tabelle 23 im 
Anhang). 

Nach wie vor werden Auszubildende mit ausländi-
schem Paß weitgehend im Bereich der Indust rie- und 
Handelskammern und der Handwerkskammern aus-
gebildet. Die Einteilung nach Wirtschaftsbereichen 
(vgl. Tabelle 24 im Anhang) zeigt, daß 34 % im verar-
beitenden Gewerbe, 30 % in den sonstigen Dienstlei-
stungen, 15 % im Handel und 9 % im Baugewerbe 
ausgebildet wurden. Die Veränderung war in einzel-
nen Wirtschaftsbereichen unterschiedlich. So betrug 
der Anteil im Straßenfahrzeugbau Mitte 1993 bereits 
14 % (1991 9 %). Im Bereich der Reinigung und Kör-
perpflege stieg er im gleichen Zeitraum sogar von 
knapp 15 % auf fast 22 %. 

Ausländische Jugendliche haben es im Vergleich zu 
deutschen Gleichaltrigen besonders schwer, eine 
Lehrstelle im öffentlichen Dienst zu finden. Seit gut 
zwei Jahren bemühen sich viele Länder, nichtdeut-
sche Jugendliche für die Polizei zu gewinnen. Auch 
die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen bei der Poli-
zei ist vielerorts vorhanden. Dennoch ist bislang die 
Zahl der Polizisten ohne deutschen Paß verschwin-
dend gering. 

Die Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung von Mi-
grantenkindern unterscheidet sich nach wie vor 
deutlich von der Situation ihrer deutschen Altersge-
nossen. Die strukturelle Benachteiligung beim Ein-
tritt in das Erwerbsleben ist durch drei Stufen ge-
kennzeichnet: Erstens verteilen sich Schülerinnen 
und Schüler mit ausländischem Paß anders über die 
Schulformen als deutsche Schüler. Durch diese un-
günstige Verteilung werden von vornherein die 
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Chancen, ein Ausbildungsverhältnis eingehen zu 
können, gemindert. Zweitens stoßen sie bei einigen 
Ausbildungsbetrieben immer noch auf Ablehnung 
(vergleiche ersten Bericht, vorgelegt 1994). Drittens 
brechen, trotz hoher Motivation, mehr ausländische 
Jugendliche einmal eingegangene Ausbildungsver-
hältnisse ab als deutsche Jugendliche. Die Abbruch-
quote liegt bei Mädchen viel höher als bei männli-
chen Jugendlichen. Ergebnisse von Modellversu-
chen zeigen andererseits, daß intensive Förderungs-
maßnahmen zu einer Reduzierung der Abbrecher-
quote und zu beachtlichen Prüfungserfolgen bei Um-
schulungsteilnehmern führen können. 15 ) 

Zur Verbesserung der Chancen der jungen Migran-
ten in der beruflichen Bildung sind eine große Zahl 
von Modellprojekten umgesetzt worden. Beispielhaft 
ist auf die Erfahrungen der „Beratungsstelle zur Qua-
lifizierung ausländischer Nachwuchskräfte" (BQN) 
zu verweisen. 

Sprachdefizite und soziale Barrieren stellen die wich-
tigsten Hemmnisfaktoren für eine integrative Berufs-
bildung der Jugendlichen mit ausländischem Paß 
dar. 

1.2 Rechtliche Probleme bei der staatlichen 
Förderung der Bildung 

In ihrem ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, II. 
1.1.2.) hat die Beauftragte positiv hervorgehoben, 
daß ausländische „Bildungsinländer" (Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland) bei 
der Vergabe von Studienplätzen nunmehr Deutschen 
gleichgestellt seien. Leider ist diese Aussage zu rela-
tivieren. 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen hat festgestellt, daß ausländische 
Bildungsinländer in Nordrhein-Westfalen nach wie 
vor nicht den gleichen einklagbaren Anspruch auf 
Zugang zum Studium haben wie deutsche Staatsan-
gehörige, wenn der Studienplatz nicht über die ZVS 
vergeben wird (vgl. zu den Einzelheiten; OVG für 
das Land Nordrhein-Westfalen Beschluß vom 3. Au-
gust 1994 - 13 C 8/94 - Informationsbrief Ausländer-
recht 1995, 42). Begründung war für das OVG, daß es 
dem maßgeblichen Landesrecht keine subjektive 
Rechtsposition der ausländischen „Bildungsinlän-
der" entnehmen konnte. Da Ausländern auch nicht 
das Grundrecht aus Artikel 12 Abs.1 Satz 1 GG zur 
Verfügung steht, konnte der Betroffene - anders als 
Deutsche - nicht mit einer Klage geltend machen, die 
Kapazität der Universität sei noch nicht ausge-
schöpft. 

Der Europäische Gerichtshof hat die Rechtslage der 
Ausbildungsförderung junger EU-Ausländer, die 
Kinder von EU-Wanderarbeitnehmern sind, zu de-
ren Gunsten klargestellt , Demnach m üssen  diese 
Kinder auch dann eine Ausbildungsförderung er-
halten, wenn sie älter als 21 Jahre sind und von ih-
ren Eltern keinen Unterhalt mehr bekommen (AZ: 
C - 7/94). 

1.3 Empfehlungen 

Wie schon im ersten Bericht (vorgelegt 1994) erwähnt 
wurde, ist es nach wie vor eine Notwendigkeit, daß 
die Erkenntnisse der interkulturellen Erziehung - in-
haltlich und methodisch - in Lern- und Lehrmateria-
lien, Curricula und Lehrerausbildung sowie die Wei-
terbildung Eingang finden. 

Eine intensive Informations- und Aufklärungsarbeit 
für Eltern und Schüler ist zur Behebung des Informa-
tionsmangels hinsichtlich des dualen Bildungssy-
stems erforderlich. Auch wenn sich Jugendliche mit 
ausländischem Paß in ihren individuellen Leistungen 
zunehmend dem Leistungsprofil der deutschen Ju-
gendlichen annähern, so werden sie doch auf längere 
Zeit spezifischer Formen der Beratung, Unterstüt-
zung und Förderung bedürfen. Dies gilt in verstärk-
tem Maße für die Studienberatung und Berufsbera-
tung, die in Kooperation zwischen Elternhaus, Schule 
und Ausbildungsbetrieb durchgeführt werden sollte. 
Die Zusammenarbeit könnte auch möglichen Zwei-
feln von Eltern hinsichtlich Berufsausbildung und Be-
rufswahl, aber auch möglichen Vorurteilen von Aus-
bildungsbetrieben entgegenwirken. 

Institutionen und außerschulische Fördermodelle 
sollten eine stärkere finanzielle Unterstützung erhal-
ten, um das Personal und die Betreuungsangebote 
für diese Zielgruppe aufstocken zu können. Durch 
die Vorbereitung von entsprechendem Beratungsma-
terial und Informationsschriften sollte die Beratungs-
arbeit gefördert werden. Durch verstärkte sprach-
liche Förderkurse könnten die Leistungen in der 
Schule verbessert werden. 

Beratungsstellen an den Hochschulen, z. B. in Form 
von „Universitäts-Ausländerbeauftragten" könnten 
eingerichtet werden, um den Benachteiligungen an 
den Hochschulen zu begegnen. 

Berufsvorbereitende Maßnahmen und ausbildungs-
begleitende Hilfen sollten für die ohne Abschluß von 
den beruflichen Schulen abgehenden ausländischen 
ebenso wie für benachteiligte deutsche Jugendliche 
verstärkt angeboten werden. 

Der öffentliche Dienst hat eine besondere Verantwor-
tung. Um die Ausbildungsbeteiligung zu steigern, 
den Integrationsgrad zu erhöhen und das Vertrauen 
ihm gegenüber zu stärken, sollten hier deutlich mehr 
Jugendliche mit ausländischem Paß ausgebildet wer-
den. 

2. Beschäftigung 

2.1 Entwicklung der Ausländerbeschäftigung 

Das Angebot ausländischer Arbeitskräfte nahm auch 
1993 wanderungsbedingt stark zu; demographisch 
bedingte Zuwächse der zweiten und dritten Auslän-
dergeneration und erhöhte Erwerbsbeteiligungen 
fielen dagegen nach Eikenntnissen der Bundesan-
stalt für Arbeit 16) kaum ins Gewicht. Ohne Asylbe-
werber wird ein um die Abwanderungen saldierter 
Zuwanderungseffekt für 1993 von rund 110 000 
Migrantinnen und Migranten angenommen, rund 

 



Drucksache 13/3140 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

25 000 weniger als 1992. Der entsprechende Zu-
wachs bei Asylbewerbern, für den es vollständige Er-
werbstätigenzahlen ebensowenig gibt wie Auf-
schlüsselungen der stillen Rese rve am Arbeitsmarkt, 
wird für 1993 auf 70 000 geschätzt. Insgesamt hat 
sich die Zahl ausländischer Erwerbspersonen 1993 
nach Schätzung der Bundesanstalt für Arbeit dem-
nach um 180 000 Personen vergrößert. 

Die Änderung der Asylgesetzgebung zum 1. Juli 
1993 dürfte bei der Schätzung des ausländischen Ar-
beitskräfteangebots nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, denn obwohl Asylbewerber in der Regel spä-
testens drei Monate nach Einreise ein grundsätzli-
ches Zutrittsrecht zum Arbeitsmarkt erhalten, finden 
nur wenige eine Arbeitsstelle und gehören, da sie 
nur dann als Arbeitslose registriert werden, wenn sie 
nach einer erstmaligen Beschäftigung Anspruch auf 
Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe haben, meist 
der stillen Rese rve an. Diese wird vom Institut für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung für 1993 bei allen 
Ausländern auf 0,63 Mio. geschätzt. 17 ) 

Neben dem Rückgang der Zuwanderung über das 
Asylverfahren hat auch die restriktivere Haltung der 
Arbeitsämter bei der Gewährung von Arbeitserlaub-
nissen aufgrund eines Erlasses des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Sozialordnung vom März 1993 
(siehe Bericht, vorgelegt 1994, II.2.12), den Vorrang 
bevorrechtigter Arbeitnehmer am deutschen Arbeits-
markt konsequent durchzusetzen, zum Absinken der 
Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern 
beigetragen. Trotz des Anstiegs des ausländischen 
Arbeitskräfteangebotes (s. o.) ist die Zahl der erteil-
ten Arbeitserlaubnisse 1993 um 70 600 auf 1 284 200 
zurückgegangen. Die Zahl der abgelehnten Arbeits-
erlaubnisse stieg 1993 stark um 28 574 oder 79,1 % 
auf 64 700. Insbesondere die allgemeine Arbeitser-
laubnis (1993 Rückgang um 149 600 auf 845 300) und 
hier die erstmalige Aufnahme einer Beschäftigung 
(1993 Rückgang um 104 500 auf 359 400) wurden 
stark eingeschränkt. 18 ) 

Zu Recht weist die Bundesanstalt auf die geringen 
Steuerungsmöglichkeiten am Arbeitsmarkt mit Mit-
teln des Arbeitserlaubnisrechtes hin, da Ende 1993 
87 % von 1,2 Mio. arbeitserlaubnispflichtig beschäf-
tigten ausländischen Arbeitnehmern rechtlich auf 
dem Arbeitsmarkt deutschen Arbeitnehmern gleich-
gestellt waren. Die stark gestiegene Anzahl der er-
teilten besonderen Arbeitserlaubnisse (1991 auf 1992 
um 53 % auf 359 845; 1992 auf 1993 um 22 % auf 
438 920) ist insoweit nur die arbeitserlaubnisrechtli-
che Konkretisierung der gestiegenen Aufenthalts-
dauer dieses Personenkreises. 

Entsprechend der allgemein gesunkenen Nachfrage 
am Arbeitsmarkt, der Errichtung asylrechtlicher und 
arbeitserlaubnisrechtlicher Hürden ist die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ausländer 
von Juni 1992 bis Juni 1993 zwar noch von 2 036 154 
auf 2 183 579, also um 147 425 Personen gestiegen, 
sie nahm bis Juni 1994 jedoch um 43 047 oder 2 % ab 
(vgl. Tabelle 25 im Anhang). 

Damit wurde 1994 ein seit 1985 andauernder Trend 
des stetigen Anstiegs der Anzahl sozialversiche

-

rungspflichtig beschäftigter Ausländer in der Bun

-

desrepublik Deutschland nach 10 Jahren gestoppt. 
Das Beschäftigungswachstum des Jahres 1993 von 
7,2 % ist noch mit der großen Nachfrageintensität 
ausländischer Arbeitnehmer bei Hinnahme weniger 
anspruchsvoller Arbeits- und Lohnbedingungen in 
Arbeitsmarktbereichen zu erklären, in denen deut-
sche Arbeitskräfte nicht in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stehen. 

Die Migrantinnen und Migranten aus der Türkei stel-
len auch 1994 mit 605 147 die größte Gruppe an den 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten ausländi-
schen Arbeitnehmern. Seit 1991 hat sich ihr relativer 
Anteil jedoch um 5 % verringert. Der seit 1991 zu ver-
zeichnende absolute und relative Anstieg der Perso-
nen aus dem ehemaligen Jugoslawien (1991: 
325 266, dies entspricht einem Anteil von 17,1 %; 
1994: 420 934, dies entspricht einem Anteil von 
19,7 %) hängt unmittelbar mit den Flüchtlingswande-
rungen aus dieser Region zusammen. Jedoch hat we-
der ihre absolute Zahl noch ihr relativer Anteil im 
Jahre 1994 das Gewicht des Jahres 1973 erreicht 
(vgl. Tabelle 25 im Anhang). 

1993 und 1994 ist vor allem die Anzahl der sozialver-
sicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmer aus 
den EU-Staaten kontinuierlich angestiegen, wobei 
besonders der Zuwachs aus Italien, Frankreich, Grie-
chenland und den Niederlanden ins Gewicht gefal-
len ist. 

Der Anteil der Türken an den sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten ausländischen Arbeitnehmern 
ist mit 28,3 % ungefähr so groß wie vor 14 Jahren, der 
Anteil der Arbeitnehmer aus den EU-Staaten liegt 
mit 27,5 % in der gleichen Größenordnung wie der 
türkische, der Anteil aus den „Sonstigen Nationen" 
ist mit rund einem Viertel (24,5 %) jedoch doppelt so 
groß wie vor 30 Jahren (1965: 12,3 %), ein Hinweis 
auf die stärkere internationale Verflechtung des 
deutschen Arbeitsmarktes. 

Folgt man einer dreiphasigen Einteilung der Arbeits-
kräftemigration in die Bundesrepublik Deutschland 
(Anwerbephase 1955-1973, Konsolidierungsphase 
der Ausländerbeschäftigung 1973-1980, seit 1981 re-
striktive Ausländerpolitik) so fällt auf, daß trotz der 
kontinuierlichen politischen und damit bevölke-
rungsmäßigen Ausdehnung Europas die absolute 
Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Ausländer aus dem jeweils aktuellen EU-Raum ab 
1973 (1 094 115 Personen) bis 1992 (493 874 Perso-
nen) kontinuierlich abgenommen hat, sie 1993 und 
1994 jedoch wieder maßvoll gestiegen ist (auf 
579 284 bzw. 589 355 Personen), dies ist sicher auch 
ein Ergebnis des Vermittlungsvorranges dieses Per-
sonenkreises. 

Seit zehn Jahren liegt somit der Anteil der EG-stäm-
migen Arbeitnehmer in Deutschland bei weniger als 
einem Drittel aller sozialversicherungspflichtig be-
schäftigten Ausländer. Dies kann als ein Zeichen 
dafür angesehen werden, daß die Freizügigkeit im 
stetig wachsenden EU-Rahmen keine quantitativen 
Arbeitsmarktprobleme hervorgerufen hat. Die Zahl 
potentieller Zuwanderer aus den europäischen Län-
dern, die sich bis auf Irland alle in einer ähnlichen 
migrationspolitischen und demographischen Situa- 
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tion befinden wie die Bundesrepublik Deutschland, 
hat sich trotz der gegebenen Freizügigkeit unter an-
derem deshalb nicht abrupt erhöht, weil im Verlauf 
der bisherigen EU-Integration Handelsverflechtun-
gen und konvergierende Einkommensentwicklun-
gen die überall gestiegene Arbeitslosigkeit abgefe-
dert haben. 19 ) 

Ähnlich gering wie der Anteil der ausländischen 
Wohnbevölkerung in den neuen Bundesländern (sie-
he Kapitel I.1.6 „Räumliche Verteilung") von etwa 
ein bis anderthalb Prozent der Wohnbevölkerung in 
Deutschland insgesamt ist der Anteil der sozialversi-
cherungspflichtig ausländischen Beschäftigten in 
diesem Teil Deutschlands. Er lag Ende September 
1993 mit 35 000 bis 40 000 ausländischen Beschäftig-
ten bei unter 1 % aller Beschäftigten. Über die In-
tegration der Vertragsarbeitnehmer der ehemaligen 
DDR in den (ost)deutschen Arbeitsmarkt liegen keine 
statistisch verwertbaren Erkenntnisse vor. Ein Indiz 
könnte der Anstieg der Erteilung besonderer Arbeits-
erlaubnisse für ausländische Arbeitnehmer von 1992 
auf 1993 von 6 909 oder 102,8 % auf 13 632 im Bun-
desgebiet Ost sein. 20) 

Entsprechend dem Anteil der ausländischen Arbeit-
nehmer an den sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten in Ostdeutschland von unter 1 % liegt mit 1993 
jahresdurchschnittlich 14 600 Personen und gut 1 % 
auch der Anteil an den Arbeitslosen in den neuen 
Bundesländern insgesamt bei dieser Größenordnung. 
Bezogen auf die sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten und die Arbeitslosenquote in Ostdeutsch-
land 1993 insgesamt errechnet sich daraus eine dop-
pelt so hohe Arbeitslosenquote wie bei Deutschen, 
nämlich ca. 30 % gegenüber 15,8 %. 

Die Arbeitsvermittlung von Ausländern hat sich ge-
genüber 1993 auf 15 300 (2 % aller Vermittlungen) 
verdoppelt. 

2.2 Stellung im Beruf 

Nach wie vor ist der weitaus größte Teil der erwerbs-
tätigen Migrantinnen und Migranten als Angestellte 
und Arbeiter abhängig beschäftigt (vgl. Tabelle 26 
im Anhang). Im Jahr 1993 waren von den 2 884 000 
ausländischen Erwerbspersonen 7,4 % (213 000) 
Selbständige, 0,6 % (18 000) waren - überwiegend 
weibliche - mithelfende Familienangehörige. Der 
Anteil der Angestellten ist seit 1987 signifikant von 
19,1 % auf 25,3 % 1993 gestiegen. Absolut hat sich 
der Anteil der Angestellten von 352 000 auf 729 000 
mehr als verdoppelt. Dementsprechend ist der Anteil 
der Arbeiter in diesem Zeitraum von 73,7 % 1987 auf 
66,7 % 1993 zurückgegangen, die absolute Zahl stieg 
jedoch von 1 358 000 auf 1 925 000. 

Zieht man den Anteil der ausländischen Angestellten 
im Vergleich zu den deutschen Angestellten als Maß-
stab beruflicher Integration heran, so zeigt sich eine 
langsame Angleichung im Laufe der letzten Jahre. 
1992 waren 53,5 % der deutschen Erwerbsbevölke-
rung als Angestellte tätig, bei den ausländischen Er-
werbspersonen stieg dieser Anteil von 1977 11,9 % 
über 1984 15,8 % und 1989 21,1 % auf über 25 % 1993 

kontinuierlich an; steigende Aufenthaltsdauer und 
zunehmende Qualifizierung ausländischer Jugendli-
cher im dualen Ausbildungssystem der Bundesrepu-
blik Deutschland wirken sich aus. 

2.3 Ausländerbeschäftigung 
nach Wirtschaftsbereichen 

Der Anteil der Migrantinnen und Migranten an den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten war mit 
9,4 % Ende Juni 1994 im Bundesgebiet (West) anteil-
mäßig knapp niedriger als Ende Juni 1977 mit 9,5 %, 
absolut lag die Zahl 1994 jedoch mit 2 140 532 um 
rund eine Viertelmillion über der von 1977. 

Betrachtet man die Entwicklungen innerhalb der ein-
zelnen Wirtschaftsabteilungen (vgl. Tabelle 27 im 
Anhang), so fallen folgende Verschiebungen im Zeit-
ablauf ins Auge: 

Begleitet von starken saisonbedingten Schwankun-
gen ist die Anzahl der ausländischen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, die in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie in der Fischerei arbeiten, mit 
rd. 28 000 heute größer als 1983 (16 500); im Wirt-
schaftsbereich Bergbau und Energie ist die Zahl der 
ausländischen Beschäftigten seit 1983 kontinuierlich 
- durch den Strukturwandel bedingt - von rd. 35 000 
auf rd. 25 000 Arbeitnehmer gesunken; das verarbei-
tende Gewerbe mit rd. 880 000 Beschäftigten (am 
30. Juni 1994) und den absolut gesehen weitaus mei-
sten ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern hat beim Auf- und Abbau der Be-
schäftigungsverhältnisse die konjunkturelle Ent-
wicklung der letzten Jahre am stärksten nach-
vollzogen und damit deren Pufferfunktion sehr deut-
lich gemacht. Das Baugewerbe hat (jeweils Ende 
Juni) seit 1988 (139 220 Beschäftigte) bis 1994 
(214 322 Beschäftigte) die Zahl der beschäftigten 
Ausländer kontinuierlich aufgestockt. 

Auch in den übrigen Wirtschaftsbereichen (Handel, 
Verkehr, übrige Dienstleistungsbereiche) ist Anzahl 
und Anteil der ausländischen Arbeitnehmer in den 
letzten 18 Jahren kontinuierlich angestiegen. Die 
entsprechenden Angaben (jeweils am 30. Juni) lau-
ten: Handel (1983: 114 010; 1994: 217 220), Verkehr 
(1983: 65 677; 1994: 101 232), andere Dienstleistun-
gen - ohne Kreditinstitute, Versicherungen, private 
Haushalte, Gebietskörperschaften - (1983: 298 914; 
1994: 566 311). 

Diese Entwicklung der letzten Jahre (immer noch 
überproportionale Beschäftigung in besonders belas-
tenden Berufen bei gleichzeitig stärkerer Repräsen-
tanz im Dienstleistungs- bzw. Angestelltenbereich) 
macht auch die Einteilung der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten nach ausgeübten Berufen 
zum 31. März 1994 (Bundesgebiet West) deutlich. 

Bei folgenden Berufen lag der Anteil der ausländi-
schen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 
20 %: Schweißer (28,3 %), Montierer und Metallberu-
fe (25,7 %), Kunststoffverarbeiter (24,8 %), Gästebe-
treuer (24 %), Hilfsarbeiter (23,9 %), Ernährungsberu-
fe (22,8 %), Bergleute (21,7 %), Reinigungsberufe 
(21,7 %). 
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Über die höheren Belastungen der ausländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wurde im er-
sten Bericht der Beauftragten (Bericht, vorgelegt 
1994, II. 2.4) berichtet. Darüber hinaus sind keine 
umfassenden neuen Erkenntnisse zu dieser Frage 
bekannt. Aus den Statistiken der Unfallversiche-
rungsträger allein lassen sich keine Schlüsse über 
eine überproportionale Gefährdung legal beschäftig-
ter ausländischer Arbeitnehmer an ihrem Arbeits-
platz ziehen. 

Einen Hinweis mag jedoch folgender Sachverhalt lie-
fern: „Auf ausländische Arbeitnehmer konzentrieren 
sich 15 % der tödlichen Unfälle, bei den Beschäftig-
ten weist diese Personengruppe jedoch nur einen 
Anteilswert von 8 % auf. Da nicht bekannt ist, ob ihre 
Arbeitsplätze hinsichtlich Struktur und Arbeitsbedin-
gungen mit denen der deutschen Arbeitnehmer ver-
gleichbar sind, lassen die genannten Anteilswerte 
keine Interpretation zu." 21 ) 

Eine genauere Analyse der Arbeitsplätze und Ar-
beitsbedingungen und damit auch der Unfall-
ursachen ist hier offensichtlich angezeigt, um den Ar-
beitsschutz durch entsprechende Maßnahmen nach-
haltig zu verbessern. 

2.4 Einkommen 

Im ersten Bericht, vorgelegt 1994 (II.2.6.) wurden die 
unterschiedliche Entlohnung in- und ausländischer 
Arbeitnehmer (ca. 12 % Differenz) und die Ursachen 
hierfür dargestellt (geringere Qualifikation, „ungün-
stige" Branchen, geringere Kapitalausstattung des 
Arbeitsplatzes). Aktuellere Erkenntnisse hierzu lie-
gen nicht vor, wohl aber geben eine Reihe neuerer 
Untersuchungen über die Entwicklung in den Jahren 
bis 1989 Hinweise auf Faktoren, deren Wirkung sich 
zwischenzeitlich kaum abgeschwächt haben dürfte. 

Aufgrund einer Analyse des Mikrozensus 1985, der 
die Wohnbevölkerung zugrundeliegt, sind „weniger 
krasse" Einkommensunterschiede zwischen In- und 
Ausländern feststellbar. 22) Deutsche Männer erziel-
ten hiernach ein um 9 % höheres Einkommen als 
Ausländer, was im wesentlichen auf Ausbildungsdif-
ferenzen zurückzuführen war. Ähnlich verhielt es 
sich beim Vergleich ausländischer und deutscher 
Frauen, wobei geringere Bildungsdauer und längere 
Arbeitszeiten bei den Migrantinnen dazu führten, 
daß die Einkommensmittelwerte beider Gruppen 
kaum differierten. Dieselbe Studie') errechnete eine 
„Diskriminierungskomponente" von 10 % im Jahr 
1985; nach dieser Schätzung ist ausländischen Frau-
en ein zusätzlicher Verdienst von 10 % aufgrund der 
Einkommensdiskriminierung nach Nationalität ent-
gangen. Hinzu tritt die Diskriminierungskomponente 
nach Geschlecht, weshalb berufstätige Ausländerin-
nen nach dieser Betrachtungsweise doppelt benach-
teiligt werden. 

Eine Entwicklung, die sich in den letzten Jahren eher 
verschärft haben dürfte, läßt sich für die Jahre 1984 
bis 1989 anhand der Analyse der Haushaltsnettoein-
kommen beschreiben, 24) die ein besonders geeigne-
ter Indikator für die Darstellung der Wohlfahrtsent-
wicklung einer Bevölkerungsgruppe sind: „Insges

-

amt zeigt sich zwischen 1984 und 1989 eine Ver-
schlechterung der Einkommenssituation ausländi-
scher Haushalte gemessen an der Entwicklung deut-
scher Haushalte. Ausländische Haushalte können 
kaum in höhere Einkommenspositionen aufsteigen, 
und insbesondere türkische Haushalte haben ihre re-
lative Einkommensposition im Zeitverlauf deutlich 
verschlechtert." 25) 

Bei der Analyse der Bruttoverdienste abhängig Be-
schäftigter ist festzuhalten, daß die Einkom-
mensdifferenz zwischen Deutschen und Ausländern 
in diesem Zeitraum weitgehend unverändert be-
stehen blieb, ausländische Männer ihr Einkommen 
überdurchschnittlich verbessern konnten, der Ein-
kommenszuwachs ausländischer Frauen dagegen 
unterdurchschnittlich war. Während das Einkommen 
ausländischer Facharbeiter nur wenig unterhalb dem 
deutscher Facharbeiter lag, sank das Bruttoeinkom-
men ungelernter deutscher Arbeiter - bei einem ho-
hen Anteil teilzeitarbeitender Frauen - im Untersu-
chungszeitraum um 1,7 %, das der ausländischen 
Kollegen stieg um 12,1 %. Die Schlußfolgerung, daß 
„ungelernte und teilweise auch angelernte Tätigkeit 
... also zur Domäne ausländischer Beschäftigter ge-
worden sind" 26) wird durch den insgesamt geringen 
Anteil Vollerwerbstätiger in diesem Bereich margina-
ler Beschäftigungspositionen unterstrichen. 

Das Einkommen ausländischer Angestellter lag zwar 
in den Jahren 1984 bis 1989 deutlich unterhalb dem 
deutscher Beschäftigter, höhere durchschnittliche 
Einkommenssteigerungen bei ausländischen Ange-
stellten ließen jedoch ein gewisses Aufholen erken-
nen. „Ausländer der zweiten Generation können sich 
zwar aus untersten Einkommenspositionen lösen, je-
doch kaum aus mittleren in höhere Positionen auf-
rücken" . 27) Sie laufen sogar Gefahr, aus der einmal 
erreichten Position wieder abzusteigen. 

2.5 Arbeitslosigkeit 

Als abhängig Beschäftigte erwerbstätig zu sein, ist - 
schon von ihrer Migrationsgeschichte her - bei der 
weitaus überwiegenden Zahl der Ausländerinnen 
und Ausländer das wichtigste gesellschaftliche 
Handlungsfeld sozialer Integration in die Gesell-
schaft in Deutschland. Nicht arbeiten zu dürfen, im 
Wettbewerb um knapper werdende Arbeitsplätze 
nicht mithalten zu können oder in der eigenen Ar-
beitsfähigkeit nicht so wie andere Mitkonkurrenten 
gefördert zu werden, stellt deshalb ein Integrations-
hemmnis erster Ordnung dar. 

Wiederholte oder langandauernde Arbeitslosigkeit 
ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
bedarf deshalb besonderer politischer Aufmerksam-
keit, um der Gefahr dauernder Dequalifizierung oder 
von Verelendungstendenzen am Rande der Gesell-
schaft entgegenzuwirken. 

Die Entwicklung der jahresdurchschnittlichen Ar-
beitslosenzahlen und Arbeitslosenquoten (vgl. Tabel-
len 28 und 29 im Anhang) zeigt, daß im Jahre 1994 
mit 409 110 ausländischen Arbeitslosen und einer 
ausländerspezifischen Arbeitslosenquote von 16,2 % 
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die seit 1980 absolut und relativ höchsten Werte er-
reicht worden sind. Die Differenz zur Arbeitslosen-
quote der Deutschen war seit 1980 nie so hoch wie 
1994 mit 7 %-Punkten, 1990 lag der Abstand noch 
mit 3,7 %-Punkten nahezu um die Hälfte niedriger. 
Selbst im März 1995 nahm die Zahl der arbeitslos ge-
meldeten Ausländer gegenüber dem Vorjahresmonat 
noch zu und zwar um 1,5 % auf 444 703 Personen bei 
einer Abnahme des Arbeitslosenbestandes gegen-
über März 1994 um 5,8 % bei allen Arbeitslosen. Der 
Anteil arbeitsloser Männer ist seit 1991 um knapp 
3 %-Punkte gestiegen und lag 1994 bei 65,3 % (vgl. 
Tabelle 30 im Anhang). 

Eine Gegenüberstellung der Arbeitslosenzahlen En-
de September 1993 und 1994 nach Deutschen und 
Ausländern, Männern und Frauen (vgl. Tabelle 30 
im Anhang) zeigt, daß die durchschnittliche Dauer 
der Arbeitslosigkeit in diesem einen Jahr bei allen 
Gruppen gestiegen ist (Deutsche: 12,2 Monate auf 
13,3 Monate, Ausländer 9,2 Monate auf 10,5 Monate), 
sie bei ausländischen Männern (1993: 9,1; 1994: 
10,5 Monate) nur geringfügig über der ausländischer 
Frauen (1993: 9,4; 1994: 10,4 Monate) gelegen hat, 
die Arbeitslosigkeit der Deutschen also durchschnitt-
lich 2 bis 3 Monate länger dauert. Während die Fälle 
der kürzerfristigen Arbeitslosigkeit (unter einem 
Jahr) bei Deutschen durchgehend weniger werden, 
bei Ausländern im Bereich unter 6 Monaten gesun-
ken sind, im Bereich von 6 bis unter 12 Monaten hier 
noch um 13,1 % gestiegen sind, waren die Zuwachs-
raten im Bereich der längerfristigen Arbeitslosigkeit 
bei Migranten noch höher als bei Deutschen: (1 bis 
unter 2 Jahre: Ausländische Männer plus 60,2 %, aus-
ländische Frauen plus 44,8 %; 2 Jahre und mehr: plus 
41,8 % bei ausländischen Männern und plus 36,3 % 
bei ausländischen Frauen). Hier baut sich noch dyna-
mischer als bei den deutschen Arbeitslosen eine 
Gruppe von Langzeitarbeitslosen auf (Ende Septem-
ber 1994 handelte es sich um 110 269 Personen), bei 
der sich an die Vermittlungsbemühungen der Bun-
desanstalt für Arbeit und an die Wirkung der Sonder-
programme zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit besondere Hoffnungen knüpfen. 

Wie in den Jahren zuvor war auch 1994 der Anteil 
der Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung mit 78,5 % nahezu doppelt so hoch wie bei den 
Deutschen (38,9 %). 

Der seit Jahren bei nahezu 80 % liegende Anteil der 
arbeitslosen Migrantinnen und Migranten ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung (vgl. Tabelle 30 im 
Anhang) an allen ausländischen Arbeitslosen und 
die ebenfalls in Tabelle 31 (siehe Anhang) für den 
Zeitraum 1990 bis 1994 dargestellten Werte für ar-
beitslose Jugendliche unter 25 Jahren unterstreichen 
die besondere Bedeutung beruflicher Bildung für 
dieses Segment der Arbeitslosigkeit. Auch wenn die 
meisten Jugendlichen mit 25 Jahren durchschnittlich 
weniger als drei Monate arbeitslos sind, so gilt für sie 
das eingangs über den Zusammenhang von Erwerbs-
tätigkeit und Integration Gesagte in besonderem 
Maße, auch wenn die Zahlen für ausländische ju-
gendliche Arbeitslose bezüglich ihrer Berufsausbil-
dung nur wenig ungünstiger sind als die für alle ar-
beitslosen Jugendlichen. 

Aufgrund der demographischen Entwicklung und 
der verlängerten Bildungsdauer treten zwar weniger 
deutsche Jugendliche in Konkurrenz zu ausländi-
schen Jugendlichen um eine Stelle am Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt (siehe Kapitel II.1 „Bildung und 
Ausbildung"). Dennoch wird der in der Mehrspra-
chigkeit dieser Bewerberinnen und Bewerber liegen-
de Wettbewerbsvorteil bei einer Einstellung nach 
wie vor verkannt. Eine Darstellung von Arbeitslosen-
quoten für Eingebürgerte wie sie für Frankreich und 
Schweden vorliegt, 28) ist leider für Deutschland nicht 
möglich. Vermutlich dürfte hier das Ergebnis wegen 
der längeren Aufenthaltszeiten ähnlich ausfallen: 
eine Quote über derjenigen der einheimischen Ar-
beitskräfte aber erheblich unter derjenigen der ar-
beitslosen Ausländer. 

Eine nationalitätenspezifische Betrachtung der Ar-
beitslosenquote (vgl. Tabellen 32 und 33 im Anhang) 
zeigt 1994 erstmals seit 1985 wieder einen Spitzen-
wert der türkischen Arbeitnehmer (18,9 %), gefolgt 
von italienischen (17,0 %) und griechischen (16,2 %), 
wobei die Anteile der Italiener, Griechen und Spanier 
1994 gegenüber 1993 gesunken sind. Die Bundesan-
stalt für Arbeit 29) sieht den hauptsächlichen Einfluß 
auf die unterschiedlichen Nationalitätenquoten in 
den Gegebenheiten der Wirtschaftszweige, in denen 
die unterschiedlichen Nationalitäten vor ihrer Ar-
beitslosmeldung tätig waren. Eine Analyse des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 30) hat ge-
zeigt, daß Merkmale wie Alter, Geschlecht, Qualifi-
kation und Region keine ausreichenden Erklärungen 
für diese Unterschiede liefern. 

Empfehlung 

Die Beauftragte mißt angesichts der aufgezeigten 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit den beruflichen 
und hier insbesondere den sprachlichen Integrations-
maßnahmen einen überragenden Stellenwert zu. 
Wie auch aus Tabelle 34 im Anhang hervorgeht, wer-
den die eigentlichen Problemgruppen nicht ausrei-
chend von den beruflichen Bildungsmaßnahmen des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) erfaßt. Deshalb 
sollte geprüft werden, ob im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel nicht mehr getan werden kann. 

Zur wirksameren Anwendung von Integrationsmaß-
nahmen angesichts sich verschärfender Problemla-
gen sollten zudem die in jedem westdeutschen Ar-
beitsamt bereits benannten Arbeitsberater für Aus-
länderfragen mindestens zur Hälfte ihrer Arbeitszeit 
für die Ausländerarbeit freigestellt werden. Diese Be-
ratungsstruktur sollte auch in den ostdeutschen Ar-
beitsämtern eingeführt werden. In Arbeitsamtsbezir-
ken mit besonders hohem Ausländeranteil sollte sich 
ein Arbeitsberater hauptamtlich ausschließlich damit 
befassen. 

2.6 Selbständige Erwerbstätigkeit, freie Berufe 

Im April 1993 (Mikrozensus) gab es in der Bundesre

-

publik Deutschland rund 213 000 selbständige aus

-

ländische Erwerbstätige und rund 18 000 mithelfen- 
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de Familienangehörige (vgl. Tabelle 26 im Anhang), 
was zusammen einen Anteil von 8 % an allen auslän-
dischen Erwerbstätigen ausmacht. Die diesen lang-
sam aber seit Jahren stetig wachsenden Anteil be-
stimmenden Faktoren wurden bereits im ersten Be-
richt der Beauftragten (Bericht, vorgelegt 1994, 
II.2.10.) zum Teil dargestellt. Auch die dort erwähn-
ten Probleme der Migranten-Unternehmer (Arbeits-
losigkeit als ein Motiv für Selbständigkeit, fehlende 
betriebswirtschaftliche und Marktkenntnisse) gelten 
nach wie vor. 

Ebenfalls nach dem Mikrozensus von 1993 waren 
176 000 Migrantinnen und Migranten in insgesamt 
vierzehn freien Berufen tätig, die meisten von ihnen 
(rd. 40 000) als Pädagogen, Wirtschaftswissenschaft-
ler (rd. 29 000) und Ärzte (rd. 13 000). 

Die integrativen Wirkungen ausländischer selbstän-
diger Erwerbstätigkeit und ihre Ursachen werden 
kontrovers diskutiert. Die eine Betrachtungsweise 
sieht von einem steigenden Anteil ausländischer 
selbständiger Erwerbstätiger positive Integrationsef-
fekte durch das Entstehen eines neuen Migranten-
Mittelstandes ausgehen, für die andere Sicht findet 
„lediglich ein Wechsel vom marginalen Arbeiter zum 
marginalen Unternehmer statt" 31) Das zitierte RWI-
- Gutachten hat zwar diese Fragestellung mangels 
ausreichender Feldforschung auch nicht abschlie-
ßend geklärt, dafür aber Entwicklung, Struktur, Per-
spektiven und gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
ausländischen Selbständigen dargestellt. 

Verstärkt durch den Schrumpfungsprozeß bei deut-
schen Selbständigen hat sich die Selbständigenquote 
der einheimischen (10 %) und der ausländischen Be-
völkerung (9 %) stark angenähert. Während von 1974 
bis 1992 Ausländer ebenso wie Deutsche zunehmend 
Existenzen im Dienstleistungssektor gegründet hat-
ten, nahm in diesem Zeitraum die Zahl der deutschen 
Warenproduzenten ab und die der ausländischen 
Warenproduzenten zu. 32) 1992 kamen etwa zwei 
Drittel aller ausländischen Selbständigen aus Nicht-
EU-Ländern. Ausländische Betriebe verzeichnen 
eine kürzere Lebensdauer und eine erheblich größe-
re Fluktuation, wie anhand von Gewerbean- und 
-abmeldungen und der Arbeitsstättenzählung 1987 
ermittelt wurde. Dies mag auch mit eine Erklärung 
dafür sein, „daß ausländische Erwerbspersonen in 
Zeiten mit steigender Arbeitslosigkeit verstärkt in 
selbständige Tätigkeiten wechseln, in Phasen mit 
günstigen Arbeitsmarktchancen aber auch eher wie-
der in abhängige Beschäftigung überwechseln". 33 ) 

Der extrem hohen Arbeitszeit ausländischer Selb-
ständiger stand 1992 lediglich ein Einkommen ge-
genüber, das nach Ergebnissen des Sozio-ökonomi-
schen Panels etwa 10 %unter dem Durchschnitts-
einkommen der befragten ausländischen Erwerbs-
personen lag. 

Nach den Berechnungen des RWI 34 ) lagen die italie-
nischen Selbständigen (Gastgewerbe) 1992 mit abso-
lut 37 000 und einer nationalitätenspezifischen Selb-
ständigenquote von 11,1 % quantitativ an der Spitze 
ausländischer Selbständigkeit, gefolgt von Türken 
(30 000; 3,6 %), Griechen (23 000; 11,6 %) und  Oster-
reichern (16 000; 13,7 %). Die Zahl türkischer Selb

-

ständiger weist dabei die größte Dynamik auf, so daß 
das Zentrum für Türkeistudien für 1993 37 000 türki-
sche Selbständige (erstmals für ganz Deutschland) 
angibt. 

Amtliche Zahlen zur Rolle der ausländischen Er-
werbstätigen im Handwerk der Bundesrepublik 
Deutschland liegen nicht vor. Das RWI 35) schätzt, daß 
im Jahr 1993 von rund 25 000 ausländischen Be-
triebsinhabern im Handwerk 19 500 handwerksähn-
liche Betriebe und 5 500 Vollhandwerksunternehmen 
haben. Demnach würden etwa 22 % aller Unterneh-
men des handwerksähnlichen Gewerbes von Auslän-
dern geführt, aber nur 1 % der Vollhandwerksunter-
nehmen. 36)  Wesentlicher Grund der Konzentration 
auf das handwerksähnliche Gewerbe ist die Zu-
gangsvoraussetzung „Meisterprüfung" im Bereich 
des Vollhandwerks, die es im handwerksähnlichen 
Gewerbe nicht gibt. 

Angesichts dauerhaft hoher Arbeitslosigkeit, der län-
ger werdenden Aufenthaltsdauer vieler Migranten, 
der damit verbundenen besseren Kenntnis der deut-
schen Sprache und des Rechtssystems der Bundesre-
publik Deutschland geht das RWI 37) bis zur Jahrtau-
sendwende von einem Gleichstand deutscher und 
ausländischer Selbständigkeit aus. 

Für das Jahr 1992 schätzt das RWI einen Umsatz aller 
ausländischer Selbständiger von etwa 70 Mrd. DM, 
ein Investitionsvolumen von etwa 2 Mrd. DM und 
eine Nettowertschöpfung von 27 Mrd. DM, was zu 
einem durchschnittlichen Bruttoeinkommen der 
Selbständigen von ca. 3 400 DM führt. 38 ) 

Von Interesse ist auch die Arbeitskräftenachfrage 
durch ausländische Selbständige. Hier errechnet das 
RWI für das Jahr 1992, „daß die von ausländischen 
Selbständigen realisierte Arbeitsnachfrage rech-
nerisch etwa einem Viertel des von den Ausländern 
in Westdeutschland offerierten Arbeitsangebots 
(2,2 Mio) entspricht" . 39) 

Das RWI zieht daraus zu Recht den Schluß, daß „sich 
die ausländischen Selbständigen aus der ökonomi-
schen Nische, die sie anfänglich mit der Gründung 
von Einzelhandelsgeschäften besetzt hatten, heute 
weitgehend gelöst haben. Insbesondere sind dabei 
aus ehemaligen Arbeitsplatznachfragern potentielle 
Anbieter von Arbeits- (und Ausbildungs-)plätzen ge-
worden, die mit der zunehmenden Ausrichtung auf 
die deutsche Kundschaft und ihre Einbindung in die 
westdeutschen Liefernetze einen erheblichen Beitrag 
zur ökonomischen und sozialen Integration der aus-
ländischen Bevölkerung in Westdeutschland lei-
sten" . 40) Deutlich wird durch das RWI-Gutachten 
aber auch, daß in diesem für die Integration zuneh-
mend wichtigen Bereich in besonders hohem Maße 
noch auf Schätzzahlen zurückgegriffen werden muß. 

2.7 Berufliche Weiterbildung 

Der Eintritt von Migrantinnen und Migranten in 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung (Fortbil-
dung, Umschulung, betriebliche Einarbeitung) nahm 
1993 ab. So verringerte sich ihre Zahl gegenüber 
1992 um 36 % auf 22 200. Ein Rückgang ist auch bei 
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Deutschen festzustellen; dieser fällt jedoch etwas ge-
ringer aus. Damit lag der Anteil von Migrantinnen 
und Migranten, die derartige Angebote wahrgenom-
men haben, bei 6 % (1991: 5 %). Gemessen an den so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten (1993: 9 %) 
kommen sie demnach stark unterproportional in den 
Genuß beruflicher Weiterbildungsmaßnahmen. 

Ähnliches gilt für die Bildungsbeteiligung arbeitslo-
ser Ausländer. Obwohl 75 % von ihnen vor Beginn 
der Bildungsmaßnahme arbeitslos waren, entfallen 
auf sie nur 12 % aller Eintritte von Arbeitslosen im 
Vergleich zu 15 % am Arbeitslosenbestand. Frauen 
sind besonders schwach vertreten. 71 % der Eintritte 
entfielen auf Männer. Am Bestand sind Frauen mit 
30 % beteiligt, im Vergleich zu ihrem Anteil an den 
ausländischen Beschäftigten von 34 %. Der Anteil 
von Umschulungen an allen begonnenen beruflichen 
Weiterbildungen lag bei Migrantinnen und Migran-
ten mit 29 % nach wie vor besonders hoch (insge-
samt: 21 %). 41 ) 

2.8 Arbeitserlaubnisrecht 

In ihrem ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, II. 
2.12.1) hat die Beauftragte aus integrationspoliti-
schen Gründen angeregt, daß junge Ausländer, die 
in der Bundesrepublik aufgewachsen oder geboren 
sind, nicht unter die Arbeitserlaubnispflicht fallen 
sollten. Diese Anregung hat das Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung erfreulicherweise zu 
folgender Änderung der Arbeitserlaubnisverordnung 
(§ 9 Nr. 15 AEVO; Änderung v. 30. September 1994, 
BGBl I. S. 2792) veranlaßt: Keiner Arbeitserlaubnis 
bedürfen „Personen, die im Geltungsbereich dieser 
Verordnung geboren sind und eine unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis besitzen" . 

Keine Änderung hat es hingegen beim Erlaß der 
Bundesanstalt für Arbeit vom März 1993 gegeben, 
nachdem auch bei Verlängerung der allgemeinen Ar-
beitserlaubnis nach einem Jahr in einem mehrwöchi-
gen Verfahren zu prüfen ist, ob nunmehr bevorrech-
tigte Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. Hier hatte 
die Beauftragte Bedenken gegen diese strenge Prü-
fung geäußert, da sich die Verhältnisse nach einem 
Jahr regelmäßig nicht geändert haben dürften (II. 
2.12.1. des „Berichts", vorgelegt 1994). Obwohl 
gleichartige Bedenken im Berichtszeitraum auch von 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund und einzelnen 
Arbeitgebern vorgetragen worden sind, ist es bei die-
sem Erlaß geblieben. 

3. Kultur 

3.1 Die Bedeutung für das Zusammenleben 

In vielfacher Hinsicht ist „Kultur" besonders dazu ge-
eignet, mittelbar und unmittelbar das Zusammenle-
ben positiv zu beeinflussen: 

Kultur entsteht aus der Auseinandersetzung mit 
„Fremden", ist ein Ausdruck von unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Einwicklungen, sie ist nichts Stati-
sches, sondern sie befindet sich in einem ständigen 

Veränderungsprozeß. Kultur vermittelt Vielfalt und 
befähigt, mit Widersprüchen und Gegensätzen um-
zugehen. Dies ist eine Voraussetzung, die für ein 
friedliches Zusammenleben unerläßlich ist. Die Ge-
sellschafts- und Kulturgeschichte zeigt zudem, daß 
gerade in der Auseinandersetzung und Verarbeitung 
von unterschiedlichen kulturellen Einflüssen eine 
Quelle kreativer Erneuerung liegt. Durch das Zusam-
mentreffen von unterschiedlichen Kulturen sind fast 
immer neue kulturelle Entwicklungen entstanden. 

Wichtige persönliche Kompetenzen werden gestärkt: 
Toleranz, Neugierde, die Fähigkeit zu unkonventio-
nellen Problemlösungen. Man setzt sich mit Sichtwei-
sen von anderen Menschen auseinander und ist da-
durch in der Lage, seine eigenen zu relativieren und 
neue Denkansätze, die die unterschiedlichen Sicht-
weisen integrieren, zu entwickeln. Diese Kompeten-
zen sind gerade bei der Lösung von wichtigen Zu-
kunftsaufgaben gefragt. In einer gesellschaftlichen 
Situation, die durch Modernisierungsschübe und Ver-
lust an Bindungen offenbar anfällig ist für einfache, 
radikale Ideologien ist vor allem Kultur gefordert, ge-
sellschaftlich integrierend und sinnvermittelnd zu 
wirken. Und nicht zuletzt haben Kulturprojekte, bei 
denen ethnische Minderheiten als Gruppe oder Ver-
treter der ethnischen Minderheiten in ihre Arbeit mit 
einbezogen werden, langfristig eine antidiskriminie-
rende Wirkung, weil ihre Impulse aufgenommen und 
ihnen ein öffentlicher Raum gegeben wird. 

3.2 Mangel an Konzeptionen 

Es gibt eine Reihe von öffentlichen Stellungnahmen 
und konzeptionellen Ansätzen, die die Bedeutung 
von Kultur für das Zusammenleben und die gegen-
seitige Verständigung besonders unterstreichen. Der 
Deutsche Kulturrat hat 1994 Empfehlungen für die 
Bundesregierung formuliert unter dem Stichwort 
„Der Kulturstaat braucht den Austausch und die 
Kommunikation mit anderen Kulturen". Darin wird 
u. a. darauf hingewiesen, daß kulturelle und künstle-
rische Aktivitäten ein wichtiges Mittel sind, um auch 
die emotionalen Kräfte anzusprechen und die schöp-
ferischen Potentiale der Menschen zum Ausdruck zu 
bringen. Der Deutsche Städtetag hat in seiner Emp-
fehlung von 1992 „Kulturelle Vielfalt in Europa" fest-
gestellt: „die vorhandene kulturelle Vielfalt, das Mit-
einander mit den anderen Menschen und anderen 
Kulturen, die Möglichkeiten und Chancen des kultu-
rellen Austauschs müssen von den verschiedenen 
Kultureinrichtungen in den deutschen Städten be-
wußt und programmatisch genutzt und gefördert 
werden." „Das neue Kulturkonzept" der Europäi-
schen Gemeinschaft fordert: „Angesichts der auf 
zahlreichen Gebieten zunehmenden Intoleranz muß 
auch darauf hingewirkt werden, daß die Kultur des 
anderen genauso verstanden und geschätzt und ge-
achtet wird, wie die eigene Kultur" . Die Städte 
Frankfurt/Main, Bremen und Berlin haben eigene 
kulturpolitische Konzeptionen entwickelt. Darüber 
hinaus wurden Konzeptionen für eine interkulturelle 
Kulturarbeit von den zuständigen Kulturinstitutionen 
und Organisationen auf Bundes-, Landes- und kom-
munaler Ebene allerdings kaum entwickelt. 
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3.3 Positive Erfahrungen 
Dies ist umso verwunderlicher und bedauerlicher, als 
neue Analysen bestätigt haben, welch positive Erfah-
rungen für das Zusammenleben gerade im Kulturbe-
reich gewonnen werden. Die Untersuchung „Fakten 
und Erfahrungen der Kulturarbeit mit Minderhei-
ten", die im Auftrag des Bundesministeriums des In-
nern vom Deutschen Kulturrat durchgeführt wurde, 
belegt dies eindrucksvoll: ein selbstverständlicheres 
Verhältnis zwischen Deutschen und Ausländern ent-
wickelte sich, ein differenzierteres, vorurteilsfreieres 
Bild von dem jeweils anderen entstand, eine gewalt-
freie, demokratische Streitkultur wurde gestärkt, 
Ausgrenzungen gemindert und Kooperationen auf-
gebaut. Ziele, Inhalte und Erfahrungen von 63 Pro-
jekten aus der sog. Ausländerkulturarbeit werden in 
der Studie beschrieben: Vom Haus der Kulturen der 
Welt in Berlin über die Entwicklung von „Interkultu-
rellen Spielen" im Jugendzentrum für politische Bil-
dung, Nürnberg bis hin zur „Traumfabrik des Ver-
eins zur Förderung der Jugend" - wie Erwachsenen-
bildung, Berlin. Hier werden medienpädagogische 
Angebotslücken geschlossen und dezentrale Kom-
munikation gefördert. Die Auswertung des „Fonds 
Soziokultur, Kulturinitiativen gegen Fremdenfeind-
lichkeit - Deutschland im Herbst 1993 -" ist ein wei-
terer positiver Beleg. 

3.4 Empfehlungen 

Die bisherigen Erfahrungen aus dem Amt der Aus-
länderbeauftragten und die Empfehlungen des Deut-
schen Kulturrats geben Anlaß, für die weitere Arbeit 
folgende Schwerpunkte zu bilden: 

Der interkulturelle Ansatz sollte grundsätzlich bei 
der Erarbeitung von allen kulturpolitischen Konzep-
tionen berücksichtigt werden. In Deutschland wer-
den immer mehr Menschen mit unterschiedlicher 
kultureller Herkunft leben. Darum ist es notwendig, 
sowohl besondere, zielgruppenspezifische Konzep-
tionen und Maßnahmen zu formulieren als auch die 
Befähigung, mit kultureller Unterschiedlichkeit um-
zugehen, zu unterstützen. Der kulturelle Pluralismus 
in unserer Gesellschaft muß seine Entsprechung in 
der Kulturarbeit finden. Darüber hinaus sollten nach 
Auffassung von Experten des Deutschen Kulturrats 
folgende konkrete Maßnahmen durchgeführt wer-
den, die beispielhaft auch für die Stellungnahmen 
anderer Organisationen sind: 

(1) Informelle Vernetzung bzw. Unterstützung re-
gionaler Initiativen durch geeignetes Informations-
material. Folgende Zwecke sollten dabei erfüllt wer-
den: 

- Überblick über kulturelle Vorhaben und Projekte 
mit und durch Minderheiten, 

- Verzeichnisse der Institutionen, die auf diesem Ge- 
biet tätig sind oder Auftrittsmöglichkeiten bieten, 

- Vorstellung exemplarischer Modelle der Kulturar-
beit, die Interessierte zur Nachahmung ermutigen, 

- Verzeichnis von Künstlern und Kulturschaffenden 
und kulturellen Initiativen, die sich in diesem Be-
reich engagieren, 

- Zusammenstellung von Fachartikeln, Grundlagen- 
texten und Beschlüssen wichtiger Institutionen. 

(2) Die Durchführung von Modellprojekten, die 
sich unterschiedlicher künstlerischer und kultureller 
Ausdrucksformen bedienen, um den kreativen Aus-
tausch zwischen Menschen unterschiedlicher kultu-
reller Herkunft zu berücksichtigen und um den Ab-
bau von Vorurteilen zu bewirken. 

(3) Bildung eines Fonds, der entsprechende Mittel 
für Einzelinitiativen von Künstlern und Kulturschaf-
fenden zur Verfügung stellt. 

(4) Sonstige kulturelle Anliegen für eine weitere 
Öffnung des Kulturbetriebs für ethnische, kulturelle 
und religiöse Minderheiten, eine stärkere Berück-
sichtigung von Mitgliedern der Minderheitengruppe 
bei Einstellung im Kulturbetrieb, von ausländischen 
Künstlern bei Ausschreibungen, Ausstellungen etc. 

Diese Ansätze weiter zu verfolgen und zu konkreti-
sieren, sollte Ziel von unterschiedlichen Kulturinsti-
tutionen sein, die damit einen wesentlichen Beitrag 
für die Verbesserung des gegenseitigen Verständnis-
ses leisten würden. 

4. Medien 

Die Bedeutung der Medien für die Fragen des Zu-
sammenlebens kann gerade in einer Medien- und 
Kommunikationsgesellschaft nicht unterschätzt wer-
den. In besonderer Weise geht es darum, daß sich die 
Vielfalt unserer Gesellschaft auch in den Medien wi-
derspiegelt: daß Migranten und Migrantinnen sich in 
selbstverständlicher und alltäglicher Weise in den 
Medien dargestellt finden, ihnen der Zugang zu den 
Medien eröffnet wird. Und nicht zuletzt können Me-
dien dazu beitragen, Vorurteile abzubauen, über die 
Situation der Migrantinnen und Migranten zu infor-
mieren sowie Orientierung für das Zusammenleben 
zu geben. 

4.1 Positive Entwicklungen 

In den Medien, vor allem in den Rundfunkanstalten, 
haben sich in den letzten Jahren inhaltliche und or-
ganisatorische Ansätze entwickelt, die es zu stärken 
gilt. Immer mehr Journalisten engagieren sich in die-
sem Themenbereich: sie hinterfragen die eigene Ar-
beit und erarbeiten in Arbeitsgruppen Konzeptionen 
für einen interkulturellen Rundfunk. Medieninitiati-
ven wie „Wir e.V.", „Medien gegen Rassismus", 
„Mediawatch" sind entstanden, die eigene Aktionen 
von der Tagung über Medienbeobachtung bis hin 
zur Entwicklung von Fernseh- und Hörfunkspots 
durchführen. Das Adolf-Grimme-Institut hat eine 
„Initiative Interkultureller Rundfunk" gestartet, die 
sich für eine stärkere Beteiligung und veränderte Be-
handlung des Ausländerthemas einsetzt. Neue An-
gebote wie „Radio Multikulti" des Sender Freies Ber-
lin und die „Eurowerkstatt" des WDR wurden ent-
wickelt. Eine eigene Frequenz für den interkulturel-
len Rundfunk ist in der Diskussion. Und nicht zuletzt 
widmen europäische Institutionen dem Themenbe-
reich „Medien und Migranten" eine immer größere 
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Aufmerksamkeit. So wurde eine Unterkommission  
„Information, Kommunikation, Medien" bei der „Be-
ratenden Kommission gegen Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit" gebildet, die es sich zur Aufgabe  
gemacht hat, für den europäischen Bereich konkrete  

Empfehlungen zu formulieren.  

4.2 Defizite  

Trotz dieser Entwicklungen sind aber nach wie vor 
wesentliche Aspekte von und in den Medien nicht 
ausreichend aufgegriffen worden. ARD und ZDF ha-
ben 1994 die qualitative Grundlagenstudie „Fremde 
Kulturen im Fernsehen" durchgeführt. In der Unter-
suchung wurden durchgehend die Sichtweisen drei-
er Gruppen analysiert und miteinander verglichen: 
die von deutschen Fernsehzuschauern sowie von ita-
lienischen und türkischen Fernsehzuschauern, die in 
Deutschland leben. 

Die Themen „Zusammenleben und Migranten" soll-
ten in verschiedenen Programmgenres wie Spielfilm, 
Talkshow, Dokumentation behandelt werden, da da-
durch jeweils unterschiedliche Zugangsweisen gege-
ben sind. 

Die befragten Italiener und insbesondere Türken ver-
knüpfen mit der Ausstrahlung von Fernsehbeiträgen 
zum Thema „Fremde Kulturen und Situation der 
Ausländer in Deutschland" die Hoffnung, daß auf 
diesem Wege bei den deutschen Zuschauern mehr 
Offenheit gegenüber der Situation von Ausländern in 
Deutschland geweckt, Vorurteile und Ausländer-
feindlichkeit abgebaut werden. 

Die Umsetzung der Intention, mehr Verständnis für 
Angehörige fremder Kulturen zu vermitteln, ist trotz 
guter Vorsätze ein schwieriges Unterfangen. Mehr-
wissen erhöht im allgemeinen die Sensibilität gegen-
über fremden Kulturen und kann der Relativierung 
des eigenen Standpunktes förderlich sein. Wichtig ist 
jedoch, über die Informationsvermittlung hinaus eine 
Verzahnung mit der Emotionalität des Zuschauers. 

Als besonders wichtig betonten vorrangig die auslän-
dischen Teilnehmer der Untersuchung, daß nicht nur 
die Probleme realistisch beschrieben, sondern auch 
alltägliche Normalität und positive Erfahrungen ver-
mittelt werden. Hier wird vor allem das vermehrte 
Aufzeigen gelungener Modelle bezüglich des Zu-
sammenlebens von Angehörigen verschiedener Kul-
turen oder bezüglich erfolgreicher beruflicher Inte-
gration von Ausländern gefordert. 

4.3 Empfehlungen  

Die unabhängigen Medien sind selbst gefordert, ih-
rer Verantwortung gerecht zu werden und die Emp-
fehlungen, die von unterschiedlichen Gremien, Ex-
perten und Organisationen erarbeitet worden sind, 
umzusetsen. Die  Drin glichkeit ihrer Umsetzung wur-
de noch einmal durch die erwähnte Grundlagenstu-
die von ARD und ZDF bestätigt. Vor allem sollten fol-
gende Aspekte im Programm, aber auch im Institu-
tionenbereich, berücksichtigt werden: 

- Migranten und Migrantinnen sollten sich in selbst-
verständlicher Weise in den Medien wiederfinden. 
Einseitige Darstellungen - sei es im Sinne eines 
Sorgenkindes oder eines exotisch Fremden - gilt es 
dabei zu vermeiden. 

- Entwicklung und Durchführung von Fortbildungs-
angeboten, die Kompetenz im Umgang mit kultu-
reller Unterschiedlichkeit vermitteln, über die Kul-
tur und die Situation des Herkunftslandes infor-
mieren. 

- Besonderer Schwerpunkt sollte auch weiterhin 
eine stärkere Beteiligung von Migrantinnen und 
Migranten in Rundfunk, Fernsehen und Presse 
selbst sein.  

4.4 Zielgruppenspezifische Medienangebote  

Ungeachtet einer vierzigjährigen Geschichte der Zu-
wanderung in die Bundesrepublik Deutschland be-
ginnt der Medienmarkt erst nach und nach, Angehö-
rige ethnischer und kultureller Minderheiten als re-
gelmäßig zu bedienende Zielgruppe und damit auch 
als Adressaten und Macher der unterschiedlichen 
Medienangebote wahrzunehmen. Diese mitunter als 
mangelhaft empfundene Wahrnehmung und Beteili-
gung ethnischer und kultureller Minderheiten in den 
deutschen Medien führte bereits früh dazu, daß Mi-
grantinnen und Migranten zum Zweck der Informa-
tion, vor allem aber der Unterhaltung, auf zielgrup-
penspezifische Medienangebote zurückgriffen. 

In der ersten Phase der Anwerbung entstand auf-
grund der mangelnden Sprachkenntnisse die Not-
wendigkeit, Unterhaltung, Nachrichten und andere 
Informationen in der jeweiligen Landessprache anzu-
bieten. Dieser Bedarf wurde zunächst durch Hörfunk 
und Zeitungen abgedeckt. Dabei muß zwischen An-
geboten unterschieden werden, die im Ausland für 
den jeweiligen einheimischen Markt produziert wer-
den, aber aufgrund der Nachfrage auch in Deutsch-
land erhältlich sind, und solchen, die von Deutschen 
und Ausländern in Deutschland für Ausländer, die 
hier leben, hergestellt und vertrieben werden. 

Im Bereich der Printmedien führt der Bundesverband 
Deutscher Buch-, Zeitungs- und Zeitschriften-Grossi-
sten zur Zeit über 50 regelmäßig in der Bundesrepu-
blik erscheinende ausländische Zeitungen und Zeit-
schriften, wenn auch unter der antiquierten Bezeich-
nung „Gastarbeiterpresse". Zu diesen Publikationen 
zählen italienische Tageszeitungen wie „La Stampa" 
oder „Corriere della Sera" , griechische wie „Kathi-
merini" oder „Makedonia" oder türkische wie „Hür-
riyet" oder „Milliyet"; wobei beispielsweise letztere 
inzwischen auch über Büros in Frankfurt am Main 
verfügen und eigene Korrespondenten in Bonn be-
schäftigen, um eigene Europa- und Deutschland-
Ausgaben erstellen zu können. Leider kann über das 
Deutschland-Bild, das in diesen Zeitungen und Zeit-
schriften gezeichnet wird, nicht viel ausgesagt wer-
den. Eine Auswertung gerade der Deutschland-Be-
richterstattung ist wünschenswert. In diesem Zusam-
menhang kann auf das Pilotprojekt des Bundespres-
seamtes, das mit Unterstützung des Bundesministe- 
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riums für Arbeit und Sozialordnung durchgeführt 
wird, hingewiesen werden, in dessen Rahmen eine 
Reihe türkischsprachiger Zeitungen ausgewertet 
wurden. Ergebnisse lassen zumindest die Vermutung 
zu, daß das in manchen Artikeln wiedergegebene 
Bild der Bundesrepublik und das der Lebensbedin-
gungen für Migrantinnen und Migranten in Deutsch-
land einige drastische Verzerrungen aufweist. 

Die Spannweite der fremdsprachigen Publikationen, 
die auch aus Spanien, Portugal und den Republiken 
des ehemaligen Jugoslawien stammen, umfaßt dabei 
nicht nur politische Tageszeitungen. Vertrieben wer-
den auch Sportillustrierte und Programmzeitschrif-
ten. Daß gerade Programmzeitschriften in diesem Ka-
non einen wichtigen Platz einnehmen, kann nicht 
überraschen. Fernsehen und Hörfunk sind die Medi-
en, die auch von Migrantinnen und Migranten am 
häufigsten, regelmäßigsten und intensivsten genutzt 
werden. Der Empfang von Hörfunksendern aus den 
einzelnen Herkunftsstaaten war seit den 50er Jahren 
eine der ersten Informationsquellen. Aufgrund des 
technischen Fortschritts vor allem in den letzten zehn 
Jahren sind nicht nur zahlenmäßig mehr ausländi-
sche Hörfunksender besser zu empfangen als noch in 
den 60er und 70er Jahren, die Entwicklung des Satel-
liten- und Kabelfernsehens hat es ermöglicht, auch 
Fernsehprogramme der Herkunftsländer zugänglich 
zu machen. Alle diese Angebote werden von Migran-
tinnen und Migranten offenbar in großer Zahl (ge-
naue und verläßliche Untersuchungen liegen diesbe-
züglich noch nicht vor) wahrgenommen. Das bestä-
tigt z. B. der Erfolg des türkischen Senders TRT IN-
TERNATIONAL, der in das Kabelangebot der Tele-
kom eingespeist wird und heute auch bei der wer-
benden Wirtschaft auf zunehmendes Interesse stößt, 
die die ausländische Wohnbevölkerung der Bundes-
republik als Käuferschicht entdeckt hat. Über Satellit 
können unter anderen auch die italienische RAI oder 
das griechische ET 1 empfangen werden. 

Die Bedeutung des Satellitenfernsehens gerade für 
Migrantinnen und Migranten wurde vom Bundesver-
fassungsgericht unterstrichen. In einem Urteil vom 
März 1994 stellten die Richter fest, daß Vermieter ih-
ren ausländischen Mietern im jeweiligen Einzelfall 
auch dann die Einrichtung einer Parabolantenne ge-
statten müssen, wenn im Haus bereits ein Kabelan-
schluß existiert. Dies sei, so das Gericht in seiner Ur-
teilsbegründung, ein Gebot der grundgesetzlich ga-
rantierten Informationsfreiheit, welche aber durch ei-
nen Kabelanschluß allein noch nicht gewährleistet 
ist, da nur wenige ausländische Programme in das 
Kabelnetz eingespeist würden. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung muß die 
besondere Situation der Programmangebote der 
deutschen öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten für 
Migrantinnen und Migranten betrachtet werden. 

Die öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten haben be-
reits frühzeitig die Notwendigkeit und Aufgabe er-
kannt, den Arbeitsmigrantinnen und Arbeitsmigran-
ten, den „Gastarbeitern", Informationen über die 
Bundesrepublik, aber auch über das Herkunftsland 
zu vermitteln. Das Ausländer-Hörfunk-Programm der 
ARD wird seit dem 1. November 1964 gesendet. Aus 

den anfänglichen 15 Minuten sind heute zwei Stun-
den und zwanzig Minuten tägliches Abendpro-
gramm geworden, das von dem Bayerischen (italieni-
sche, griechische und spanische Redaktion) und dem 
Westdeutschen Rundfunk (italienische, türkische, 
kroatische und serbische Redaktion) gemeinsam pro-
duziert wird. Ergänzt wird dieses Angebot durch Ei-
genproduktionen der Ausländer-Redaktionen des 
Süddeutschen und Hessischen Rundfunks sowie des 
Pilotprojekts des Sender Freies Berlin, SFB 4 Multi-
Kulti und das von der ARD für den 1. Januar 1997 an-
gekündigte „Funkhaus Europa". 

Zu den Hörfunksendungen sind Ende der 60er, An-
fang der 70er Jahre eine Reihe von Fernsehproduk-
tionen getreten, deren Gesicht sich im Laufe der Jah-
re erheblich verändert hat. Trugen Sendungen dieser 
Art lange Zeit noch Titel wie „Spanien - meine Hei-
mat" oder „Aus Griechenland" und bestanden 
hauptsächlich aus einer Reihe von Filmbeiträgen von 
Sendeanstalten der jeweiligen Anwerbeländer, einzi-
ge Eigenproduktion war ein Nachrichtenblock mit 
Meldungen aus der Bundesrepublik, so richten sie 
heute unter Titeln wie „Nachbarn" (ZDF) oder „Ba-
bylon" (WDR; wird aber auch von anderen Dritten 
Programmen der ARD gesendet) ihr Interesse haupt-
sächlich auf die Lebensbedingungen und Probleme 
der Migrantinnen und Migranten in der Bundesrepu-
blik. 

Trotz dieser strukturellen wie inhaltlichen Bemühun-
gen der „Ausländerredaktionen" stellen weitere Pro-
grammangebote über Kabel und Satellit eine Kon-
kurrenz für die öffentlich-rechtlichen Programme 
dar. Die Gründe liegen unter anderem darin, daß das 
Hörfunkangebot pro Sprache von der jeweiligen 
Zielgruppe nach wie vor als zu kurz empfunden wird 
und die Sendeanstalten nicht jede Sprache bedienen 
können. Auch hat die Verlagerung der Sendungen 
von den UKW-Frequenzen auf die Mittelwellen (Aus-
nahme: WDR) zu mitunter erheblichen Einbußen bei 
der Empfangsqualität geführt. Zudem wurde mit der 
Festlegung der Sendezeit zwischen 19.00 Uhr und 
23.00 Uhr die Zeit gewählt, in der auch von ausländi-
schen Haushalten vor allem das Fernsehangebot ge-
nutzt wird. 

Aus diesen Gründen haben die öffentlich-rechtlichen 
Sendeanstalten eine Diskussion über Möglichkeiten, 
Grenzen und zukünftige Entwicklung der Fremd-
sprachenprogramme in Gang gesetzt. Hierbei wird 
auch die Installierung eines nationalen Fremdspra-
chenkanals beraten. Das Problem, die eigene Ziel-
gruppe nicht mehr allein unter ihrer Eigenschaft 
„Ausländer" fassen und erreichen zu können, ist er-
kannt, nach neuen Modellen wird gesucht. 

Von besonderem Interesse über die Angebote der öf-
fentlich-rechtlichen Sender hinaus sind die Möglich-
keiten, die der private Rundfunk und vor allem das 
private Fernsehen, etwa über die Einrichtung des 
„Offenen Kanals", zur Selbstdarstellung und Infor-
mationsvermittlung für ethnische und kulturelle Min-
derheiten bieten. Ein positives Beispiel dafür ist der 
Berliner Sender AYPA-TV, der als Ein-Mann-und-
eine-Frau-Unternehmen täglich eine Stunde mit 
Nachrichten, Berichten und Interviews zu ausländer- 
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politisch relevanten Themen sendet. Trotz der chroni-
schen Unterfinanzierung ist es AYPA-TV gelungen, 
sich im Berliner Medienangebot zu etablieren. 

Die Entwicklung bis zum heutigen Tag zeigt, daß im 
Hinblick auf minderheitenspezifische Medienange-
bote vieles in Bewegung geraten ist; medienpolitisch 
ebenso wie strukturell und inhaltlich. Auf Medienan-
gebote für Angehörige ethnischer und kultureller 
Minderheiten kann auch weiterhin nicht verzichtet 
werden. 

5. Religion 
In ihrem ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, II 5.) 
hat die Beauftragte darauf hingewiesen, daß sich das 
religiöse Spektrum der Gesellschaft durch die Zu-
wanderung nach Deutschland verändert hat und daß 
dieser Entwicklung von einem zu weltanschaulicher 
Neutralität verpflichteten Staat angemessen Rech-
nung getragen werden muß. Besonders hat sich der 
erste Bericht dabei mit dem Islam beschäftigt, weil 
diese Religionsgemeinschaft mit besonderen Mißver-
ständnissen zu kämpfen hat. Insoweit sind die fol-
genden ergänzenden Anmerkungen zu machen: 

5.1 Einordnung von Islam und Islamismus 

Auch aufgrund von Entwicklungen und Konflikten in 
manchen islamischen Ländern hat sich das Klima für 
Muslime in der Bundesrepublik eher verschlechtert; 
Vorurteile und Mißverständnisse, vor denen die Be-
auftragte im ersten Bericht gewarnt hat, haben eher 
zugenommen. Daher ist folgendes klarzustellen: 

- „Den" Islam gibt es nicht. Vielmehr leben in 
Deutschland zahlreiche islamische Gemeinschaf-
ten, die sich in Ausrichtung und Ritus unterschei-
den. 

- Der Islam darf nicht mit Islamismus oder Funda-
mentalismus gleichgesetzt werden. Bei ersterem 
handelt es sich um Religion; beim letzteren um 
eine politische Ideologie, deren Anhänger in man-
chen islamischen Ländern ihre Gesellschaftsvor-
stellungen teilweise mit gewaltsamen Mitteln 
durchzusetzen trachten. 

- Die allermeisten der in Deutschland lebenden 
Muslime sind - soweit die Zuordnung zu dieser Re-
ligionsgemeinschaft in ihrem täglichen Leben eine 
Rolle spielt - Anhänger eines gemäßigten Islam. 
Die Islamisten sind in Deutschland eine sehr kleine 
Minderheit. 

5.2 Sportunterricht und islamische 
Bekleidungsvorschriften 

In ihrem ersten Bericht hat die Beauftragte über den 
in Einzelfällen vorkommenden - und für eine offene 
Gesellschaft normalen - Konflikt berichtet, ob Mäd-
chen islamischen Glaubens - oder ihre Eltern - die 
Teilnahme am Sportunterricht unter Hinweis auf isla-
mische Bekleidungsvorschriften verweigern können. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat im Hinblick auf 
die Religionsfreiheit des Grundgesetzes eine Befrei-
ung vom Sportunterricht befürwortet, wenn eine 
ernsthafte Gewissensentscheidung vorliegt. An die-
ser Entscheidung ist Kritik auch mit dem Argument 
geübt worden, nunmehr würden Mädchen islami-
schen Glaubens generell nicht mehr am Sportunter-
richt teilnehmen. Dies ist nicht eingetreten. Vielmehr 
ist es auch nach dem Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts bei vereinzelten Gewissensentscheidungen 
muslimischer Mädchen und ihrer Eltern geblieben. 
Auch Befürchtungen, aus dem Urteil könne folgen, 
daß nunmehr auch Befreiungen vom Unterricht in 
anderen Fächern - etwa dem Biologieunterricht - be-
gehrt werden könnten, sind unbegründet. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat dargelegt, daß auch Ge-
wissensgründe es nicht rechtfertigen, die in den 
Schulgesetzen festgelegten Lernziele zu negieren. 
„Ein Rückfall hinter die Zeiten der Aufklärung ist 
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts nicht möglich" (Albers in DVBl 1994, S. 984, 
989). Nach einjähriger Erfahrung kann die Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts daher insge-
samt als gelungener Beitrag zur Frage verstanden 
werden, wie dem durch Zuwanderung veränderten 
religiösen Spektrum in der Bundesrepublik im Rah-
men der Werteordnung des Grundgesetzes Rech-
nung zu tragen ist. 

5.3 Religionsunterricht für Kinder islamischen 
Glaubens 

Im ersten Bericht (II 3.2.5) hat die Beauftragte die un-
terschiedlichen gegenwärtig praktizierten Modelle 
islamischen Religionsunterrichts und die Diskussion 
hierüber dargestellt. Ferner hat sie dort die folgende 
Empfehlung gegeben: 

„In Zukunft sollte islamischer Religionsunterricht in 
deutschen Schulen eingerichtet und von ausgebilde-
ten Lehrerinnen und Lehrern erteilt werden. Langfri-
stig wird sich auch die Frage stellen, ob an den Uni-
versitäten entsprechende Studiengänge eingerichtet 
werden können." 

Über diesen Vorschlag ist im Berichtszeitraum inten-
siv diskutiert worden. So haben sich - auch aus den 
Kirchen - vermehrt Stimmen gemeldet, die diesen 
Vorschlag unterstützen. 

Allerdings sollte nicht verkannt werden, daß das vor-
geschlagene Modell nicht einfach zu realisieren ist. 
Denn nach Artikel 7 Abs. 3 Satz 2 GG ist der Religi-
onsunterricht „in Übereinstimmung mit den Grund-
sätzen der Religionsgemeinschaft" zu erteilen. Ange-
sichts der noch nicht sehr ausgeprägten - aber zu-
nehmenden - Institutionalisierung des Islam in 
Deutschland bedarf es intensiver Bemühungen, die 
Inhalte des Religionsunterrichts im Konsens zu be-
stimmen. 

6. Gesundheit 

Gesundheit im Sinne der bekannten WHO-Definition 
bedeutet nicht nur die Abwesenheit von Krankheit, 
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sondern auch das Erlangen sozialen und psychischen 
Wohlbefindens. Wird dieses Verständnis von Ge-
sundheit zugrundegelegt, beeinflussen viele an an-
derer Stelle dieses Berichts angesprochene Aspekte 
- Wohnbedingungen, Unsicherheit über die Dauer-
haftigkeit des Aufenthalts und damit verbundene 
Ängste, Arbeitsbedingungen und Arbeitslosigkeit, 
Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit - den Ge-
sundheitszustand der ausländischen Bevölkerung. 

6.1 Gesundheitszustand der ausländischen 
Bevölkerung 

Der Gesundheitszustand der ausländischen Bevölke-
rung wurde bereits umfassend im ersten Bericht (Be-
richt, vorgelegt 1994, III.3) dargestellt. Hier werden 
nun einige Ergebnisse wiederholt und andere detail-
lierter ausgeführt. Eine differenzierte Darstellung ist 
dank einiger lokaler Untersuchungen möglich; bun-
desweite repräsentative Untersuchungen zu Erkran-
kungsarten und -häufigkeiten der ausländischen Be-
völkerung fehlen bislang. 

Die Rate der Totgeburten, ein Indikator für die ge-
sundheitlichen Standards eines Landes, liegt bei aus-
ländischen Kindern noch immer über der der deut-
schen. 1993 wurden von 1 000 Kindern 4,2 ausländi-
sche und 2,9 deutsche Kinder tot geboren. Damit ist 
unabhängig von der Nationalität gegenüber dem 
Vorjahr ein Rückgang der Totgeburten zu verzeich-
nen; die Unterschiede zwischen der deutschen und 
ausländischen Bevölkerung bestehen jedoch unver-
ändert weiter. 

Wie im ersten Bericht dargelegt, erkranken Kinder 
mit ausländischem Paß häufiger an Infektionskrank-
heiten der Luftwege, des Magen-Darm-Traktes und 
der Harnwege. Besonderer Erwähnung bedarf die 
hohe Rate an Tuberkuloseerkrankungen bereits im 
Kleinkindalter: unter den 1993 220 registrierten Zu-
gängen an aktiver Tuberkulose bei bis Fünfjährigen 
waren 122 Kinder ausländischer Eltern. 

Eine Untersuchung in Bielefeld 1991 42) kam zu diffe-
renzierten Ergebnissen unter anderem bzgl. des 
Impfstatus von Kindern mit ausländischem Paß: bei 
der Einschulungsuntersuchung waren ca. 52 % der 
ausländischen Schulanfänger in Bielefeld nicht voll-
ständig geimpft; bei deutschen Kindern waren es nur 
17 %. Die genannte Studie hat gleichfalls die In-
anspruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen für 
Säuglinge und Kleinkinder durch ausländische 
Eltern untersucht. Diese werden von ausländischen 
Eltern anfangs ebenso häufig wahrgenommen wie 
von deutschen; ab der dritten und vierten Untersu-
chung sinkt die Beteiligung bei ausländischen Eltern 
jedoch stark. 

Diese beiden Ergebnisse der Bielefelder Untersu-
chung sind ein Hinweis auf die Bedeutung der Ein-
schulungsuntersuchung für die Gruppe der ausländi-
schen Kinder: dort können Erkrankungen, die auf-
grund von Nichtinanspruchnahme präventiver Maß-
nahmen oder von Unachtsamkeit der Eltern bislang 
nicht bemerkt wurden, erkannt werden. Eine Ab-
schaffung dieser Einschulungsuntersuchung, wie sie 

in Bayern erwogen wird, zöge unter anderem für die 
Gruppe der ausländischen Kinder eine Verschlechte-
rung der Gesundheitsversorgung nach sich. 

Hinzuweisen ist auch auf die höhere Unfallrate von 
Kindern ausländischer Eltern, ein Resultat der be-
engteren Wohnsituation, des Wohnens in Gegenden, 
die nicht ausreichend mit Grünflächen und Spielplät-
zen ausgestattet sind, unvorsichtigem Verkehrsver-
halten sowie mangelnder Aufsicht der Erziehungsbe-
rechtigten. 

Über die deutlich höheren Arbeitsbelastungen aus-
ländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
durch Lärm, Emissionen, das Tragen von Lasten und 
Arbeit in Wechselschichten wurde im ersten Bericht 
(vorgelegt 1994) Auskunft gegeben. Unzweifelhaft 
wirken sich diese Arbeitsbedingungen negativ auf 
den gesundheitlichen Zustand aus. Folge der Aus-
übung von Tätigkeiten mit höheren Arbeitsbelastun-
gen und Gefährdungen dürfte auch die große Zahl 
meldepflichtiger Arbeitsunfälle, nachgewiesen für 
den Bereich der gewerblichen Wirtschaft, sein. Dem-
nach waren ausländische Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen zu 11,6 % von meldepflichtigen Ar-
beitsunfällen betroffen. Auf die besonderen Arbeits-
belastungen werden außerdem die bei 40-50jährigen 
Migranten häufigeren Arztbesuche im Vergleich zu 
gleichaltrigen Deutschen zurückgeführt. 43) 

Trotz dieser Ergebnisse äußern sich Migrantinnen 
und • Migranten über ihren Gesundheitszustand zu-
friedener als Deutsche. 

Wie in der WHO-Definition von Gesundheit eingangs 
erwähnt, trägt auch das soziale und psychische 
Wohlbefinden zum Gesundheitszustand bei. Psycho-
soziale Belastungen erwachsen Migrantinnen und 
Migranten in besonderem Maße beispielsweise 
durch die Schwierigkeit, die eigene Zukunft zwi-
schen Bleiben und Rückkehr zu planen. Dies betrifft 
insbesondere die älteren Migranten, aber auch die 
jüngere Generation. Isolation, Ausgrenzung, Frem-
denfeindlichkeit; familiäre Trennungsereignisse so-
wie Langzeitfolgen durch die Arbeits- und Wohnbe-
dingungen 44) können als Belastung empfunden wer-
den und sich in Form psychosomatischer oder funk-
tioneller Störungen äußern. 

Wenig ist über das Ausmaß bestehender Behinderun-
gen in der ausländischen Bevölkerung bekannt. Die 
Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Behin-
derte e.V. hat sich im Rahmen des Internationalen 
Jahres der Familie 1994 dieses Themas angenom-
men. Es sind nur sehr wenige statistische Angaben 
hierüber verfügbar: so besuchen von den etwa 
50 000 Kindern mit ausländischem Paß, die an Son-
derschulen unterrichtet werden, ca. 10 000 Schulen 
für geistig Behinderte. 

Ähnlich stellt sich die Situation dar, will man Aussa-
gen über Art und Verbreitung von Suchterkrankun-
gen bei der ausländischen Bevölkerung treffen. Die 
Jahresstatistik der ambulanten Beratungs- und Be-
handlungsstellen für Suchtkranke in der Bundesre-
publik Deutschland 1993 weist aus, daß die Anteile 
der die Beratungsstellen aufsuchenden Migranten 
meist ihrem Bevölkerungsanteil entsprechen; eine 
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Ausnahme stellen die Drittstaater dar: sie suchen die 
Beratungsstellen seltener auf. Soweit die geringen 
Fallzahlen Verallgemeinerungen zulassen, scheint 
der Mißbrauch von Kokain und Opioiden verbreiteter 
zu sein als der von Alkohol. Auch Eßstörungen und 
Spielsucht kommen nach den zur Verfügung stehen-
den Informationen selten vor. 

Über Angebote der Suchtkrankenhilfe für Migranten 
ist wenig bekannt. 

6.2 Schwierigkeiten bei der medizinischen 
Versorgung 

Im ersten Bericht wurde auf verschiedene Probleme 
bei der medizinischen Versorgung der ausländischen 
Bevölkerung hingewiesen. Verständigungsschwie-
rigkeiten aufgrund unzureichender Sprachkennt-
nisse sowie eines kulturbedingt unterschiedlichen 
Umgangs mit Gesundheit, Krankheit und Kranksein 
standen im Vordergrund. Dieses Nicht- und Mißver-
stehen kann zu erheblichen Schwierigkeiten bei je-
dem Schritt einer Behandlung, beginnend mit dem 
Zeitpunkt des Aufsuchens des Arztes, besonders 
auch bei der Anamnese, bis hin zum Befolgen der 
ärztlichen Anweisungen durch die Patienten, führen. 

Auf die geringere Inanspruchnahme von Vorsorge-
untersuchungen, insbesondere derjenigen im Klein-
kindalter, wurde oben hingewiesen. 

6.3 Ansätze zur Verbesserung der Versorgung 

Erfreulicherweise gibt es Anstrengungen in verschie-
denen Institutionen, die die oben genannten Schwie-
rigkeiten aufgreifen und Abhilfe schaffen. Diese bis-
her vereinzelt durchgeführten Aktivitäten haben mo-
dellhaften Charakter. 

An erster Stelle sollen hier Angebote des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes Erwähnung finden, die in den 
Referaten Gesundheitsprävention in Gesundheitsäm-
tern  angesiedelt sind. Hier wurde an einigen Ge-
sundheitsämtern der Schwerpunkt „Migration" ge-
wählt und zielgruppenspezifische Angebote entwik-
kelt. Diese umfassen sowohl konkrete Hilfen als auch 
Modelle, bei denen neue Zugehensweisen und Ar-
beitsformen erprobt werden. Ein weiterer Schwer-
punkt der Arbeit liegt bei der Bündelung und Koordi-
nation bisher isoliert arbeitender Institutionen und 
Vereine. Näheres zu diesen Modellen kann in der 
Broschüre „In der Diskussion Nr. 6: Gesundheit und 
Migration. Modellprojekte von Gesundheitsämtern" 
nachgelesen werden, die die Beauftragte für die Be-
lange der Ausländer herausgegeben hat. Neben der 
Bedeutung, die den modellhaften Projekten selbst 
zukommt, wird deutlich, daß es vielerlei Möglichkei-
ten gibt, in einer bestehenden Institution den spezifi-
schen Belangen der ausländischen Bevölkerung 
Rechnung zu tragen. Auf diese Weise erweitern sich 
auch die Strukturen der betroffenen Institutionen, 
denn es werden Ressourcen für einen neuen Aufga-
benbereich bereitgestellt. Dies stellt einen Teil des 

Prozesses dar, der zur interkulturellen Öffnung be-
stehender Dienste beiträgt. 

Die Verständigungsschwierigkeiten aufgrund man-
gelnder Sprachkenntnisse gehören zu den dringend-
sten Problemen. Eine Auswertung des Sozioökono-
mischen Panels 45) ergab, daß Personen mit schlech-
ten Deutschkenntnissen häufiger den Arzt bzw. meh-
rere Ärzte aufsuchen. Auch aus ökonomischen Grün-
den scheinen daher Dolmetscherdienste, die die viel-
fältigen und schwierigen Aufgaben der Sprach-, In-
formations- und Kulturmittlung übernehmen, drin-
gend erforderlich zu sein. Erfreulicherweise gibt es 
auch hier multiplizierbare Modelle. Das Ethnomedi-
zinische Zentrum in Hannover verfügt über einen 
Pool von Dolmetschern, die eigens für dieses medizi-
nische Aufgabenfeld ausgebildet wurden. Institutio-
nen, die einen Sprachmittler benötigen, können sich 
an dieses Zentrum wenden. 

In diesem Jahr wird - nach sorgfältiger Vorbereitung 
- auch an der Universitätsklinik Eppendorf in Ham-
burg ein Dolmetscherdienst aufgebaut, der zunächst 
auf den Stationen für Frauen- und Kinderheilkunde 
eingesetzt werden soll. 

Darüber hinaus gibt es auch an einigen Krankenhäu-
sern, speziell an psychiatrischen Einrichtungen, mo-
dellhafte Ansätze, die die sprachliche Verständigung 
verbessern sowie die besonderen Bedürfnisse der 
ausländischen Patienten berücksichtigen. 

Wörterbücher, die die notwendigen Fachtermini und 
umgangssprachlichen Redewendungen zusammen-
fassen, wären eine große Hilfe. Kurse der türkischen 
Sprache, die speziell für die Situation am Kranken-
bett konzipiert wurden, stoßen auf große Resonanz. 
Auch gibt es bereits spezielle Kurse, die Migrantin-
nen für Pflegeberufe ausbilden. 

6.4 Psychosoziale Versorgung 

Der psychosozialen Versorgung von Migrantinnen 
und Migranten kommt aufgrund der oben genannten 
besonderen Belastungen, denen diese Bevölkerungs-
gruppe häufig ausgesetzt ist, große Bedeutung zu. 

Die oben erwähnte Studie zur psychosozialen Versor-
gung von Frauen 44) zeigt, daß Beratungsstellen, in 
denen muttersprachliches oder spezifisch geschultes 
deutsches Fachpersonal beschäftigt ist und zusam-
menarbeitet, in besonderer Weise den Belangen der 
ausländischen Klientinnen und Klienten entsprechen 
können. Hingewiesen wurde auch auf die Notwen-
digkeit der Kooperation zwischen den Diensten der 
psychosozialen Versorgung, Kliniken, anderen Re-
geldiensten wie Erziehungs-, Familienberatung und 
den Schulpsychologischen Diensten sowie den So-
zialberatung durchführenden Wohlfahrtsverbänden, 
an die sich Migrantinnen und Migranten häufig zu-
erst wenden. 

6.5 Empfehlungen 

Da bisher keine repräsentativen Untersuchungen zur 
Epidemiologie der ausländischen Bevölkerung vor- 
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liegen, scheint eine solche Forschung vordringlich. 
Gleiches gilt für die Inanspruchnahme bestehender 
Dienste und Angebote durch die ausländische Bevöl-
kerung. 

In die Ausbildung aller im Gesundheitswesen Tä-
tigen sollten Inhalte aufgenommen werden, die über 
die Situation der Migrantinnen und Migranten in der 
Bundesrepublik Deutschland informieren und kultur

-

spezifisches Wissen bezüglich des Gesundheits- und 
Krankheitsverhaltens vermitteln. 

Notwendig sind Konzepte für Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens, die die Anwesenheit der ausländi-
schen Bevölkerung berücksichtigen und entspre-
chende „sprach- und kulturkompetente Angebote" 
zur Verfügung stellen sowie die Evaluation dersel-
ben. Die erwähnten modellhaften Ansätze können 
hier richtungsweisend sein. 
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III. Das Recht: die aktuelle Entwicklung und Diskussion 

Im folgenden werden Rechtsbereiche erläutert, die 
für das Leben der Migranten und Migrantinnen in 
Deutschland von besonderer Bedeutung sind. Hinzu-
weisen ist darauf, daß einige rechtliche Regelungen 
wegen ihres engen sachlichen Zusammenhangs zu 
bestimmten Lebensbereichen bereits unter II. erläu-
tert sind. 

1. Staatsangehörigkeitsrecht 
Im Berichtszeitraum war das Staatsangehörigkeits-
recht erneut zentraler Gegenstand der ausländerpoli-
tischen Diskussion. Umstritten geblieben ist insbe-
sondere, ob Einbürgerungen vermehrt auch unter 
Hinnahme von Doppelstaatsangehörigkeit erfolgen 
und ob Elemente des „ius soli" (Erwerb der Staatsan-
gehörigkeit mit Geburt in Deutschland) in das Staats-
angehörigkeitsrecht eingeführt werden sollen. 

Diese Diskussion verstellt bisweilen den Blick dafür, 
daß bei allen im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien die Überzeugung zunehmend an Boden 
gewinnt, daß die ausländerrechtlichen Sonderrege-
lungen auf zahlreiche Menschen mit ausländischem 
Paß nicht mehr passen, weil diese längst „Inländer" 
sind (s. auch I.1.3. Geburtenentwicklung; I.1.4. Auf-
enthaltsdauer). Aus diesem Grund entsteht ein brei-
ter Konsens, daß für diesen Personenkreis der Zu-
gang zur deutschen Staatsangehörigkeit weiter er-
leichtert und verbessert werden muß. 

1.1 Bereits Erreichtes 

Vor dem dargestellten Hintergrund sind die weitge-
hend im Konsens getroffenen Erleichterungen der 
Einbürgerung nach den §,§ 85 ff. AuslG zu sehen. 
Aufgrund des Gesetzes vom 30. Juni 1993 gewäh-
ren diese Vorschriften Ansprüche auf die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Die Verbesserungen sind nicht 
wirkungslos geblieben, wie der Anstieg der Einbür-
gerungszahlen belegt (siehe Kapitel I.2). Allerdings 
läßt sich feststellen, daß auch im Vergleich zu ande-
ren europäischen Staaten (vgl. Situation in den Nie-
derlanden, siehe Kapitel I.2) weitere Verbesserungen 
nötig sind, damit der Kreis der deutschen Staatsange-
hörigen möglichst bald die Personen umfaßt, die dau-
erhaft Teil der deutschen Gesellschaft sind. 

1.2 Geplante Maßnahmen 

Auch über die dargelegte Notwendigkeit einer Re-
form des Staatsangehörigkeitsrechts besteht Kon-
sens. Die Koalitionsvereinbarung enthält folgende 
Aussage: 

„Die Bundesregierung wird eine umfassende Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechts vornehmen. Dabei 
werden auch die rechtlichen Regelungen, die für die 
bei uns lebenden Ausländer die berechenbaren 
Grundlagen für ihre Lebensplanung bilden, weiter 
verbessert." 

Diese Vereinbarung wird zügig umzusetzen sein, da-
mit es in dieser Legislaturpe riode zu einer Regelung 
kommt. 

Gleichzeitig bestätigt die Koalitionsvereinbarung 
den oben dargestellten Befund, daß der Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit für viele in Deutsch-
land geborene Kinder der Verbesserung bedarf. Sie 
schlägt nämlich vor, daß ein Teil dieses Personenkrei-
ses „nicht-volljährigen Deutschen gleichgestellt" 
wird. Dies zeigt, daß sich die Erkenntnis zunehmend 
durchsetzt, daß die Beschränkung der Erwerbsgrün-
de der Staatsangehörigkeit mit Geburt allein auf das 
Abstammungsprinzip für einen bestimmten Perso-
nenkreis zu unangemessenen Ergebnissen führt. 

1.3 Kurzfristig zu Erreichendes 

Bereits im ersten Bericht (vorgelegt 1994) hat die Be-
auftragte darauf hingewiesen, daß bei konsequenter 
und großzügiger Anwendung des jetzigen Rechts 
kurzfristig manches zu verbessern ist. 

Positiv festzustellen ist insoweit, daß insbesondere 
der § 87 Abs. 2 AuslG (Hinnahme von Doppelstaats-
angehörigkeit wegen Verweigerung der Entlassung 
aus der bisherigen Staatsangehörigkeit aufgrund 
fehlender Ableistung des Wehrdienstes) in den mei-
sten Bundesländern großzügig angewandt wird. Wo 
dies noch nicht geschieht, sollte ernsthaft eine Ände-
rung dieser Praxis erwogen werden, weil andernfalls 
- wie Beispiele aus der Praxis zeigen - unbillige Er-
gebnisse die Folge sind. 

Generell gilt, daß der ernsthafte Wunsch des deut-
schen Staates, die in Deutschland integrierte Wohn-
bevölkerung zu deutschen Staatsangehörigen zu ma-
chen, den Betroffenen noch nicht immer hinreichend 
deutlich ist. Sehr wichtig ist daher eine verstärkte In-
formationsarbeit der zuständigen Stellen. Insoweit 
haben die Ausländerbeauftragten der Bundesländer 
und kommunale Ausländerbeauftragte im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten bereits erhebliche Anstrengun-
gen unternommen. Anzustreben ist aber auf jeden 
Fall eine Intensivierung der Informationsarbeit durch 
die zuständigen Innenminister in Abstimmung mit 
den Ausländerbeauftragten. Denkbar wäre z. B. eine 
bundesweite Kampagne, die die Betroffenen gezielt 
zur Einbürgerung einlädt. 

 



Drucksache 13/3140 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

2. Ausländerrecht 
Das Ausländerrecht regelt den rechtlichen Grundsta-
tus der Nichtdeutschen in der Bundesrepublik (siehe 
Bericht, vorgelegt 1994, VI.1.). Im folgenden werden 
aktuelle Entwicklungen dargestellt, wobei besonders 
auch auf die Konsequenzen hingewiesen wird, die 
sich aus dem Zusammenwachsen Europas ergeben. 

2.1 Ausländergesetz 

Das Ausländergesetz findet uneingeschränkt nur auf 
Ausländer Anwendung, die nicht freizügigkeitsbe-
rechtigte EU-Bürger sind (sog. „Drittstaatsangehöri-
ge"). Die nachfolgenden Ausführungen gelten daher 
grundsätzlich nur für diese Gruppe. 

2.1.1 Koalitionsvereinbarung 

In der Koalitionsvereinbarung ist festgelegt worden, 
daß das Ausländerrecht novelliert wird. Die Beauf-
tragte versteht die folgenden Ausführungen als Bei-
trag zur Diskussion um die Inhalte der Novellierung. 

2.1.2 Aktuelle Diskussionspunkte 

Zentrale Punkte der Diskussion waren vor allem die 
§§ 19, 20 Abs. 4 Nr. 2 und § 22 AuslG. 

2.1.2.1 §19 AuslG 

§ 19 AuslG regelt das eigenständige Aufenthaltsrecht 
der nachgezogenen Ehegatten im Falle der Tren-
nung. Grundsätzlich gibt es ein eigenständiges Auf-
enthaltsrecht erst nach vierjährigem Bestand der Ehe 
in Deutschland; im Härtefall sind drei Jahre ausrei-
chend. Da sich diese Regelung vielfach als zu restrik-
tiv herausgestellt hatte, hat der Bundesrat vorge-
schlagen, die Frist in Härtefällen vollkommen zu 
streichen. Diesem weitgehenden Vorschlag konnte 
die Bundesregierung nicht folgen. Zur grundsätzli-
chen Notwendigkeit der Änderung des § 19 AuslG 
hat die Bundesregierung allerdings erklärt: 

„Die Bundesregierung verkennt jedoch nicht, daß 
die Vorschrift des § 19 Abs. 1 Nr. 2 AuslG zu unbe-
friedigenden Ergebnissen führen kann." 

2.1.2.2 §22AuslG 

Eine wichtige Fallkonstellation, die in einem Einzel-
fall sogar den Innenausschuß des Deutschen Bundes-
tages beschäftigt hat, war der Familiennachzug in 
Härtefällen (§ 20 Abs. 4 Nr. 2, § 22 AuslG). In dem er-
wähnten Einzelfall erstrebte ein ausländischer Junge 
den Nachzug zu seiner Schwester, weil die Familien-
angehörigen im Heimatland seine Betreuung nicht 
gewährleisten konnten; ihm drohte ein Schicksal als 
„Straßenkind". Dennoch konnte die zuständige Aus-
länderbehörde in diesem Fall zunächst auch keine 
„außergewöhnliche Härte" erkennen (daneben war 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Inland pro

-

blematisch). Hier wird in den - bedauerlicherweise 
noch immer fehlenden - Verwaltungsvorschriften 
zum Ausländergesetz zu klären sein, daß das Kindes

-

wohl auch bei Entscheidung über die Auslegung 
ausländerrechtlicher Härtefallklauseln von entschei-
dender Bedeutung sein muß. Sollte sich in den Ver-
waltungsvorschriften keine vernünftige generelle Lö-
sung für die dargestellte - und andere - Fallkonstel-
lationen finden lassen, wird zu prüfen sein, ob die 
entsprechenden Normen geändert werden müssen. 

2.1.3 Weitere zentrale Punkte 

Aus Sicht der Beauftragten sind weitere Punkte für 
die Novellierung des Ausländergesetzes von beson-
derer Bedeutung. 

2.1.3.1 Beratungspflicht 

Bereits im ersten Bericht (vorgelegt 1994) hatte die 
Beauftragte darauf hingewiesen, daß Ausländer und 
Ausländerinnen - angesichts der Kompliziertheit des 
Ausländergesetzes - nur unzureichend über ihre 
Rechte informiert sind. Hier könnte mit der Veranke-
rung einer ausdrücklichen Beratungspflicht der Aus-
länderbehörden Abhilfe geschaffen werden. Diese 
Beratung sollte verpflichtend und abgesichert sein. 

2.1.3.2 Daueraufenthaltsrecht 

Im ersten Bericht hatte die Beauftragte dafür plädiert, 
denjenigen, die eine ganz besonders enge Bindung 
an die Bundesrepublik haben, ein unentziehbares 
Aufenthaltsrecht zu verleihen. Vorbildcharakter 
könnte insoweit die Praxis der Niederlande haben, 
nach der Ausländer, die seit mehr als 20 Jahren in 
den Niederlanden leben, und Ausländer, die vor ih-
rem 10. Lebensjahr zugewandert sind und 15 Jahre 
in den Niederlanden gelebt haben, nicht ausgewie-
sen werden dürfen. 5 ) 

Eine Ausweisung kommt insbesondere bei den in 
Deutschland aufgewachsenen Ausländern, die das 
Herkunftsland der Eltern nicht oder kaum kennen, 
einer Verbannung gleich. Politisch kann die Beauf-
tragte daher die folgenden Ausführungen eines Mit-
glieds der Europäischen Kommission für Menschen-
rechte nur unterstützen: „..., ich zweifle, ob es das 
moderne internationale Recht einem Staat, der die 
Kinder von zugelassenen Ausländern erzogen hat, 
erlaubt, diese Kinder auszuweisen, wenn sie eine 
Last werden. Die Last auf den Herkunftsstaat der El-
tern abzuschieben, wird vom modernen internationa-
len Recht nicht mehr so eindeutig akzeptiert" . 46) 

2.2 Europa und Drittstaatsangehörige 

Innerhalb der Europäischen Union ist ein einheitli-
cher Binnenmarkt entstanden, der generell Waren, 
Dienstleistungen und Personen Freizügigkeit ge-
währleistet. Die Einwanderungspolitik ist jedoch 
grundsätzlich in der Kompetenz der Mitgliedstaaten 
geblieben (Ausnahme: Artikel 100 c EG-Vertrag, 
außerdem intergouvernementale Zusammenarbeit 
nach Art. K des Vertrages über die Europäische Uni-
on [Maastrichter Vertrag]), auch wenn die Einwande-
rungspolitik als Angelegenheit von „gemeinsamen 
Interesse" Gemeinschaftsverfahren nach Artikel K 
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bis K 9 des Vertrages über die Europäische Union 
unterliegt. Auch deshalb partizipieren die Drittstaats-
angehörigen grundsätzlich nicht an der Freizügigkeit 
innerhalb der Europäischen Union. Langfristig wer-
den jedoch die dauerhaft und rechtmäßig in der 
Union lebenden Drittstaatsangehörigen von gewis-
sen Freizügigkeitsrechten nicht auszuschließen sein. 
Bei der Verwirklichung dieses Ziels sind jedoch die 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt der Mitglied-
staaten zu berücksichtigen. 

2.2.1 Schengener Übereinkommen  

Mit Wirksamwerden des Schengener Übereinkom-
mens haben auch die Drittstaatsangehörigen, die 
über einen legalen Aufenthaltsstatus in einem der 
Unterzeichnerstaaten verfügen, die Möglichkeit, in-
nerhalb des Gebiets jener Staaten, in dem sie z. B. ih-
ren Urlaub verbringen möchten, bis zu drei Monaten 
zu reisen, ohne daß sie hierfür ein Visum benötigen. 
Das Gebiet der Staaten, die das Schengener Zusatz-
abkommen anwenden, umfaßt gegenwärtig Belgien, 
die Niederlande, Luxemburg, Frankreich, Spanien, 
Portugal und Deutschland. 

2.2.2 Klassenfahrten  

Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Art . K bis K 9 
des Vertrages über die Europäische Union hat der 
Rat eine gemeinsame Maßnahme über Reiseerleich-
terungen für Schüler aus Drittstaaten mit Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat beschlossen. Dieser Personen-
kreis wird zukünftig im Klassenverband ohne Visum 
und eigenes Reisedokument in andere Mitgliedstaa-
ten reisen können. Die fehlenden Reisedokumente 
werden durch eine Sammelliste ersetzt. 

2.3 Europarechtliches Aufenthaltsrecht  
türkischer Staatsangehöriger  

Im ersten Bericht hat die Beauftragte darauf hinge-
wiesen, daß türkischen Arbeitnehmern nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes ein 
europarechtliches Aufenthaltsrecht zustehen kann, 
wobei Einzelheiten hinsichtlich des berechtigten Per-
sonenkreises noch zu klären seien (siehe ersten Be-
richt, vorgelegt 1994, VI 1.2.3). 

Eine verbindliche Klärung, wie die deutschen Behör-
den diese Rechtsprechung auslegen wollen, steht 
noch aus. Allerdings hat das Bundesministerium des 
Innern seine Position zur Auslegung der entspre-
chenden Bestimmung (Artikel 6; 7 ARB 1/80 47)) be-
reits den Bundesländern zugeleitet. Auch mangels 
einer Abstimmung der Position innerhalb der Bun-
desregierung handelt es sich hierbei jedoch nicht um 
eine verbindliche Maßgabe zur Auslegung. 

Mittlerweile hat der Europäische Gerichtshof klarge

-

stellt, daß auch den Kindern der türkischen Arbeit

-

nehmer ein euro p a rechtli ches  Aufenth a ltsrecht zu- 

stehen kann, wenn sie die Voraussetzungen des Arti-
kel 7 des Assoziationsratsbeschlusses 1/80 erfüllen. 
Im konkreten Fall des Europäischen Gerichtshofes 
wollte eine türkische Frau, die zu Studienzwecken 

eingereist war und deren Eltern in Deutschland Ar-
beitnehmer waren, nach Abschluß ihres Studiums in 
Deutschland eine Arbeit antreten. Da sie unter die-
sen Voraussetzungen nach Art. 7 ARB 1/80 einen An-
spruch auf eine Arbeitserlaubnis hatte, hatte sie auch 
das Recht auf eine Aufenthaltserlaubnis, obwohl sie 
nach dem Ausländergesetz Deutschland nach Ab-
schluß des Studiums hätte verlassen müssen. 

2.4 Rechtsstatus der Unionsbürger  

In ihrem letzten Bericht hat die Beauftragte darge-
legt, daß es im Sinne der Rechtsklarheit zu begrüßen 
wäre, wenn die Richtlinien über das Aufenthaltsrecht 
für Studenten, für aus dem Erwerbsleben ausge-
schiedene Personen und sonstige Bürger der Euro-
päischen Union, die ihren Lebensunterhalt sichern 
können, durch Gesetz oder Verordnung umgesetzt 
würden. Prüfenswert ist dabei auch, ob nicht generell 
das unübersichtliche Aufenthaltsgesetz/EWG umge-
staltet werden sollte. Das Bundesministerium des In-
nern beabsichtigt, den Ressorts noch im Laufe dieses 
Jahres einen entsprechenden Verordnungsentwurf 
zuzuleiten. Darüber hinaus plant es, das Aufenthalts-
gesetz/EWG im Laufe der 13. Legislaturperiode um-
fassend zu novellieren und an die Rechtsprechung 
des EuGH zum Einreise- und Aufenthaltsrecht ge-
meinschaftsrechtlich begünstigter Personen anzu-
passen. 

3. Partizipation  

3.1 Kommunalwahlrecht für Unionsbürger  
(siehe Bericht, vorgelegt 1994, V.2.1)  

Mit Richtlinie '94/80/EG vom 19. Dezember 1994 hat 
der Rat Einzelheiten der Ausübung des aktiven und 
passiven Kommunalwahlrechts der Unionsbürger 
festgelegt. Die Mitgliedsstaaten - in Deutschland die 
Bundesländer - haben danach bis zum 1. Januar 
1996 Zeit, diese Richtlinie umzusetzen. Hessen, Bay-
ern und Berlin haben ihr jeweiliges Landesrecht be-
reits entsprechend geändert. In mehreren anderen 
Bundesländern steht das Gesetzgebungsverfahren 
kurz vor dem Abschluß. Im Land Berlin haben Uni-
onsbürger bereits an den diesjährigen Kommunal-
wahlen am 22. Oktober 1995 teilnehmen können. 

Aus ihrer Sicht möchte die Beauftragte die folgenden 
offenen Fragen bei der Umsetzung der Richtlinie dar-
stellen. 

3.1.1 Ausschluß vom passiven Wahlrecht für das  
Amt des Leiters der Exekutive  
(z. B. Bürgermeisteramt)  

Nach der Richtlinie sollen die Unionsbürger grund-
sätzlich das aktive und passive  Wahlrecht  zu den  
kommunalen Gremien besitzen. Hiervon können die 
Mitgliedsstaaten, z. B. für das Amt des Leiters des 
Exekutivorgans, Ausnahmen vorsehen (vgl. i. e. Arti-
kel 5 Abs. 3 der Richtlinie). Da diese Ausnahmemög- 
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lichkeit keineswegs zwingend ist, weist die Beauf-
tragte darauf hin, daß es integrationspolitisch äußerst 
wünschenswert ist, daß Unionsbürger möglichst um-
fassend auf kommunaler Ebene partizipieren kön-
nen. 

3.1.2 Teilnahme an kommunalen Abstimmungen 
(Bürgerbegehren und Bürgerentscheide) 

Rechtlich umstritten ist, ob Artikel 28 Abs. 1 Satz 3 
GG und das Recht der Europäischen Union eine Teil-
nahme von Unionsbürgern auch an kommunalen Ab-
stimmungen zulassen und erfordern. Der Wortlaut 
der entsprechenden Normen spricht dafür, daß eine 
Teilnahme an den kommunalen Abstimmungen nicht 
möglich ist. Allerdings besteht zwischen den Kom-
munalwahlen und örtlichen Formen direkter Demo-
kratie ein enger Sachzusammenhang. Die Beauf-
tragte regt daher an zu prüfen, ob bei der anstehen-
den Revision des Maastrichter Vertrages das Partizi-
pationsrecht der Unionsbürger eindeutig auch auf 
kommunale Formen direkter Demokratie ausgedehnt 
werden kann. 

3.2 Ausländerbeiräte 
(siehe Bericht, vorgelegt 1994, V.2.5) 

Im Berichtszeitraum hat nunmehr auch Nordrhein-
Westfalen die Ausländerbeiräte in seinem Kommu-
nalverfassungsrecht gesetzlich verankert. 

3.3 Wahlen zu Personalräten 
(siehe Bericht, vorgelegt 1994, V.2.3) 

Aufgrund einer erfolgten Rechtsänderung können 
auch in Bayern künftig ausländische Arbeitnehmer 
in Personalvertretungen gewählt werden. 

4. Minderheitenrechte und 
Antidiskriminierungspolitik 

4.1 Minderheitenrechte 

Die gemeinsame Verfassungskommission von Bun-
destag und Bundesrat hatte vorgeschlagen, folgende 
Bestimmung - die gerade Ausländer begünstigen 
sollte - in das Grundgesetz einzufügen: 

„Der Staat achtet die Identität der ethnischen, kultu-
rellen und sprachlichen Minderheiten" . Hierfür hat 
sich keine verfassungsändernde Mehrheit gefunden. 
Damit sind jedoch die Angehörigen besonderer ge-
sellschaftlicher Gruppen - etwa Ausländer und ein-
gebürgerte Personen bestimmter ethnischer Her-
kunft - keineswegs schutzlos. Vielmehr statuiert die 
Verfassung die Gleichheit aller Menschen vor dem 
Gesetz (Artikel 3 Abs. 1 GG), verbietet Unterschei-
dungen u. a. wegen Sprache oder Rasse (Artikel 3 
Abs. 3 GG) und gibt Angehörigen besonderer Grup-
pen über die individuellen Freiheitsrechte die Mög-
lichkeiten, ihre Eigenarten hervorzuheben. 

Als Beispiel für diese Schutzfunktion der Individual-
grundrechte kann zunächst die oben (siehe Kapitel II 
5.2) dargestellte Rechtsprechung zur Befreiungsmög-
lichkeit islamischer Mädchen vom Sportunterricht 
gelten. Darüber hinaus sei darauf hingewiesen, daß 
die Rechtsprechung (BVerfG, Beschluß vom 9. Febru-
ar 1994 - 1 BVR - 1687/92) es unter Hinweis auf Art. 
5 Abs. 1 GG (Informationsfreiheit) im Einzelfall auch 
ermöglicht hat, dem besonderen Interesse etwa aus-
ländischer Mieter am Empfang bestimmter Rund-
funkprogramme im Rahmen der Auslegung privater 
Mietverträge Rechnung zu tragen (Anbringung von 
Parabolantennen, siehe Kapitel II.4.4 „Zielgruppen-
spezifische Medien"). 

4.2 Antidiskriminierungsgesetzgebung 

In ihrem ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, V.4) 
hatte die Beauftragte den Gesetzgeber gebeten zu 
prüfen, ob Maßnahmen gegen alltägliche Diskrimi-
nierungen - etwa im privaten Rechtsverkehr - getrof-
fen werden können. Zu einer umfassenden Gesetz-
gebung ist es im Berichtszeitraum noch nicht gekom-
men. Diese wird nach Einschätzung der Beauftragten 
auch noch längere und umfassendere Diskussionen 
erfordern. 

Es hat jedoch in einem Teilbereich, den auch die Be-
auftragte besonders angesprochen hat, eine gesetzli-
che Neuregelung gegeben. Für den Bereich des Ver-
sicherungsrechtes ist in § 81 e des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes folgende Regelung verankert worden: 

„Als Mißstand ... sind auch Tarifbestimmungen und 
Prämienkalkulationen anzusehen, die auf die Staats-
angehörigkeit des Versicherungsnehmers oder Versi-
cherten oder auf deren Zugehörigkeit zu einer ethni-
schen Gruppe abstellen." 

Allerdings werden der Beauftragten im Bereich der 
Kfz-Versicherung nach wie vor Diskriminierungsfälle 
berichtet. Zu klären wird daher sein, ob diese bei 
strikter Anwendung der genannten Norm vermieden 
werden können oder ob weitere gesetzliche Maßnah-
men nötig sind. 

5. Soziale Sicherheit 
In ihrem letzten Bericht hat die Beauftragte darge-
legt, daß die dauerhaft in Deutschland lebenden 
Ausländer und Ausländerinnen grundsätzlich hinrei-
chend in die Systeme der sozialen Sicherheit inte-
griert sind, aber dennoch in einigen Bereichen Pro-
bleme bestehen. Hier haben sich folgende Entwick-
lungen ergeben: 

5.1 Kindererziehungszeiten 
in der Rentenversicherung 

Mit rechtlichen und integrationspolitischen Argu-
menten hatte die Beauftragte kritisiert, daß die Ren-
tenversicherungsträger die Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten von Ausländern ablehnten, 
wenn diese zum Zeitpunkt der Kindererziehung im 
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Besitz einer befristeten Aufenthaltserlaubnis gewe-
sen waren, weil nach Meinung der Rentenversiche-
rungsträger in diesem Fa ll  kein „gewöhnlicher Auf-
enthalt" vorlag (Bericht, vorgelegt 1994, II. 3.1.1). Die 
entgegengesetzte Rechtsauffassung der Beauftrag-
ten ist mittlerweile durch das Bundessozialgericht 
bestätigt worden (Urteil vom 27. Januar 1994 - 5 RJ 
16/93). Erfreulicherweise haben die Rentenversiche-
rungsträger unmittelbar nach dieser Entscheidung 
ihre bisherige Praxis geändert. Klärungsbedürftig ist 
daher aus Sicht der Beauftragten nur noch, wie mög-
lichst alle fehlerhaften Entscheidungen der Vergan-
genheit korrigiert werden können. Diesbezüglich ist 
die Beauftragte an den Verband der Deutschen Ren-
tenversicherungsträger herangetreten. 

5.2 Familienkrankenversicherung 

Im Bereich der Familienkrankenversicherung hatte 
die Beauftragte die gleiche Auslegung des Beg riffs 
„gewöhnlicher Aufenthalt" beanstandet wie bei der 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten (Bericht, 
vorgelegt 1994, II. 3.1.2). Danach wurden die Fami-
lienangehörigen, die nur über eine bef ristete Aufent-
haltserlaubnis verfügten, von einigen gesetzlichen 
Krankenversicherungen nicht in die Familienkran-
kenversicherung einbezogen. Inzwischen hat der 
AOK-Bundesverband der Beauftragten zugesagt, 
daß auch Ausländer mit einer befristeten Aufent-
haltserlaubnis in die gesetzliche Krankenversiche-
rung einbezogen werden. 

Umstritten geblieben ist auch unter den gesetzlichen 
Krankenversicherungen, wie mit den Familienange-
hörigen - insbesondere Bürgerkriegsflüchtlingen - 
zu verfahren ist, die wie der versicherte Arbeitneh-
mer selbst über eine Aufenthaltsbefugnis, Aufent-
haltsgestattung oder Duldung verfügen. Eine ältere 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu diesem 
Bereich legt nahe, daß auch diese Familienangehöri-
gen rechtlich in die Familienkrankenversicherung 
einbezogen sind (Urteile vom 23. Oktober 1984 

-

8 RK 12/84 -; vom 28.06.1984 - 3 RK 27/83 - und vom 
16. Oktober 1986 - 12 RK 13/86 -). Demgegenüber 
verweisen einige Krankenversicherungen und unter-
instanzliche Entscheidungen (SG Aachen, Urteil vom 
17. Januar 1994 - 6 Kr 212/93 -) auf die neuere Recht-
sprechung des Bundessozialgerichtes zu anderen 
Rechtsbereichen, nach der die Aufenthaltsbefugnis, 
Duldung und Aufenthaltsgestattung nicht unter den 
Begriff „gewöhnlicher Aufenthalt" subsumiert wer-
den könnten. Aus Sicht der Beauftragten ist dabei 
anzumerken, daß nach der Rechtsprechung des Bun-
dessozialgerichts die Auslegung des Beg riffs „ge-
wöhnlicher Aufenthalt" sich in unterschiedlichen 
Rechtsbereichen nicht notwendig entsprechen muß. 

In dieser Situation hat der Deutsche Bundestag auf-
grund einer Empfehlung des Ausschusses für Ge-
sundheit folgenden Vorschlag zur Ergänzung des 
§ 10 SGB V gemacht, der allerdings nicht Gesetz ge-
worden ist (BR-Druchsache 466/94): 

„Für ausländische Familienangehörige ist die Vor- 
aussetzung nach Nummer 1 erfüllt, wenn diese im 
Besitz einer Aufenthaltsberechtigung oder Aufent

-

haltserlaubnis sind oder sich seit mindestens 24 Mo-
naten ununterbrochen rechtmäßig oder geduldet im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten." 

Die Beauftragte gibt zu bedenken, daß eine zweijäh-
rige Wartefrist gegenüber den Betroffenen nur 
schwer zu rechtfertigen ist, da die ausländischen Ar-
beitnehmer, auch wenn sie Flüchtlinge sind, die glei-
chen Beiträge in die gesetzliche Krankenversiche-
rung bezahlen wie ihre deutschen Kollegen. Sollte 
eine gesetzliche Klarstellung erfolgen, schlägt sie da-
her eine eher sachgerechte Wartefrist von sechs Mo-
naten vor. 

5.3 Europarecht und 
Bundeserziehungsgeldgesetz 

Im ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, II. 3.1.5) 
hatte die Beauftragte das Spannungsverhältnis zwi-
schen europarechtlichem Aufenthaltsrecht und Bun-
deserziehungsgeldgesetz erläutert, welches daraus 
entstehen kann, daß die freizügigkeitsberechtigten 
Unionsbürger ein materielles Aufenthaltsrecht auch 
ohne Besitz einer formalen Aufenthaltserlaubnis ha-
ben, nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz aber 
der formale Besitz einer Aufenthaltserlaubnis für den 
Erhalt von Erziehungsgeld Voraussetzung ist. Nach-
dem auch die Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften diese Konstellation problematisiert hat, 
hat das Bundesministerium für Familie und Senioren 
(heute: Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend) erklärt, daß in Zukunft Erzie-
hungsgeld von Beginn des materiellen Aufenthalts-
rechts an gewährt werde. 

5.4 Pflegeversicherung 

Mit der Sozialen Pflegeversicherung hat der Gesetz-
geber im Jahre 1994 einen neuen Zweig der Sozial-
versicherung geschaffen. Ziel der Pflegeversicherung 
ist es grundsätzlich, die in Deutschland lebende 
Wohnbevölkerung gegen das Risiko der Pflegebe-
dürftigkeit abzusichern. Konsequenterweise gewähr-
leistet daher die Pflegeversicherung der ausländi-
schen Wohnbevölkerung unter den gleichen rechtli-
chen Voraussetzungen wie der deutschen Wohnbe-
völkerung Zugang zu dieser Sozialversicherung. 

Von der ausländischen Bevölkerung und ihren Inter-
essenvertretern ist jedoch problematisiert worden, 
daß Leistungen der Pflegeversicherung im Ausland 
nicht in Anspruch genommen werden können (nach 
Auffassung der Bundesregierung auch nicht inner-
halb der Europäischen Union; vgl. Plenarprotokolle 
13/17, S. 1091 f.). Diese Regelung trifft überwiegend 
Ausländer, da diese z. B. als Rentner häufiger im 
Ausland (Herkunftsland) leben dürften als Deutsche. 

Die Beauftragte verkennt nicht, daß damit eine Reihe 
von Fragen verbunden ist, weist jedoch auf die 
Grundkonzeption der Pflegeversicherung hin, deren 
Ziel ein Schutz der im Inland lebenden Bevölkerung 
ist und die daher Leistungsexport nicht zuläßt. 
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Iv. Die unterschiedliche Lebenssituation einzelner Gruppen 

1. Frauen und Mädchen ausländischer 
Herkunft 

Die Situation von Migrantinnen in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist im Zusammenhang mit allen Le-
bensbereichen von Migranten zu sehen. Einzelne 
Aspekte ihrer Lebensverhältnisse werden daher in 
den jeweiligen Kapiteln des vorliegenden Berichtes 
aufgeführt. Dieses Kapitel führt die verschiedenen 
Aspekte zusammen und geht auf einzelne noch nicht 
genannte Bereiche gesondert ein. 

43 % der in der Bundesrepublik Deutschland le-
benden ausländischen Staatsangehörigen sind 
Frauen und Mädchen. Von den insgesamt 
2 956 636 Ausländerinnen am 31. Dezember 1993 
ist ein Fünftel unter fünfzehn Jahre alt, etwa 40 % 
gehören der Altersgruppe der 15- bis 35jährigen 
an. Rund 44 % der Migrantinnen sind ledig und 
52 % verheiratet. 

Der Frauenanteil ist bei den meisten Nationalitäten 
geringer als der Anteil der Männer. Bei den Staats-
angehörigen aus den ehemaligen Anwerbestaaten 
liegt die Ursache in der Arbeitsmigration, die vor 
allem zu Beginn männliche Arbeitskräfte vollzogen. 
Nur 20 % der Angeworbenen waren Frauen. Im 
Rahmen des Familiennachzugs und durch Geburt 
in der Bundesrepublik Deutschland stieg der Anteil 
der Frauen und Mädchen in diesen Gruppen. Bei 
einigen Nationalitäten überwiegt der Anteil der 
Frauen und Mädchen, so zum Beispiel bei Migran-
ten aus den nordeuropäischen Staaten, aus Frank-
reich und der Schweiz, Japan und Korea. Die Zu-
wanderung dieser Frauen aus Industriestaaten be-
ruht - neben dem Familiennachzug - auch auf ei-
genständiger Arbeitsmigration und Erwerbstätig-
keit vor allem in höher qualifizierten Berufen, Bil-
dungsmigration oder Eheschließung mit Deutschen. 
Der Anteil der Migrantinnen überwiegt auch bei 
einigen Nationalitäten aus Entwicklungs- und 
Schwellenländern. Zum Beispiel stellen Philippinas 
und Thailänderinnen mit einem Anteil von rund 
vier Fünftel die Mehrzahl der Migranten innerhalb 
der beiden Gruppen. Arbeitsmigration, Eheschlie-
ßung mit Deutschen, aber auch Heiratshandel wa-
ren und sind Auslöser für diesen hohen Anteil an 
Frauen. 

1.1 Schule und Berufsausbildung 

Die Bildungs- und Ausbildungssituation junger Mi-
grantinnen hat sich im Vergleich zu der ihrer Mütter 
verbessert. Auch im Vergleich zu jungen Migranten 
erreichen sie qualifiziertere Bildungsabschlüsse. Dies 
hat jedoch in nur geringem Maße zur Verbesserung 
der beruflichen Situation und des Einkommens ge-
führt. 

Mädchen mit ausländischem Paß sind beim Schulbe-
such und Schulabschluß erfolgreicher als Jungen. 
Daten einzelner Bundesländer zeigen, daß sie in 
Realschulen und Gymnasien leicht überrepräsentiert 
sind und Sonderschulen deutlich seltener besuchen 
als Jungen. Gleiches gilt für die erreichten Schulab-
schlüsse. 48) Dies hat jedoch keine positiven Auswir-
kung auf den Übergang in eine berufliche Ausbil-
dung. 

Insgesamt haben Migrantinnen ihre Teilnahme an 
der Berufsausbildung erheblich gesteigert. Der Frau-
enanteil unter ausländischen Auszubildenden ist mit 
rund 41 % nur geringfügig niedriger als bei deut-
schen Auszubildenden (43 %). 49) Dennoch liegt ihre 
Beteiligung an der beruflichen Erstausbildung weit 
unter der deutscher Mädchen. 

Nach einer Untersuchung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 50) befindet sich nur ein Drittel der 
ausländischen Schulabgängerinnen in einer berufli-
chen Ausbildung, im Vergleich dazu sind es zwei 
Drittel der deutschen Schulabgängerinnen. Ohne 
Berufsausbildung bleiben 44 % der 20 bis 25jährigen 
Migrantinnen, rund 14 % sind es bei Deutschen. 
Hierbei bestehen nationalitätenspezifische Unter-
schiede: Über die Hälfte der jungen Türkinnen, 
aber nur 35 % der Migrantinnen anderer Staatsan-
gehörigkeit bleiben ohne Berufsausbildung. Das 
späte Einreisealter, die familiäre Situation und - 
häufig als Folge dieser beiden Bedingungen - das 
Fehlen eines Schulabschlusses, werden als Ursa-
chen für die im Vergleich zu deutschen Mädchen 
geringere Ausbildungsbeteiligung genannt: 83 % 
der berufslosen Migrantinnen haben keinen oder 
einen im Herkunftsland erworbenen Schulabschluß. 
Ein Drittel ist gegen Ende ihrer Schulzeit im Her-
kunftsland in die Bundesrepublik gekommen, d. h. 
im allgemeinen mit mehr als 16 Jahren. Zwei Drittel 
haben eine allgemeinbildende Schule in der Bun-
desrepublik besucht, aber nur die Hälfte hat einen 
Hauptschulabschluß erreicht und nur jede fünfte 
einen Realschulabschluß. Fast 40 % aus dieser 
Gruppe haben eigene Kinder. 

Eine erfolgreiche Ausbildungsplatzsuche wird da-
durch erschwert, daß rund die Hälfte der jungen 
Migrantinnen ihr Interesse auf nur wenige Ausbil-
dungsberufe konzentriert, wie z. B. Friseurin, Einzel-
handelskraft, Krankenschwester oder Arzthelferin - 
dort konkurrieren sie mit deutschen Schulabgänge-
rinnen, die ebenfalls zunehmend bessere Schulab-
schlüsse aufweisen können. Die Bildungsschere zwi-
schen deutschen und ausländischen Jugendlichen 
besteht also weiterhin, wenn auch in geringerem 
Ausmaß als vor zehn Jahren. 

Die trotz aller noch bestehenden Probleme erzielten 
Verbesserungen in der Bildungs- und Ausbildungs- 
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situation von Migrantinnen müssen auf dem Hinter-
grund der Lebenssituation besonders der zweiten 
Generation ausländischer Frauen in der Bundesre-
publik beurteilt werden. Insgesamt sehen sich diese 
Mädchen und Frauen oft stärker als deutsche Frau-
en aber auch stärker als ausländische junge Män-
ner ganz unterschiedlichen Erwartungen gegen-
übergestellt. Untersuchungen ergaben, daß sowohl 
die Mädchen selbst als auch ihre Eltern eine gute 
Schul- und Berufsausbildung für wichtig halten. 51 ) 
Mütter halten die Berufsausbildung der Mädchen 
häufig für wichtiger als die der Söhne. Dies wird 
mit der Auffassung begründet, daß junge Männer 
immer eine Erwerbsmöglichkeit fänden, junge 
Frauen jedoch eher einer Ausbildung bedürften, 
um einen Frauen angemessenen Beruf ausüben zu 
können. Ein weiterer geschlechtsspezifischer Unter-
schied wird darin gemacht, daß die Berufstätigkeit 
der Frauen mit der Familienarbeit vereinbar sein 
sollte. Diese Erwartungen wirken sich schon in der 
Schullaufbahn aus, die bei Mädchen eher als bei 
Jungen diskontinuierlich verläuft und häufiger ab-
gebrochen wird. Denn Mädchen werden oft früh in 
die Familienarbeit einbezogen - sie betreuen jünge-
re Geschwister oder werden zur Pflege der Großel-
tern im Herkunftsland herangezogen. Die Verein-
barkeit von Berufs- und Familienarbeit wie auch 
die Bindung der Ausbildung der Töchter an die Zu-
kunftspläne der Eltern hat im Ausbildungsbereich 
zur Folge, daß viele junge Frauen nur wenige Beru-
fe in Betracht ziehen - Berufe, die auch im Her-
kunftsland der Eltern ausgeübt werden können und 
eher den Vorstellungen über Frauen angemessene 
Berufe entsprechen. Die Realität der Schullaufbahn 
und Ausbildungsbeteiligung zeigt einen deutlichen 
Widerspruch zu dem von Mädchen und Eltern be-
kundeten Ausbildungsinteresse. 

An Universitäten studierten in Westdeutschland An-
fang der 90er Jahre rund 30 000 ausländische Stu-
dentinnen, dies entspricht etwa einem Drittel aller 
ausländischen Studierenden. Am Beispiel der türki-
schen Studierenden mit deutschem Schulabschluß 
(Bildungsinländer) wird deutlich, daß das Ausbil-
dungsinteresse junger Migrantinnen auch im univer-
sitären Bereich stärker wächst als bei Migranten: Die 
Zahl der türkischen Studentinnen ist seit 1984/85 in 
einigen Bundesländern um das Dreifache gestiegen, 
hingegen hat sich die Zahl der türkischen Studieren-
den insgesamt verdoppelt. 12 ) 

1.2 Erwerbstätigkeit 

Das Erwerbsverhalten ausländischer Frauen wird 
wesentlich bestimmt durch die Faktoren Bildung, Fa-
miliengröße und Familieneinkommen. 52) Einem nied-
rigeren Platz des Ehemannes in der Arbeitsplatzhier-
archie und damit auch auf der Lohnskala entspricht 
die Notwendigkeit der Erhöhung des Familienein-
kommens durch die Berufstätigkeit der Frau; dabei 
haben es ausländische Frauen regelmäßig schwerer 
als ausländische Männer oder einheimische Frauen 
einen Arbeitsplatz zu finden. Ausländische Frauen 
stellten Ende Juni 1993 mit 34 % rund ein Drittel der 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ausländer 
(727 640 von 2 140 532 Personen), dem entsprach 
auch ihr Anteil Ende Dezember 1994 an den arbeits-
losen Ausländern im Bundesgebiet West (33,9 %). 
Die Beschäftigtenquote deutscher Arbeitnehmerin-
nen zu diesem Zeitpunkt lag bei 43,2 %. 

Eine nach Altersgruppen und bei den Ausländerin-
nen nach EU- und Nicht-EU-Bürgern differenzie rte 
Gegenüberstellung einheimischer und ausländischer 
Frauen zeigt, daß die Erwerbsquote der ausländi-
schen Frauen 1991 mit 36 % insgesamt deutlich unter 
der der deutschen Frauen lag.53) 54) 

Im Vergleich zu 1983 sind die Abstände 1991 nahezu 
unverändert; die entsprechenden Quoten für EU-
Ausländerinnen liegen näher beieinander: längerer 
Aufenthalt in Deutschland, leichtere Rückwande-
rungsmöglichkeit bei wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten mögen die Ursachen sein. 

Eine Betrachtung der Entwicklung von 1977 bis 1994 
zeigt allerdings eine parallele Verschiebung der 
Frauenerwerbstätigkeit. Diese lag 1977 bei den deut-
schen Frauen noch bei 38 % und verschob sich bis 
1994 kontinuierlich auf über 43 %; bei den ausländi-
schen Frauen stieg sie im entsprechenden Zeitraum 
von 31 %) auf 34 % an. 

Eine Auflistung nach Nationalitäten (Dezember 
1993) zeigt, daß bei einer durchschnittlichen Frauen-
erwerbsquote von 34,2 % im Bundesgebiet West „Ju-
goslawinnen" (39,6 %) und Griechinnen (39,0 %) 
überproportional, Türkinnen (31,1 %) und Italienerin-
nen (27,7 %) unterproportional in Beschäftigungsver-
hältnissen eingebunden waren. 55 ) 

Viele Frauen vor allem der ersten Generation haben 
keine Berufsausbildung. Trotzdem gehen sie einer 

Erwerbsquoten einheimischer und ausländischer Frauen nach Altersgruppen 1991 (1983) 
- Bundesgebiet West - in Prozent 

Ausländerinnen 

Altersgruppe Einheimische 
Gesamt EG-Bürger Nicht-EG-Bürger 

14-24 52 (48) 36 (37) 43 (46) 34 (34) 

25-49 70 (58) 55 (57) 63 (62) 52 (55) 

50-64 40 (33) 44 (50) 47 (50) 43 (49) 

Quelle : EUROSTAT (Community Labour Force Survey) 
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Tätigkeit nach, um das Familieneinkommen zu ver-
bessern. Der Anteil der Ausländerinnen in den so-
zialversicherungsfreien Beschäftigungen und den 
geringfügigen Nebentätigkeiten dürfte deshalb ver-
gleichsweise hoch sein. Nach vorliegenden Schät-
zungen der Bundesanstalt für Arbeit sind 1994 
180 000 bis 200 000 Ausländerinnen sozialversiche-
rungsfrei und 60 000 bis 75 000 in geringfügigen Ne-
bentätigkeiten beschäftigt. 

Mit Recht wird auf die Notwendigkeit einer Ausdiffe-
renzierung der Darstellung von Frauenerwerbsquo-
ten als Integrationsmaßstab hingewiesen. Kulturelle 
Aspekte beeinflussen das Erwerbsverhalten ebenso 
wie Kinderzahl, Familiengröße oder Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten. Wichtig bleibt jedoch die Fest-
stellung: „Je näher sich die Erwerbsquoten der In-
und Ausländer angenähert haben, desto ähnlicher ist 
das Erwerbsverhalten, desto weiter fortgeschritten 
die  Integration" . 55 ) 

Von den am 31. März 1994 731 199 sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten ausländischen Frauen 
arbeiteten 319 757 (44 %) im Dienstleistungsbereich, 
223 755 (31 %) hatten einen Arbeitsplatz im verarbei-
tenden Gewerbe, 96 542 (13 %) waren im Handel be-
schäftigt; 88 % aller Migrantinnen sind also auf drei 
Wirtschaftsbereiche konzentriert. Die zweite und 
zum Teil schon die dritte Generation der Migrantin-
nen nimmt heute immer häufiger qualifizierte beruf-
liche Positionen ein. Etwa 2 000 Ausländerinnen sind 
im Bankgewerbe beschäftigt, etwa 16 000 in Sozial-, 
Erziehungs- und geisteswissenschaftlichen Berufen 
und rund 1 300 in hochrangigen naturwissenschaftli-
chen Berufen. 57 ) 

Bei der Einkommenssituation von Migrantinnen 
zeichnet sich eine Marginalisierung ausländischer 
Frauen ab. Rund drei Viertel fanden sich 1989 in ei-
ner schlechteren Einkommensgruppe als 1984, nur 
16 % konnten ihre Einkommensverhältnisse halten. 
Dies trifft jedoch nicht auf alle Migrantinnen zu. Die 
zweite Generation konnte ihre finanzielle Lage in 
diesem Zeitraum verbessern und an die Einkom-
mensverhältnisse gleichaltriger Deutscher anglei-
chen. 58) 

1.3 Empfehlungen 

Die hohe Ausbildungsmotivation, die zunehmende 
Qualifizierung der Schulabschlüsse, die überdurch-
schnittlich gestiegene Anzahl ausländischer Studen-
tinnen und die Einkommensverbesserungen der 
zweiten Generation verweisen darauf, daß Verbesse-
rungen der Ausbildungssituation und der beruflichen 
Situation möglich sind und von den Migrantinnen 
angestrebt werden. Empfehlenswerte Maßnahmen 
werden beispielsweise im Bericht der Arbeitsgrup-
pen des nationalen Vorbereitungskomitees für die 
Vierte Weltfrauenkonferenz zusammengefaßt: „Ziel-
setzung einer wirksamen Integrationspolitik muß es 
sein, den Anteil der ausländischen Frauen in den so-
genannten qualifizierten Berufen deutlich zu erhö-
hen. Dazu gehört, daß den Frauen das Berufsspek-
trum bekannt gemacht wird, daß sie auf die Berufs-
vielfalt in Bildungs- und Weiterbildungseinrichtun

-

gen hingewiesen und entsprechend ausgebildet wer-
den. Dazu gehören auch positive Maßnahmen im Zu-
sammenwirken von Schule, Berufsberatung und 
Eltern, die das Berufswahlverfahren der Ausländer-
innen verändern." 

Hinderungsgründe für eine Berufsausbildung be-
stehen jedoch nicht nur auf Seiten junger Migrantin-
nen. Die Bereitschaft der Ausbildungsbetriebe, Mäd-
chen ausländischer Herkunft auszubilden, ist weiter-
hin gering. Im Durchschnitt ist nur ein Drittel der Be-
werbungen erfolgreich. 50) In verschiedenen Untersu-
chungen wurde herausgefunden, daß die Benachtei-
ligungen von Migranten und Migrantinnen nicht nur 
sozialstruktureller Art sind, sondern sich zusätzlich 
auf Staatsangehörigkeit, ethnische Zugehörigkeit 
oder Konfession beziehen. Beispielhaft sei hier ein 
Ergebnis aus dem Landessozialbericht Nordrhein- 
Westfalen genannt: „Nationalität wirkt ebenso (wie) 
Geschlecht als Zugangshürde zu qualifizierten Aus-
bildungsberufen im dualen System. Dadurch erfolgt 
eine Fortschreibung von der Elterngeneration bei 
Einwanderern auf die Kindergeneration ... Kumu-
lierungseffekte ergeben sich bei jungen Frauen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit". 59) Information 
und Beratung der Ausbildungsbetriebe sollten ver-
stärkt dazu beitragen, verallgemeinernde Vorstellun-
gen über die Lebensverhältnisse junger Migrantin-
nen abzubauen und individuelle Qualifikationen und 
Berufsinteressen zu berücksichtigen. 

1A Aspekte der rechtlichen 
und gesellschaftlichen Situation 

Die Lebenssituationen von Migrantinnen sind heute 
oft vielfältiger als die deutscher Frauen. Dies ergibt 
sich zum Beispiel aus den ganz unterschiedlichen 
Migrationsgründen und Herkunftsländern wie auch 
den vergleichsweise stärkeren Unterschieden zwi-
schen den Generationen. In vielen Bereichen be-
stehen Gemeinsamkeiten zwischen ausländischen 
und deutschen Frauen, z. B. zunehmende schulische 
und berufliche Qualifizierung, Doppelbelastung bei 
Erwerbstätigkeit und Familienarbeit, erste Betroffene 
bei Entlassungen oder Gewalt in der Ehe. Bei Mi-
grantinnen kommen zusätzliche Schwierigkeiten 
hinzu, wie rechtliche oder soziale Probleme - von 
Sprachschwierigkeiten bis hin zu sozialer Ausgren-
zung vor allem von Frauen muslimischen Glaubens. 
Im Unterschied zu den ausländischen Männern füh-
ren spezifische Lebens- und Erwerbsbiographien von 
Migrantinnen zu besonderen Problemlagen. 

1.4.1 Zur rechtlichen Situation 

Unverheiratete, getrennt oder geschieden lebende 
ausländische Frauen haben oft größere Schwierig

-

keiten, eine Aufenthaltsberechtigung zu bekommen, 
da sie eine dafür notwendige Voraussetzung - die 
Zahlung von 60 Monaten Pflichtbeiträgen oder frei-
willigen Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung - seltener nachweisen können als die Männer. 
Gründe dafür sind, daß sie häufiger als Migranten in 
ungesicherten Arbeitsverhältnissen und geringfügi-
gen Nebenbeschäftigungen tätig sind und oft lange 
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Familienphasen einlegen. In der Regel werden da-
bei weder gesetzliche noch freiwillige Beiträge in 
die Rentenversicherung eingezahlt. Im Falle einer 
Ehescheidung verbleiben Migrantinnen dann mit 
dem im Vergleich zum Ehemann unsichereren Auf-
enthaltstitel, der bspw. nicht vor Ausweisung bei In-
anspruchnahme von Sozialhilfe schützt. Migran-
tinnen geraten aufgrund ihrer sozialen Situation je-
doch häufiger in eine Notlage, die eine, wenn auch 
nur vorübergehende, Unterstützung durch Sozial-
hilfe erfordert. Derartige Fälle treten z. B. ein, wenn 
der Ehemann keinen oder nicht genügend Unterhalt 
zahlt, wenn der Besitz der allgemeinen Arbeitser-
laubnis oder fehlende Ausbildung nur schwer eine 
ausreichend bezahlte Arbeit finden lassen oder 
wenn kein Kindergartenplatz zur Verfügung steht 
und deshalb keine Erwerbstätigkeit aufgenommen 
werden kann. 

Der im vorliegenden Bericht in Kapitel III. schon er-
läuterte § 19 Ausländergesetz kann insbesondere für 
Migrantinnen, die zum Zweck der Herstellung und 
Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft nach-
ziehen, sehr problematische Folgen haben. Gewalt in 
der Ehe oder Zwang zur Prostitution, die die betroffe-
nen Frauen zur Auflösung der ehelichen Lebensge-
meinschaft zwingen, werden für sie selbst existenz-
bedrohend, wenn die Ehe nicht vier, in Härtefällen 
drei Jahre in Deutschland bestanden hat. Sie verlie-
ren dadurch ihr Aufenthaltsrecht, die Verursacher/ 
Täter hingegen haben vergleichsweise geringe Kon-
sequenzen zu fürchten. 

1.4.2 Zur gesellschaftlichen Situation  

Die gesellschaftliche Situation von Migrantinnen un-
terscheidet sich in vielem nicht von derjenigen der 
Migranten. In einigen Bereichen sind jedoch ge-
schlechtsspezifische Unterschiede von Bedeutung. 

In der psychosozialen und gesundheitlichen Situati-
on (siehe auch Kapitel II.6.) von Migrantinnen spie-
len die Dauer der Migration und der Lebenszyklus 
eine wichtige Rolle. 44) Bei Frauen der ersten Genera-
tion wirken sich die jahrelange schwere Arbeit, die 
Angst um den drohenden Verlust des Arbeitsplatzes 
und im psychischen Bereich die Belastung des Le-
bens in der Migration , Desillusionierung über den ei-
genen Lebensweg und den der Kinder wie auch so-
ziale Isolierung negativ auf den Gesundheitszustand 
aus. Die genannte Untersuchung stellte bei Frauen 
der zweiten Generation insbesondere dann eine er-
höhte psychische und gesundheitliche Belastung 
fest, wenn ein Ehepartner nachgereist ist. Die Schei-
dungsquote in diesen jungen Familien steigt. Für ge-
schiedene oder verlassene Ehefrauen, die zum 
Zweck der Herstellung der ehelichen Lebensgemein-
schaft eingereist waren, hat dies z. B. aufgrund gerin-
ger Deutschkenntnisse und unsicherem rechtlichem 
Status oft gesellschaftliche Isolation zur Folge. Eine 
zusätzliche Belastung für  viele Migrantinnen ist in  

den gewalttätigen Übergriffen und fremdenfeindli-
chen Diskriminierungen zu sehen. Die Anschläge 
von Mölln und Solingen führten vor allem bei Mi-
grantinnen türkischer Herkunft zu Bedrohungsge-
fühlen. 

Der Anteil von Frauen ausländischer Herkunft in 
Frauenhäusern ist in den letzten Jahren gestiegen. 
Die vorliegenden Untersuchungen lassen jedoch 
keine allgemeinen Schlußfolgerungen zu, da die An-
teile von Migrantinnen in den einzelnen Frauenhäu-
sern sehr unterschiedlich sind. Auch wurden Unter-
suchungen vor allem in Frauenhäusern durchge-
führt, die in Stadtteilen mit einem hohen Anteil aus-
ländischer Wohnbevölkerung liegen. 60) Frauen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit, die noch kein ei-
genständiges Aufenthaltsrecht erworben haben (sie-
he oben, § 19 Ausländergesetz), wenden sich meist 
erst dann an eine Einrichtung, wenn die familiäre 
Situation schon eskaliert ist und lebensbedrohlich 
wird. Auch kehren sie nach vergleichsweise kürze-
rem Aufenthalt in den gemeinsamen Haushalt zu-
rück. In den meisten Fällen tun sie beides, um ihr 
Aufenthaltsrecht nicht zu verlieren. 

Die Situation von Frauen aus Asien, Afrika und 
Lateinamerika wird häufig nur im Zusammenhang 
mit Frauenhandel erwähnt. Diese Sichtweise wird 
von den betroffenen Frauen zu Recht kritisiert. 
Viele der Frauen aus diesen Kontinenten kamen 
durch Bekanntschaft und Eheschließung mit einem 
deutschen Touristen oder im Rahmen der Heirats-
vermittlung in die Bundesrepublik Deutschland, 
aber auch als angeworbene Arbeitsmigrantinnen: 
In den 70er Jahren waren dies rund 10 000 korea-
nische und etwa 7 000 philippinische Krankenpfle-
gerinnen und -schwestern, Hebammen etc. Ge-
rade junge Frauen kommen aus Studiengründen 
oder für Urlaubsaufenthalte zu Verwandten nach 
Deutschland, woraus sich wiederum persönliche 
Kontakte oder Eheschließungen entwickeln kön-
nen. In einer Untersuchung zum Menschenhandel 
mit ausländischen Frauen und Mädchen wird die 
Zahl der mit Hilfe des organisierten Heiratshan-
dels gestifteten asiatisch-deutschen Ehen auf ma-
ximal die Hälfte dieser Eheschließungen ge-
schätzt. 6 1 ) 

Frauenhandel ist auch nach Aussagen der Bundes-
regierung ein zunehmend ernstes Problem in der 
Bundesrepublik Deutschland. 62) Der Schwerpunkt 
des Frauenhandels hat sich seit der Öffnung der 
ehemals kommunistischen europäischen Länder von 
asiatischen und afrikanischen Herkunftsländern auf 
osteuropäische Herkunftsländer wie auch manche 
südamerikanische Herkunftsstaaten verschoben. 
Frauen, die zum Zweck der Prostitution in die Bun-
desrepublik kommen, werden häufig von Agentu-
ren vermittelt. Viele wissen zwar, daß sie ihren Le-
bensunterhalt hier im Prostitutionsgewerbe verdie-
nen müssen, sind aber meist nicht über die Illegali-
tät ihres Aufenthalts informiert. Andere wiederum 
lassen sich durch Arbeitsangebote anwerben und 
werden hier in die Prostitution gezwungen. Die Be-
ratungsstellen informierten 1993 in einer Anhörung 
des Ausschusses für Frauen und Jugend des Deut-
schen Bundestags über die zentralen Probleme die-
ser Frauen: hohe Verschuldung beim Vermittler  

oder Schlepper, die bei Rückkehr nicht abbezahlt 
werden kann; illegale Arbeitsaufnahme und z. T. 
illegaler Aufenthalt, drohende Abschiebung und so-
ziale Isolation. 
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2. Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 
mit ausländischem Paß 

Dieses Kapitel „Kinder und Jugendliche" ist als Er-
gänzung zu den Ausführungen der Kapitel „Bildung 
und Ausbildung" sowie „Beschäftigung" zu verste-
hen. Die dort dargestellten Aspekte werden hier 
nicht wiederholt, sind jedoch für ein Verständnis der 
Situation der Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen mit ausländischem Paß unverzichtbar. 

1993 lebten ca. 2 Mio. nichtdeutsche Kinder und Ju-
gendliche im Alter von unter 21 Jahren in der Bun-
desrepublik Deutschland. Dies sind ca. 29 % der aus-
ländischen Bevölkerung insgesamt. Dabei bestehen 
große Unterschiede zwischen den nationalen Grup-
pen: Während bei der türkischen, marokkanischen, 
jugoslawischen (Serbien und Montenegro) Bevölke-
rung und den Menschen aus Bosnien-Herzegowina 
die hier betrachtete Altersgruppe zwischen 33 % und 
40 % beträgt, sind es bei den Spaniern, Polen, Kroa-
ten, Portugiesen, Griechen, Italienern und Rumänen 
zwischen 17 % und 26 %. 

Die unter 21jährigen ohne deutschen Paß machen 
bereits ca. 11 % dieser Altersgruppe in der Bundesre-
publik aus; ihr Anteil hat gegenüber 1991 weiter zu-
genommen. Dieser Trend wird auch durch die Gebur-
tenrate bestätigt. 

Die ausländische Bevölkerung dieser Altersstufe 
setzt sich nach Geschlecht wie folgt zusammen: 47 % 
sind weiblichen, 53 % männlichen Geschlechts; die 
Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik dagegen 
weist in der Regel einen geringfügigen Frauenüber-
schuß auf. 

2.1 Kinder 

Jedes achte Kind, das in der Bundesrepublik 
Deutschland geboren wird, hat ausländische Eltern. 
Nicht berücksichtigt sind dabei Kinder aus binationa-
len Ehen mit einem deutschen Ehepartner, da diese 
Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit haben. 

Die Lebenssituation der Kinder bestimmen vor allem 
die Familie, der in der nahen Umgebung lebende 
Freundeskreis sowie (als erste öffentliche Sozialisa-
tionsinstanz) der Kindergarten. 

Die Situation der Familien der Migranten wurde im 
ersten Bericht (Bericht, vorgelegt 1994, IV. 1) einge-
hend dargestellt. Neuere Untersuchungen zu Erzie-
hungsstilen und -zielen der ausländischen Eltern lie-
gen nur vereinzelt vor. In einer von der Friedrich- 
Ebert-Stiftung durchgeführten Befragung wurden 
Väter türkischer Herkunft der ersten und zweiten 
Generation verglichen. 63) Im Rahmen dieser Untersu-
chung wurde auch nach den Erziehungszielen ge-
fragt. Dabei konnten im Laufe des Generationen-
wechsels Veränderungen festgestellt werden: stand 
bei Vätern der ersten Generation noch die Erziehung 
zu den eigenen Sitten und Gebräuchen an erster 
Stelle, so sind es bei deren Söhnen die guten Schul-
leistungen der Kinder. Beide Vätergenerationen mes-
sen den Erziehungszielen „Achtung der Eltern" und 
„Beruf mit hohem Ansehen" in etwa gleiche Be

-

deutung zu. Sehr unterschiedliche Wertschätzung 
kommt den Zielen „Heirat eines türkischen Ehepart-
ners" (Väter 28 %; Söhne 9 %), „Selbständigem Pro-
blemlösen" (Väter: 12 %, Söhne: 27 %) und „Kriti-
schem Urteilsvermögen" (Väter: 11 %, Söhne: 20 %) 
zu. 

Den ersten Kontakt zu Institutionen des deutschen 
Bildungssystems knüpfen Eltern, wenn ihre Kinder 
den Kindergarten besuchen. Wie im ersten Bericht 
dargestellt, besucht ein wesentlich geringerer Anteil 
der ausländischen Kinder einen Kindergarten. Anga-
ben des Mikrozensus (April 1993) zufolge besuchten 
49 % der Kinder mit ausländischem Paß im Alter von 
3 bis 6 Jahren, jedoch 68 % der deutschen Kinder 
einen Kindergarten. 

Wie im ersten Bericht ausgeführt, sind neben dem 
allgemeinen Mangel an Kindergartenplätzen konfes-
sionelle, finanzielle Gründe sowie fehlende Informa-
tion über Anmeldungsverfahren hierfür die Ursache. 

Eltern befürworten den Kindergartenbesuch ihrer 
Kinder. Diesem kommt gerade für Kinder ausländi-
scher Eltern große Bedeutung zu, da in spielerischer 
Form geistige und soziale Fähigkeiten gefördert, die 
deutsche Sprache erlernt sowie der Übergang in die 
Schule erheblich erleichtert werden. 

Kindergärten, die einen interkulturellen Ansatz ver-
folgen, sind sehr zu begrüßen und sollten weitere 
Verbreitung erfahren. Die Chance, Kinder die mul-
tiethnische Zusammensetzung der Bevölkerung 
Deutschlands in spielerischer Art und Weise erfahren 
zu lassen, sollte nicht vergeben werden. Die Ausbil-
dung der Erzieherinnen und Erzieher muß entspre-
chend den Anforderungen, die an diese Berufsgrup-
pe durch die multiethnische Zusammensetzung der 
Kindergruppen gestellt werden, verändert werden. 

2.2 Jugendliche und junge Erwachsene 

1993 lebten 1,12 Mio. nichtdeutsche Jugendliche im 
Alter von zehn bis unter 21 Jahren in der Bundesre-
publik. Die größten nationalen Gruppen sind Ju-
gendliche türkischer Staatsangehörigkeit (423 200, 
d. s. 38 % aller Jugendlicher mit ausländischem Paß 
dieser Altersgruppe), Jugendliche mit einem der 
Pässe des ehemaligen Jugoslawien (176 400), italie-
nischem (82 900) und mit griechischem (56 200) Paß. 

Mit zunehmendem Alter gewinnen andere sozialisa-
torisch wirksame Einflüsse an Bedeutung; neben die 
Familie treten Schule, Ausbildung und vor allem die 
gleichaltrigen Freunde, die oft die maßgebende In-
stanz im Jugendalter sind. Die Familie behält für ei-
nige Gruppen der Jugendlichen neben der Gleichal-
trigengruppe bei allen Lebensfragen eine wichtige 
Funktion. Das Verhältnis zu den Eltern schätzen die 
bei einer Umfrage des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung  Befragten")  zum überwiegenden Teil als gut 
ein. 

2.2.1 Gesellschaftliche Stellung 

Wie in den Kapiteln „Bildung" und „Ausbildung" 
dargestellt, besuchen im Vergleich zu früheren Jah- 
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ren immer mehr ausländische Jugendliche weiter-
führende Schulen, durchlaufen vermehrt Ausbildun-
gen, Bildungsinländer beginnen immer häufiger in 
der Bundesrepublik ein Studium (siehe Kapitel „Bil-
dung", „Ausbildung", „Beschäftigung"). Diese Ent-
wicklung ist sehr erfreulich, haben doch die erreich-
ten Schul- und Ausbildungsabschlüsse großen Ein-
fluß auf das Erreichen bestimmter beruflicher und 
gesellschaftlicher Positionen. Gleichzeitig herrscht 
unter Jugendlichen mit ausländischem Paß jedoch 
überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit und über-
durchschnittilch geringe Ausbildungsbeteiligung. 
Ein Teil der Jugendlichen hat sich offensichtlich im 
deutschen Bildungssystem etabliert, ein beträchtli-
cher Teil von ihnen fälllt jedoch heraus. 

Neben diesen Entwicklungen im Bildungsbereich 
gehören zu dem Erfahrungsschatz vieler Jugendli-
cher negative Eindrücke, die zu ihrem Selbstver-
ständnis beitragen. Hierzu gehören Benachteili-
gungen in vielen Lebensbereichen wie etwa die 
Wahrnehmung, daß die ausländische Bevölkerung 
häufig untere soziale Positionen einnimmt. Bei-
spiele dafür liefert dieser Bericht in vielen Kapi-
teln. Hinzu kommen fremdenfeindlich motivierte 
Straftaten, die oft als latente Bedrohung empfun-
den werden. 

Die ausländerrechtlichen Regelungen tragen nicht 
ausreichend zur Rechtssicherheit der Jugendlichen 
mit ausländischem Paß bei (siehe dazu Bericht, vor-
gelegt 1994 und in diesem Bericht Kapitel III., 1.2 
und 2.1.2.2). Bei der Inanspruchnahme von Leistun-
gen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes können in 
bestimmten Konstellationen Benachteiligungen auf-
treten, sogar der Aufenthalt in der Bundesrepublik 
kann gefährdet sein. 

Die Unsicherheit, ob ein dauerhafter Aufenthalt in 
der Bundesrepublik möglich ist, wird von ca. 19 % 
der bis 25jährigen von MARPLAN 4) Befragten als ein 
sie beschäftigendes Problem geschildert. Eine mög-
liche Reaktion der Jugendlichen auf diese ausgren-
zenden Erfahrungen besteht da rin, sich mehr der 
eigenen ethnischen Gruppe zuzuwenden. 

Aufenthaltsunsicherheit und Diskriminierung führen 
zu Verunsicherungen und Ambivalenzen, die es den 
Jugendlichen erschweren, eine Perspektive für ihr 
zukünftiges Leben in der Bundesrepublik zu entwik-
keln und die entsprechenden Entscheidungen, z. B. 
der Berufswahl, zu treffen. Diese Unentschlossenheit 
kommt auch in den Ergebnissen einer neueren Un-
tersuchung zum Ausdruck. In einer Umfrage des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 65) wurde deutlich, 
daß sich die Rückkehrwünsche der Jugendlichen von 
1979 bis 1989 auf ein Fünftel verringert haben 
(29,6 % zu 5,6 %). Gleichzeitig nahm die Anzahl der 
Jugendlichen zu, die unentschieden sind: „Ohne 
Pläne" sind oder „Einige Jahre bleiben" wollen über 
60 % der Befragten. 

Die zuletzt genannten Aussagen sind erstaunlich, da 
sehr viele der Jugendlichen in der Bundesrepublik 
geboren sind oder zumindest die meiste Zeit ihres 
Lebens hier verbracht haben. Für diese käme die 
„Rückkehr" einer Auswanderung gleich. 

2.2.2 Freizeit 

Sport steht an erster Stelle der Freizeitbeschäftigun-
gen von ausländischen männlichen Jugendlichen 66), 

auch wenn nur 10 % von ihnen in Sportvereinen or-
ganisiert sind. Dem folgen „Freunde treffen", „Gast-
stätten besuchen", „lesen". Bei einigen der abge-
fragten Freizeitbeschäftigungen sind nationale Un-
terschiede auffällig: so treiben Jugendliche türki-
scher Staatsangehörigkeit häufiger Sport als diejeni-
gen mit italienischem Paß; letztere besuchen mehr 
als doppelt so häufig Diskotheken wie erstere. Bei 
den weiblichen Jugendlichen mit ausländischen Paß 
dominieren Freizeitbeschäftigungen wie „lesen", 
„Freunde treffen", „Sport" und „Musik hören"; bis 
auf Sport alles Aktivitäten, die zu Hause und im 
Freundeskreis stattfinden können. Weibliche Ju-
gendliche sind wesentlich stärker mit Hausarbeit 
und Kinderbetreuung befaßt als die männlichen Al-
tersgenossen. 

Jugendliche mit ausländischem Paß verbringen 
mehrheitlich ihre Freizeit mit Freunden und Bekann-
ten der eigenen Ethnie. Dies gilt für 60 % der italieni-
schen und für 81 % der türkischen Jugendlichen. In 
einigen Großstädten gibt es mittlerweile auch Disko-
theken, die mehrheitlich von Jugendlichen türki-
scher Staatsangehörigkeit besucht und auch speziell 
für diese Zielgruppe eröffnet wurden. Ein Vergleich 
der Ergebnisse der bundesweiten Studien von 1979 
und 1989 67) zeigt, daß die Freizeit seltener mit 
Jugendlichen der gleichen Nationalität verbracht 
wird und gleichzeitig die Kontakte zu Deutschen in 
der Freizeit zugenommen haben. Umfragen in Berlin 
1989 und 1991 unter türkischen Jugendlichen ma-
chen einen etwas anderen Trend deutlich: während 
die Freizeitkontakte zwischen deutschen und türki-
schen Jugendlichen geringfügig abnahmen, stieg 
der Anteil der türkischen Jugendlichen, die nie mit 
Deutschen ihre Freizeit verbringen, an. Gelegentli-
che Kontakte in der Freizeit finden seltener statt, so 
daß in diesem Bereich eine Polarisierung eingetreten 
zu sein scheint. 

Die Angebote der Jugendarbeit, seien es diejenigen 
der Jugendverbände oder die der offenen Jugendar-
beit, werden bis auf wenige Ausnahmen von auslän-
dischen Jugendlichen selten genutzt. Eine gute Ein-
bindung Jugendlicher nichtdeutscher Staatsangehö-
rigkeit scheint bei der Pfadfinderschaft zu gelingen. 
In ständiger Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Pfadfinderschaft St. Georg entwickelt sich der Bund 
Muslimischer Pfadfinder Deutschlands, ein durch 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend gefördertes Modellprojekt. Die geringe 
Präsenz der ausländischen Jugendlichen in den mei-
sten Verbänden ist nicht verwunderlich, sind doch 
zum einen kaum ausländische Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dort tätig, zum anderen stellt die teilwei-
se konfessionelle Ausrichtung der Verbände ein Hin-
dernis für die Akzeptanz bei andersgläubigen Ju-
gendlichen dar. Sehr positiv kann sich die gute Zu-
sammenarbeit zwischen Schule und Jugendverbän-
den auswirken: durch Aktivitäten der Jugendverbän-
de in den Schulen wächst die Bereitschaft der Ju-
gendlichen, auch an den Angeboten dieser Jugend-
verbände teilzunehmen. 
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Zudem gründen sich auch eigene Migranten-Ju-
gendverbände, deren strukturelle Einbindung in die 
kommunalen, landes- und bundesweiten Jugendrin-
ge sich zum Teil schwierig gestaltet. 

In der offenen Jugendarbeit scheint es vielerlei An-
lässe zu Konflikten zwischen deutschen und Jugend-
lichen anderer Staatsangehörigkeit zu geben. Die 
Nutzung der Einrichtungen sowohl durch deutsche 
als auch durch Jugendliche mit ausländischem Paß 
bereitet oft Schwierigkeiten: zum Teil wird versucht, 
die jeweils anderen aus der Einrichtung zu drängen. 
Die ohnehin schwierige Aufgabe der Leiter und Mit-
arbeiter solcher Einrichtungen wird dadurch noch-
mals erschwert. Um allen Gruppen von Jugendlichen 
gerecht zu werden, sollte neben Aktivitäten, die sich 
an alle interessierten Jugendlichen gemeinsam rich-
ten, auch solchen Raum gegeben werden, die bevor-
zugt von Jugendlichen mit ausländischem Paß wahr-
genommen werden. 

Weitgehend vernachlässigt scheint die politische Bil-
dung der Jugendlichen mit ausländischem Paß zu 
sein. Inhalte dieser Art sind gerade für sie um so drin-
gender, als diese zur Klärung ihrer Lebenssituation in 
der Bundesrepublik beitragen können. Ausländische 
Jugendliche müssen sich mit ihrem „Ausländersein" 
und ihrem Minderheitenstatus auseinandersetzen. 
Auch wenn ihnen politische Einflußnahme nur in be-
schränktem Maße offensteht, sollten sie viele der sie 
bestimmenden politischen Faktoren kennenlernen. 
Alle Institutionen, von Parteien bis zu den Landes-
zentralen für politische Bildung, sollten auch diese 
Zielgruppe bei ihren Angeboten berücksichtigen. 

Wichtig bei allen außerschulischen Angeboten ist 
eine intensive Einbeziehung der Eltern, um deren 
Zustimmung zu den Aktivitäten ihrer Kinder zu errei-
chen. Wie oben dargestellt, ist dies besonders wichtig 
bei der Gruppe der ausländischen Mädchen. 

2.2.3 Informationsverhalten 

Die wichtigste Informationsquelle für Jugendliche 
türkischer Herkunft ist das deutsche Fernsehen, das 
in den letzten Jahren jedoch etwas an Bedeutung 
verloren hat. Sodann folgen deutsche Zeitungen, das 
türkische Fernsehen und schließlich türkische Zei-
tungen. Die deutschen und türkischen Zeitungen so-
wie das türkische Fernsehen haben im Vergleich zu 
1989 an Bedeutung gewonnen. 68) 

Für die regelmäßige Information werden deutsche 
Zeitungen vorgezogen, ausländische Presse wird da-
gegen häufiger nur gelegentlich gelesen. 69 ) 

2.3 Empfehlungen 

Der Tatsache, daß hier geborene und/oder aufge-
wachsene Jugendliche mit ausländischem Paß inte-
graler Bestandteil der deutschen Gesellschaft sind, 
muß auch in den gesellschaftlichen Bereichen neben 
Bildung und Ausbildung Rechnung getragen werden. 

Die in den Erziehungsberufen Tätigen sollten im Zu

-

ge ihrer Ausbildung auf die multiethnische Zusam

-

mensetzung der Bevölkerung der Bundesrepublik 

Deutschland vorbereitet werden, indem ihnen zum 
einen Wissen über die Lebenssituation der ausländi-
schen Bevölkerung und die Migrantenkulturen in ih-
ren Besonderheiten vermittelt. Zum anderen ist es er-
forderlich, das Geprägtsein durch die eigene Lebens-
welt und Ethnizität zu begreifen und zu reflektieren. 

In der Bildungs- und Sozialarbeit müssen neue Zu-
gangsweisen und Wege der Information erprobt wer-
den, um möglichst viele Jugendliche ausländischer 
Herkunft zu erreichen. Eng damit verbunden ist die 
Einbeziehung der Eltern in die Informations- und Be-
ratungstätigkeit, soweit Jugendliche dies nicht ab-
lehnen. 

Räumliche und finanzielle Voraussetzungen für Frei-
zeitaktivitäten Jugendlicher mit ausländischem Paß 
sowie deren Einbindung in die bestehenden Gre-
mien der Jugendarbeit sollten verbessert werden. 

3. Ältere Migrantinnen und Migranten 

Vor nunmehr 40 Jahren wurde der erste von mehre-
ren Anwerbeverträgen geschlossen, in deren Folge 
„Gastarbeiter" in die Bundesrepublik Deutschland 
kamen. Die Aufenthalte sollten sowohl von Seiten 
der Bundesregierung als auch der ausländischen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur wenige 
Jahre dauern. Für einen großen Teil erfüllte sich 
diese Absicht nicht: viele sind in der Bundesrepublik 
geblieben und hier alt geworden. Damit rückt die 
„erste Generation" in den Blickpunkt. 

Der lange Aufenthalt dieser ersten Generation in der 
Bundesrepublik könnte vermuten lassen, daß den äl-
teren Migrantinnen und Migranten die Dienste und 
Einrichtungen der Altenhilfe bekannt sind und die 
Dienste ihrerseits zielgruppenspezifische Angebote 
bereitstellen. In Einzelfällen mag diese Vermutung 
zutreffen, die Regel ist dies jedoch nicht. Erfreuli-
cherweise sind in den letzten Jahren bereits von ver-
schiedenen Seiten viele Aktivitäten entwickelt wor-
den, um zum einen Angebote für diese Altersgruppe 
aufzubauen, zum anderen über die Situation der älte-
ren Migrantinnen und Migranten zu informieren. So-
wohl die Wohlfahrtsverbände als auch das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung und das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend haben Tagungen durchgeführt sowie 
Projekte entwickelt und finanziell unterstützt. 

Altern wird heute als ein viele Dimensionen umfas-
sender Prozeß betrachtet: nicht nur physische 
Aspekte spielen eine Rolle, sondern auch solche so-
zialer, psychischer und ökonomischer Art. Wird über 
das Altern von Migrantinnen und Migranten gespro-
chen, sind auch Fragen von Bedeutung, die die deut-
sche Bevölkerung dieser Altersgruppe meist nicht in 
demselben Maße betreffen. Dies sind vor allem kul-
turelle, religiöse und rechtliche Aspekte. 

3.1 Daten zur älteren ausländischen 
Bevölkerung 

Da in anderen Gesellschaften die Altersgrenze von 
65 Jahren nicht die bei uns übliche Bedeutung hat, 
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ist auch die Einbeziehung der über 55jährigen bei 
statistischen Angaben sinnvoll. 

Über den Anteil der über 60jährigen an der ausländi-
schen Bevölkerung sowie eine Verteilung der älteren 
Migrantinnen und Migranten nach Nationalität gibt 
Kapitel I.1.2 und die Tabellen 4 und 5 im Anhang 
Auskunft. 

Prognosen zufolge wird der Anteil der ausländischen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung der Alters-
gruppe der über 60jährigen von 2,6 % 1995 auf 6,4 
im Jahre 2010 steigen. Eine Modellrechnung ergab, 
daß sich von 1993 bis 2010 die Zahl der 60- bis 70jäh-
rigen Migranten um das 3,4fache vergrößern wird, 
bei der deutschen Bevölkerung ist nur eine Zunahme 
um das 1,lfache zu verzeichnen; im Jahr 2030 wird 
sich die Zahl der Migranten dieser Altersgruppe um 
das 6,2 fache multipliziert haben, während es bei 
Deutschen wiederum nur 1,4 mal so viele wie 1993 
sein werden. 70) Diese sprunghafte Zunahme der älte-
ren ausländischen Bevölkerung ist auf das Altern der 
ehemals als „Gastarbeiter" Angeworbenen zurück-
zuführen. 

Der Anteil der ledigen, verwitweten oder geschiede-
nen Migrantinnen und Migranten über 55 Jahre be-
trug am 31. Dezember 1993 20 % der gesamten aus-
ländischen Bevölkerung dieser Altersgruppe. Diese 
Gruppe wird am ehesten auf professionelle Hilfen 
angewiesen sein, da die familiären Unterstützungs-
möglichkeiten nur in begrenztem Umfang oder gar 
nicht vorhanden sind. 

3.2 Lebenssituation 

Auf die Situation der älteren Migrantinnen und Mi-
granten wurde bereits im „Bericht der Beauftragten 
der Bundesregierung für die Belange der Ausländer 
über die Lage der Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland 1993" (vorgelegt 1994) eingegangen. 
Hier werden einige Aspekte davon näher ausgeführt, 
einige Gesichtspunkte nur kurz wiederholt. 

3.2.1 Materielle Situation 

Die materielle Situation beeinflußt auch im Alter 
viele Aspekte der Lebensführung, z. B. die Wahl 
einer Wohnung, die Möglichkeit, Aufenthalte im 
Herkunftsland zu verwirklichen oder auch die Akti-
vitäten der Freizeitgestaltung. 

Einige Hinweise mögen die finanzielle Lage verdeut-
lichen. Ausländische Erwerbstätige der „ersten Ge-
neration" weisen in der Regel kürzere Versiche-
rungszeiten in der Bundesrepublik Deutschland auf 
und waren vorwiegend in wenig qualifizierten Posi-
tionen beschäftigt, in denen auch die Einkommen 
entsprechend gering sind (siehe auch Kapitel „Er-
werbstätigkeit"). Auch Berechnungen, die die An-
zahl der zu versorgenden Personen in einem Haus-
halt berücksichtigen, ergaben für ausländische 
Haushalte in den Jahren 1984-1989 durchgehend 
niedrigere Einkommen als bei deutschen Haushal-
ten. 71 ) Es ist nicht zu erwarten, daß sich dies nach der 
Berentung grundlegend ändert. Da sie zudem auf

-

grund von Zeiten der Arbeitslosigkeit lückenhafte 
Sozialversicherungsbiographien aufweisen, sind re-
lativ geringe Rentenbeträge zu erwarten. 

Dies bestätigen die vorhandenen Anhaltspunkte. 
Eine im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung vom Zentrum für Türkeistudien 
erstellte Studie 72) ergab, daß 42 % der befragten 
Rentner über ein monatliches Haushaltsnettoeinkom-
men von max. 1 500,- DM, 17 % über 1 500,- DM bis 
2 000,- DM und 31 % über mehr als 2 000,- DM ver-
fügten. 

Die monatlichen Rentenanwartschaften der auslän-
dischen Versicherten aus Versicherungszeiten in 
Deutschland 73) am 31. Dezember 1989 betrugen bei 
60jährigen Ausländern durchschnittlich 605,- DM; 
bei Deutschen diesen Alters waren es 1 058,70 DM. 
Ausländische Männer hätten dabei durchschnittlich 
ca. 44 % des Betrags erhalten, der deutschen Män-
nern ausgezahlt worden wäre. Bei ausländischen 
Frauen liegt der Betrag näher an dem deutscher 
Frauen: sie hätten 87 % (d. h. 412,- DM) der Renten-
anwartschaften deutscher Frauen erhalten. Berück-
sichtigt sind hierbei jedoch weder Betriebsrenten 
oder sonstige Einkünfte noch die Haushaltsgröße 
oder die mit dem Geld zu versorgenden Personen. 
(Zu „Anerkennung der Kindererziehungszeiten" und 
„Pflegeversicherung" siehe Kapitel „Das Recht: die 
aktuelle Entwicklung und Diskussion"). Die mate-
rielle Situation der älteren Migrantinnen und Mi-
granten muß als prekär angesehen werden. 

Im Falle einer Rückkehr regeln meist bilaterale Ab-
kommen den Transfer der Rente aus Deutschland in 
das Herkunftsland. In die Länder der Europäischen 
Union wie auch in die Türkei werden - bis auf weni-
ge Spezialfälle - die vollen Rentenbezüge überwie-
sen. Abzüge entstehen jedoch durch die Überwei-
sungsgebühren, die von den Banken erhoben wer-
den. 

3.2.2 Gesundheitliche Situation 

In dem ersten Bericht (vorgelegt 1994) wurde auf die 
im Alter vermehrt zu erwartenden gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen der Migrantinnen und Migran-
ten hingewiesen. Die gesundheitliche Situation von 
älteren Migrantinnen und Migranten läßt einen gro-
ßen Bedarf an medizinischer Versorgung wie pflege-
rischen Hilfen vermuten. 

3.2.3 Soziale Kontakte 

Die sozialen Kontakte konzentrieren sich nach Ende 
der Erwerbstätigkeit meist auf die eigene Familie so-
wie Freunde und Bekannte der jeweiligen ethni-
schen Gruppe. Die ethnische Lebenswelt gewinnt im 
Alter oft an Bedeutung und ist für das Wohlbefinden 
und die soziale Unterstützung von großer Wichtig-
keit. Sie stellt eine mögliche Ressource dar, die die 
mit dem Migrationsprozeß verbundenen Anforderun-
gen kompensieren hilft. 

Angebote der Migrantenvereine oder der Wohl- 
fahrtsverbände erfreuen sich bei den älteren Men- 
schen großer Beliebtheit. Freizeitangebote deutscher 
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Träger, die ältere Deutsche und Migranten anspre-
chen, werden meist in geringerem Maße wahrge-
nommen. 

Auch in dieser Lebensphase ist für viele die Familie 
die wichtigste Bezugsgruppe. 

So sind Familienmitglieder, z. B. im Falle der Pflege-
bedürftigkeit, durchaus bereit, ihren älteren Angehö-
rigen zu helfen. Dies kann jedoch nicht generell vor-
ausgesetzt werden, da sich zum einen die Familien 
nach ihrer Migration in die Bundesrepublik z. B. hin-
sichtlich der gegenseitigen Unterstützungsleistungen 
und der Familiengröße unterschiedlich entwickelt 
haben, zum anderen auch Faktoren wie die Woh-
nungssituation oder die Erwerbstätigkeit der Frauen 
eine Rolle spielen. 

Die älteren Menschen äußern den Wunsch, daß sich 
im Falle der Pflegebedürftigkeit nahe Angehörige 
um sie kümmern sollen. Sie erwarten jedoch nicht 
nur Unterstützung von der Familie, sondern leisten 
diese z. T. ihrerseits z. B. bei der Betreuung der En-
kelkinder. 

3.3 Zurückkehren oder bleiben? 

Die Absicht, ins Herkunftsland zurückzukehren, be-
steht häufig auch nach den oft jahrzehntelangen Auf-
enthaltszeiten bei Migrantinnen und Migranten wei-
ter. Von den wenigsten wurde diese Absicht aufge-
geben, von den meisten vielmehr immer wieder auf 
einen späteren Zeitpunkt verschoben. Einige reali-
sieren diesen Wunsch, andere haben gute Gründe, 
ihren Lebensabend in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu verbringen. So leben teilweise die Kinder 
und Enkelkinder in der Bundesrepublik, spielt die 
Qualität der gesundheitlichen Versorgung eine Rolle 
für die immer wieder aufgeschobene Entscheidung 
oder haben Entfremdungen vom Herkunftsland statt-
gefunden. Auch das Nichterreichen der für die Mi-
gration gesetzten finanziellen Ziele ist ein Grund, 
in der Bundesrepublik zu bleiben. Dies bedeutet, daß 
ein großer Teil der Migranten der ersten Generation 
in der Bundesrepublik bleiben wird. Diese persön-
liche Entscheidung sollte respektiert werden; An-
reize, die die Rückkehrbereitschaft dieser Gruppe 
fördern sollen, werden nicht der Lebenswirklichkeit 
aller Betroffenen gerecht. Die Beauftragte betont die 
Notwendigkeit, zunächst für lange hier lebende Mi-
grantinnen und Migranten einen dauerhaften Auf-
enthaltsstatus zu sichern, der auch bei längerem Aus-
landsaufenthalt nicht erlischt (siehe „III. Das Recht: 
die aktuelle Entwicklung und Diskussion"). 

3.4 Aufgaben der Altenhilfe 
und der Migrantensozialarbeit 

Von dem Schritt in die zweite Lebensphase sind nicht 
nur die Migrantinnen und Migranten selbst betrof-
fen, sondern auch all diejenigen, die in der Migran-
tensozialarbeit und in der Altenhilfe tätig sind. Sie 
werden dieser neuen Zielgruppe in ihrer Arbeit be-
gegnen und sich somit neuen Anforderungen gegen-
übergestellt sehen. 

Erfreulicherweise gibt es bereits seit einigen Jahren 
von verschiedenen Seiten viele Bemühungen, über 
die Situation der älteren Migrantinnen und Migran-
ten zu informieren und entsprechende Maßnahmen 
zu erproben. Dieses Vorgehen verdient besondere 
Erwähnung, stellt es doch den Versuch dar, rechtzei-
tig über Aufgaben, die in der nahen Zukunft ver-
mehrt auftreten werden, nachzudenken und Hand-
lungsmöglichkeiten zu entwickeln. 

Migranten müssen sich neben Überlegungen über 
die Rolle, die sie in der deutschen Gesellschaft als 
alter Mensch einnehmen können, über Einrichtun-
gen der Altenhilfe, die ihnen weitgehend unbekannt 
sind, über Leistungen der Pflegeversicherung und 
aufenthaltsrechtliche Fragen informieren. Sie müs-
sen entscheiden, was mit ihnen geschieht, wenn sie 
auf die Hilfe anderer angewiesen sind. Laut einer 
Studie des Instituts für Sozialarbeit und Sozialpäd-
agogik (ISS) 74 ) wird im Falle der Pflege- und Hilfsbe-
dürftigkeit der Pflege durch Angehörige der Vorzug 
gegeben. Die bestehenden Einrichtungen, vor allem 
solche stationärer Art, werden weitgehend abge-
lehnt. 

Mit Fragen des Renten-, Versicherungs- und Auslän-
derrechts wenden sich die Betroffenen häufig zu-
nächst an die Beratungsstellen der Migrantensozial-
arbeit. Diese sind ihnen als kompetente Ansprech-
partner bekannt und genießen ihr Vertrauen. Eine 
Vielzahl von Tagungen, die von den Trägern der Mi-
grantensozialarbeit organisiert wurden, informierten 
die in diesem Bereich Tätigen über die Lebenssitua-
tion der alternden Migranten. Von den Wohlfahrts-
verbänden wurde bereits eine Reihe konkreter Maß-
nahmen ergriffen. Neben der Initiierung von Treff-
punkten für ältere Migranten mit Angeboten der ge-
meinsamen Freizeitgestaltung sowie der Information 
und Bildung z. B. auch Sprachkursen, nahmen auch 
die meisten der als Modellprojekte in diesem Bereich 
begonnenen Aktivitäten hier ihren Ausgangspunkt. 

Die Sozialberaterinnen und Sozialberater werden an-
dere Fragen und Nöte ihrer Klientel beantworten 
müssen (z. B. Rente, Pflegeversicherung, Leistungen 
der Altenhilfe) und benötigen dazu entsprechende 
Fortbildungen. 

Auch von den Migrantenvereinen selbst wurden 
ähnliche Maßnahmen entwickelt. Das Vorhaben der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbän-
de in der Bundesrepublik Deutschland e. V., nationa-
litätenspezifische Wohneinheiten für ältere Migran-
tinnen und Migranten in Stadtteilen mit hohem An-
teil der entsprechenden ausländischen Wohnbevöl-
kerung zu errichten, das Projekt „Adentro", ein Trai-
ningsprogramm in soziokultureller Animation mit 
älteren spanisch sprechenden Migrantinnen und Mi-
granten sowie die Aktivitäten des Türkischen Volks-
hauses Mannheim seien hier stellvertretend genannt. 

Die in den Einrichtungen der Altenhilfe und den al-
tersspezifischen Diensten Tätigen (z. B. Essen auf Rä-
dern, ambulante Pflege), die in ihrem Berufsfeld bis-
her keinen Kontakt mit dieser Bevölkerungsgruppe. 
hatten, werden sich auf die sehr heterogene auslän-
dische Gruppe als Nachfragerin ihrer Dienste einstel-
len müssen. 
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Die oben genannte Studie des Instituts für Sozial-
arbeit und Sozialpädagogik ergab, daß die Einrich-
tungen der Altenhilfe in Frankfurt/Main Offenheit 
und Interesse für die Probleme der älteren Migrantin-
nen und Migranten zeigen, sich dies jedoch kaum in 
speziellen Angeboten, die den Zugangsbarrieren der 
ausländischen Bevölkerung zu den Diensten Rech-
nung tragen, niederschlägt. Auch die Berücksich-
tigung des Themas auf dem Deutschen Senioren-
tag '94 der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren

--

Organisationen illustriert das bestehende Interesse. 

Die Beratung, Information und Unterstützung der 
älteren Migrantinnen und Migranten ist demnach 
eine Querschnittsaufgabe, die sowohl die Migran-
tensozialdienste als auch das System der Altenhilfe 
betrifft. 

3.5 Empfehlungen 

Die Zusammenarbeit der Systeme Altenhilfe und Mi-
grantensozialarbeit sollte gefördert und institutionali-
siert werden. Die Erfahrungen und das Wissen der in 
der Migrantensozialarbeit Tätigen sollten für die sich 
nun auch in der Altenhilfe stellenden Aufgaben ge-
nutzt werden. 

In die Aus- wie Fortbildung des in der Altenhilfe 
beschäftigten Personals sollten kulturelle, religiöse, 
diätetische und gesundheitliche Spezifika der älteren 
Migrantinnen und Migranten sowie Fragen der 
Fremdenfeindlichkeit Eingang finden. Dies gilt für 
ambulante, teilstationäre wie stationäre Einrichtun-
gen. Je eingeschränkter die selbständige Lebensfüh-
rung der Betroffenen ist, desto wichtiger wird die ein-
schlägige Schulung des Hilfe leistenden Personals. 

Da Migrantinnen und Migranten sich weiterhin zu-
nächst mit ihren Fragen an die Sozialberatungsstel-
len wenden, sollten die do rt  Tätigen bezüglich der 
entsprechenden Fragen der Rente, Pflege, Angebote 
und Leistungen der Altenhilfe geschult werden. Ne-
ben der Qualifizierung für die eigene Beratungstätig-
keit ist dies notwendig, um die Migranten an die ent-
sprechenden Einrichtungen der Altenhilfe weiterver-
mitteln zu können. 

Bevorzugt zu entwickeln sind Angebote, die sich an 
die Migrantenvereine dieser Altersstufe wenden und 
deren soziale Infrastruktur nutzen. 

Es sollten möglichst auch Mitarbeiter ausländischer 
Herkunft eingestellt werden. 

4. Ehemalige Vertragsarbeitnehmer der DDR 
Der Anteil der ausländischen Wohnbevölkerung in 
den fünf neuen Ländern bewegte sich 1994 zwischen 
ca. ei nem (Thüringen) und zwei Prozent (Branden-
burg). Trotz dieser vergleichsweise geringen Prozent-
zahlen konnte das Thema „Ausländer" einen hohen 
Aufmerksamkeitsgrad für sich verbuchen. Das lag 
zum einen an ausländerfeindlichen Übergriffen, zum 
anderen an dem anhaltenden Interesse großer Teile 

der Öffentlichkeit am weiteren Schicksal der ehema-
ligen Vertragsarbeitnehmer der DDR. 

Vor allem im Zeitraum vom Ende der 70er bis zum 
Anfang der 80er Jahre schloß die DDR mit anderen 
sozialistischen Staaten - darunter Vietnam, Angola, 
Mocambique, Kuba und auch Polen - Abkommen, 
aufgrund derer Staatsangehörige dieser Staaten, in 
der Regel für einen Zeitraum von fünf Jahren, in 
der DDR beschäftigt wurden. Verlängerungen waren 
möglich. Ende 1989 befanden sich nach offiziellen 
Angaben 90 500 Vertragsarbeitnehmer in der DDR, 
darunter allein ca. 60 000 vietnamesische Staatsan-
gehörige. Mitte 1990 wurden die jeweiligen Abkom-
men mit Vietnam, Mocambique und Angola dahin 
gehend modifiziert, daß die Einreise weiterer Arbeit-
nehmer in die DDR zwar beendet, der Aufenthalt be-
reits eingereister Personen aber bis zur vertraglich 
vereinbarten Dauer ermöglicht wurde. Die Bindung 
des Aufenthaltstitels der DDR an einen bestimmten 
Arbeitsvertrag in einem bestimmten Betrieb wurde 
aufgehoben. Im Einigungsvertrag fanden die Bestim-
mungen zu den Abkommensänderungen zwar Ein-
gang, aber es wurde nicht festgelegt, welcher Auf-
enthaltstitel für diesen Personenkreis gelten sollte. 

Der DDR-Aufenthaltstitel der früheren Vertragsar-
beitnehmer wurde mit der Arbeitsaufenthaltsverord-
nung (AAV) vom Dezember 1990 in eine Aufenthalts-
bewilligung gemäß § 94 Ausländergesetzes (AuslG) 
umgewandelt. Ihr Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland war damit an einen bestimmten Zweck 
gebunden (Vertragserfüllung) und auf eine be-
stimmte Zeit befristet (Vertragsdauer). Obwohl die 
Zahl der ehemaligen Vertragsarbeitnehmer bis heute 
weiter erheblich zurückgegangen ist - es wird ge-
schätzt, daß noch zehn- bis fünfzehntausend von ih-
nen in der Bundesrepublik leben - wurde das mit 
dieser Umwandlung intendierte Ziel, die Ausreise 
aller Vertragsarbeitnehmer spätestens bis zum Früh-
jahr 1995, nicht erreicht. Ein bestimmender Grund 
dafür lag in der anhaltenden Kritik an der Umwand-
lung des Aufenthaltstitels der DDR in eine gemäß 
Ausländergesetz eng bef ristete Aufenthaltsbewilli-
gung. Hiervon war die große Mehrheit der ehemali-
gen Vertragsarbeitnehmer betroffen, während nur 
vergleichsweise wenigen von ihnen eine Aufent-
haltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung zuge-
standen wurde, da sie sich seit vielen Jahren in der 
DDR rechtmäßig aufhielten. 

Weil es sich bei der überwiegenden Mehrheit der 
ehemaligen Vertragsarbeitnehmer um vietnamesi-
sche Staatsangehörige handelt, hat die Verabschie-
dung einer Gemeinsamen Erklärung der Bundesre-
publik Deutschland und der Sozialistischen Republik 
Vietnam am 6. Januar 1995, die auch den Rahmen 
eines Rückführungsabkommens vorsah, zu Verun-
sicherung unter den Vertragsarbeitnehmern geführt. 
Am 21. September 1995 ist das zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Sozialistischen Repu-
blik Vietnam getroffene Rückübernahmeabkommen 
in Kraft getreten. Vietnam verpflichtet sich darin, bis 
zum Jahr 1998 eine jährlich variierende Zahl vietna-
mesischer Staatsangehöriger, die sich ohne gültigen 
Aufenthaltstitel in Deutschland aufhalten, aufzuneh-
men; insgesamt ist bis zum Ende des Jahres 2000 die 
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Rückführung von 40 000 Personen geplant. Die viet-
namesische Regierung hat gegenüber dem Bundes-
ministerium des Innern versichert, daß Rückkehrern 
keine Strafverfolgung wegen „Republikflucht" oder 
unerlaubten Verbleibens im Ausland drohe. 

Die Ausländerbeauftragten des Bundes, der Länder 
und der Kommunen haben sich zuletzt auf ihrer 
Bundeskonferenz im Mai 1995 mit dem Thema der 
ehemaligen Vertragsarbeitnehmer befaßt. Diskutiert 
wurden die Möglichkeit, Aufenthaltszeiten in der 
DDR in weit größerem Umfang als bisher ausländer-
rechtlich anzuerkennen, und die Erarbeitung einer 
„Altfallregelung" für Vertragsarbeitnehmer, die sich 
seit mindestens acht Jahren legal in Deutschland auf-
halten. 

5. Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
Gemessen an der Gesamtanzahl in der Bundesrepu-
blik Deutschland lebender Flüchtlinge stellen Kinder 
und Jugendliche, die ohne Begleitung erwachsener 
Angehöriger in die Bundesrepublik Deutschland ge-
kommen sind, eine verschwindend kleine Gruppe 
dar. Herkunftsregionen dieser Kinder und Jugend-
lichen waren zunächst mit Staaten wie Äthiopien/ 
Eritrea, Somalia, Afghanistan, Sri Lanka, Libanon, 
Iran und Türkei vor allem die Kriegs- und Krisen-
regionen in Afrika, Asien und dem Mittleren Osten. 
Mit Beginn der politischen Umwälzungen in Ost-
europa kamen Rumänien, die Nachfolgestaaten des 
ehemaligen Jugoslawien und die GuS als Herkunfts-
gebiete hinzu sowie in jüngerer Zeit verschiedene 
Länder Schwarzafrikas. 

Als ihre Haupteinreiseorte sind gegenwärtig insbe-
sondere die Großstädte Hamburg und Berlin zu nen-
nen; aber auch nach Frankfurt/M., Köln und Mün-
chen kommen alleinreisende ausländische Minder-
jährige in überdurchschnittlicher Anzahl. Diese Kon-
zentration in Ballungsgebieten dürfte häufig auf die 
verkehrsmäßige Erreichbarkeit (Hafen- und Flug-
hafenstädte) zurückzuführen sein sowie darauf, daß 
dort bereits Angehörige der jeweiligen Gemeinschaft 
leben, die sich um sie kümmern können. Sicher spielt 
insbesondere bei Jugendlichen auch die Hoffnung 
eine Rolle, in der Großstadt eine bessere Lebensper-
spektive entwickeln, d. h. Ausbildungs- und Arbeits-
möglichkeiten finden und ggf. einen finanziellen Bei-
trag zum Lebensunterhalt der Familie im Herkunfts-
land leisten zu können. 

Erhebungen, aus denen die Gesamtanzahl der hier 
lebenden oder der jährlich eingereisten unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlinge bundesweit zu ermit-
teln wäre, gibt es bislang nicht. Wo Daten vorhanden 
sind, geben sie teils Zugangs- und teils Bestands-
zahlen wider, teils werden die unter 16jährigen ge-
trennt, teils werden sie in der Gesamtstatistik aller 
bis 18jährigen erfaßt. Dieser Vorbehalt ist bei jeder 
Zahlenübersicht zu berücksichtigen. 

Für den Zeitraum Januar bis Dezember 1994 geht 
das Jugendamt Frankfu rt  a. M. für die Altersgruppe 
der bis 16jährigen von 501 Einreisen aus; in Köln 
wurden während desselben Jahres 216 Minderjähri

-

ge dieser Altersgruppe registriert; in München waren 
es 50 unter- und 97 über 16jährige Kinder bzw. Ju-
gendliche; die Anzahl der Neuzugänge (Zuteilun-
gen) betrug in Berlin laut Arbeitsstatistik der zustän-
digen Behörden 99 Minderjährige zwischen 16 und 
unter 18 Jahren sowie 307 unter 16jährige unbeglei-
tete Flüchtlinge; in Hamburg zählten die Bezirks-
ämter für dasselbe Jahr (Stichtag 31. Dezember 1994) 
einen Bestand von 821 minderjährigen unbegleiteten 
Flüchtlingen unter 16 Jahren und 2285 über 16 Jah-
ren (zu Vergleichsdaten 1993 vgl. die Broschüre „Al-
lein im Exil"). 

Dem Gesetz nach sind minderjährige Flüchtlinge ab 
dem 16. Lebensjahr asylmündig und werden darum, 
sofern das Jugendamt nicht im Einzelfall einen be-
sonderen Erziehungsbedarf feststellt, wie Erwach-
sene behandelt: Sie werden nach den Regelungen 
des Asylverfahrensgesetzes umverteilt, müssen ohne 
gesetzlichen Vertreter ihren Asylantrag stellen und 
können ohne pädagogische Betreuung in Erstauf-
nahmeeinrichtungen untergebracht werden. Das 
Alter hat also eine weitreichende Bedeutung für das 
weitere Verfahren. Infolgedessen kommt es immer 
wieder zu strittigen Fällen, wenn die von den Kin-
dern/Jugendlichen gemachten Altersangaben nicht 
mit der Einschätzung der Behörden übereinstimmen, 
die für die Unterbringung und Versorgung von Min-
derjährigen bzw. für die Durchführung des Asylver-
fahrens zuständig sind, und zu problematischen Ver-
fahren der Altersfeststellung ( „fiktive Geburtsdaten", 
Handwurzeluntersuchung). Das Bemühen der Behör-
den, die Asylmündigkeit der Jugendlichen anhand 
ihrer körperlichen Entwicklung nachweisen zu wol-
len, geht auf die asylverfahrensrechtlichen Vorgaben 
zurück; über die seelische Verfassung der Betroffe-
nen besagt es nichts. 

5.1 Flucht - bzw. Migrationsgründe 

Die Gründe, die dazu führen, daß Minderjährige 
ohne erwachsene Angehörige in die Bundesrepublik 
Deutschland geschickt werden, sind vielschichtig 
und spiegeln die ganze Problematik der weltweiten 
Flucht- und Migrationsbewegung wider - K rieg, poli-
tische Repression, Diskriminierung von Minderheiten 
oder Armut und Perspektivlosigkeit. 

In den wenigsten Fällen sind die Gründe ihres Kom-
mens „asylrelevant", denn schon aufgrund ihres 
niedrigen Lebensalters können Kinder und Jugend-
liche noch seltener als ihre erwachsenen Landsleute 
nachweisen, daß ihnen in der Heimat eine auf ihre 
Person gezielte staatliche Verfolgungsmaßnahme 
droht. Aber auch die Angst von Eltern, daß ihre Kin-
der im Krieg von einer Granante getroffen, im Einsatz 
als Minengänger verletzt, verkrüppelt, getötet oder 
als Geisel für politisch mißliebige Angehörige ge-
nommen werden könnten, kann Migration auslösen. 
Zweifellos gibt es auch Minderjährige, die von ihren 
Eltern in die Bundesrepublik geschickt werden in 
der klaren Erwartung, daß sie von hier aus zur Exi-
stenzsicherung Zuhause beitragen. Diese vielfältigen 
Ursachen werden bei der Entscheidung über den 
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aufenthaltsrechtlichen Status dieser Personengruppe 
zu wenig berücksichtigt. 

5.2 Einreise und aufenthaltsrechtliche Situation 

Seit der Neuregelung des Ausländerrechts vom 9. Juli 
1990 sind auch Kinder und Jugendliche unter 16 Jah-
ren grundsätzlich aufenthaltserlaubnispflichtig; sie 
können an der Grenze abgewiesen oder nach erfolg-
ter Einreise ausgewiesen bzw. abgeschoben werden, 
wenn die erforderlichen Visa nicht vorliegen. Auch 
die Einreiseerschwernisse, die mit der Änderung des 
Grundgesetzes zum 1. Juli 1993 in Kraft getreten 
sind, gelten für unbegleitete Minderjährige. So sieht 
§ 18 Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes vor, daß je-
dem Flüchtling, der aus einem sog. sicheren Drittland 
einreisen will, der Zugang zum Bundesgebiet zu ver-
weigern ist. Die Prüfung des Reiseweges darf bei 
nicht verfahrensfähigen Minderjährigen erst nach 
der Bestellung eines Vormundes stattfinden, da nur 
der Vormund rechtswirksam einen Asylantrag stellen 
kann und die Anhörung - auch zum Reiseweg - erst 
im Rahmen eines Asylverfahrens durchgeführt wird. 
Etwas anderes gilt an der Grenze; hier setzen die ge-
setzlich vorgeschriebenen Einreiseverweigerungen 
und Zurückschiebungen keine Handlungsfähigkeit 
des Ausländers bzw. der Ausländerin voraus, so daß 
es der vorherigen Bestellung eines Vormundes nicht 
bedarf. 

Problematisch ist, daß in der Regel ein Asylantrag ge-
stellt wird, damit die Kinder und Jugendlichen einen 
Rechtsstatus erhalten. Dies ist für die große Mehrheit 
derjenigen, die keine asylrechtlich relevanten Grün-
de für ihr Kommen nachweisen können, keine ange-
messene Lösung: Sie durchlaufen ein aussichtsloses 
Verfahren und erhalten nach Ablehnung ihres Asyl-
antrages zumeist eine Duldung, da Abschiebungs-
hindernisse wie z. B. ein Krieg im Herkunftsland oder 
die Nichtauffindbarkeit von Angehörigen, die für sie 
sorgen würden, häufig vorliegen. Diese Duldung ist 
aber kein Titel, der einen rechtmäßigen Aufenthalt 
begründen würde, sondern lediglich die zeitlich be-
fristete Verzichtserklärung der Behörden auf eine an 
sich zulässige Abschiebung. 

Der Status der Duldung verhindert in vielen Fällen, 
daß minderjährige Flüchtlinge sich während ihres 
Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland be-
ruflich qualifizieren können (zur Erteilung einer be-
sonderen Arbeitserlaubnis an junge Flüchtlinge mit 
Aufenthaltsbefugnis siehe § 2 Abs. 3 AEVO). Für 
duale Ausbildungen („Lehre" in einem Ausbildungs-
betrieb mit zusätzlichem Besuch der Berufsschule) 
und für schulische Ausbildungen an staatlich aner-
kannten Berufsfachschulen, in denen eine Vergü-
tung gezahlt wird, ist eine Arbeitserlaubnis erforder-
lich, die nur nach Lage und Entwicklung des (loka-
len) Arbeitsmarktes erteilt wird. Dabei sind Deutsche 
und EU-Staatsangehörige vorrangig zu berücksichti-
gen, die Kinder und Jugendlichen, von denen hier 
die Rede ist, kommen aber aus Drittstaaten. Auch 
von Förderungsmaßnahmen für schulische und be-
rufliche Ausbildungen oder ein Studium sind unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge regelmäßig ausge

-

schlossen, weil Voraussetzung dieser Förderungs-
maßnahmen oft ist, daß entweder sie selbst oder ihre 
Eltern Sozialversicherungszeiten in der Bundesrepu-
blik Deutschland nachweisen können. 

Dies hat zur Folge, daß sie zum Erwerb einer be-
ruflichen Qualifizierung auf den allgemeinen Aus-
bildungsstellenmarkt verwiesen sind. Neben der 
Knappheit an Ausbildungsplätzen und der Benach-
teiligung gegenüber Deutschen und Unionsbürger/ 
innen wirkt sich der unsichere Aufenthaltsstatus der 
Flüchtlinge noch zusätzlich als chancenmindernd bei 
der Suche nach einem Ausbildungsplatz aus, denn 
ein ausbildender Betrieb kann nicht sicher sein, daß 
der/die betroffenen Jugendliche das Land nicht vor 
Beendigung der Ausbildung verlassen muß. 

5.3 Notwendige Differenzierungen 

Um die erforderlichen Differenzierungen im Umgang 
mit unbegleitet eingereisten ausländischen Minder-
jährigen zu ermöglichen und im jeweiligen Einzelfall 
entscheiden zu können, ob eine Rückführung, ein 
Bleiberecht aus humanitären Gründen oder die Stel-
lung eines Asylantrages sinnvoll ist, so daß der je-
weils angemessene Aufenthaltsstatus erteilt werden 
kann, hat die Beauftragte ein Verfahren vorgeschla-
gen, das in der Broschüre „Allein im Exil. Unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland", April 1994, skizziert wird. 

Gegenüber dem Einwand, diese Vorschläge förder-
ten das organisierte Einschleusen Minderjähriger 
ebenso wie den späteren Nachzug von Familienan-
gehörigen, ist auf Folgendes hinzuweisen: 

Zum einen soll nicht allen alleinreisenden auslän-
dischen Minderjährigen, die die Bundesrepublik er-
reichen, ein mittel- oder längerfristiges Aufenthalts-
recht eingeräumt werden - ist eine Rückführung 
möglich, so soll sie auch erfolgen. Ferner kann aus 
dem Aufenthaltsrecht eines Minderjährigen kein 
Aufenthalt von Angehörigen abgeleitet werden, 
denn § 31 AuslG sieht vor, daß ein Nachzugsrecht 
nur den Ehegatten und minderjährigen ledigen Kin

-

dern von Ausländerinnen und Ausländern erteilt 
werden darf, die eine Aufenthaltsbefugnis besitzen 
(also nicht etwa Eltern und Geschwistern). Es geht 
insofern allein darum, denjenigen Kindern und Ju-
gendlichen, die aus politischen oder humanitären 
Gründen mittel- oder langfristig in der Bundesrepu-
blik Deutschland verbleiben, zu einem ihrer Situation 
angemessenen Aufenthaltsstatus zu verhelfen, damit 
sie die Zeit, während der sie sich aus ausländerrecht-
lich anerkannten Gründen in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, nicht in Unsicherheit verbrin-
gen, sondern für ihre Entwicklung sinnvoll nutzen 
können. 

6. Kriegs - und Bürgerkriegsfiüchtlinge 
Seitdem erstmals nach dem Ende des Zweiten Welt

-

krieges mitten in Europa ein Krieg geführt wird, stel

-

len Kriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugo- 
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slawien die größte Flüchtlingsgruppe. Viele von 
ihnen haben Angehörige oder Freunde in der Bun-
desrepublik Deutschland, andere haben selbst in der 
Vergangenheit als angeworbene Arbeitskräfte hier 
gelebt. 

Nach Angaben des Bundesministeriums des Innern 
hielten sich Ende 1994 noch etwa 270 000 Personen 
aus Bosnien-Herzegowina und 80 000 aus Kroatien in 
Deutschland auf. Hinzu kommt eine erhebliche An-
zahl von Flüchtlingen aus Jugoslawien (Serbien/ 
Montenegro), die, da serbisches Territorium zu kei-
nem Zeitpunkt der kriegerischen Auseinanderset-
zung selbst umkämpft war, niemals durch einen bun-
desweiten Abschiebestopp geschützt waren. 

Um zu verhindern, daß auch weiterhin zahlreiche 
Kriegsflüchtlinge ein zumeist aussichtsloses Asylver-
fahren durchlaufen, wurde im Zusammenhang mit der 
Änderung des Grundgesetzes zum Recht auf Asyl mit 
Wirkung vom 1. Juli 1993 durch eine Änderung des 
Ausländergesetzes die Möglichkeit geschaffen, diese 
Flüchtlinge ohne Einzelfallprüfung vorübergehend 
aufzunehmen (§ 32 a AuslG). Der für sie vorgesehene 
Status der Aufenthaltsbefugnis ist an die Bedingung 
geknüpft, daß ein Asylantrag nicht gestellt bzw. zu-
rückgenommen wird; auch besteht kein Anspruch auf 
Aufenthalt an einem bestimmten Ort oder in einem 
bestimmten Bundesland. Sind die Voraussetzungen 
für die Erteilung der Aufenthaltsbefugnis entfallen, so 
hat der Flüchtling das Bundesgebiet innerhalb einer 
Frist von vier Wochen nach dem Erlöschen des Status 
zu verlassen. Die Aufenthaltsbefugnis gibt aber weit 
mehr Bewegungsfreiheit als die Duldung und ermög-
licht unter bestimmten Bedingungen sogar einen Fa-
miliennachzug. Auch zwei Jahre nach seinem Inkraft-
treten wurde von dieser Möglichkeit noch kein Ge-
brauch gemacht, da Bund und Länder sich nicht auf 
eine Kostenregelung einigten. 

Die rechtliche und soziale Situation von Personen, 
die infolge der kriegerischen Auseinandersetzungen 
im ehemaligen Jugoslawien in die Bundesrepublik 
Deutschland geflohen sind, ist je nach Einreisebedin-
gungen und Herkunftsland sehr unterschiedlich. 

- Bei den Flüchtlingen aus Jugoslawien (Serbien/ 
Montenegro), die 1994 mit 30 404 Personen die 
größte Gruppe der Asylsuchenden stellten, handelt 
es sich vor allem um Albaner aus dem Kosovo so-
wie Kriegsdienstverweigerer und Deserteure ver-
schiedener Volkszugehörigkeiten. Abschiebungen 
in ihr Herkunftsland fanden während des Berichts-
zeitraumes nur selten statt, weil Jugoslawien (Ser-
bien/Montenegro) sich weigerte, Rückkehrer auf-
zunehmen. 

- Dem Rückübernahmeabkommen zwischen Deutsch-
land und Kroatien zufolge sollen im Rahmen der 
sog. zweiten Phase auch Flüchtlinge, die vor ihrer 
Einreise in das Bundesgebiet ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in den besetzten oder 
zerstörten Gebieten Kroatiens hatten, in ihr Her-
kunftsland zurückkehren. 

Diese Regelung gilt unabhängig von der ethni

-

schen Zugehörigkeit der Rückkehrer und auch für 

ethnisch gemischte Familien. Eine Härtefallrege-
lung - z. B. für ältere Menschen, die allein geflo-
hen sind und deren Versorgung in der Bundes-
republik durch Angehörige gewährleistet ist, wäh-
rend sie in Kroatien ganz auf sich gestellt wären 
oder für traumatisierte, in therapeutischer Be-
handlung befindliche Flüchtlinge - ist nicht vorge-
sehen. 

Unter die Bestimmungen dieses Abkommens fal-
len ferner Flüchtlinge, die im Besitz eines kroati-
schen Passes sind, obwohl ihr dauerhafter Wohn-
sitz (laut Paßeintrag) in Bosnien-Herzegowina lag. 
Diese Personen haben kaum eine Chance, sich in 
Kroatien zu integ rieren. Sie werden dort nicht als 
kroatische Staatsbürger angesehen, und da sie in 
Kroatien keinen dauerhaften Wohnsitz nachweisen 
können, ist ihnen der Zugang zum kroatischen So-
zialsystem verwehrt; zugleich haben sie praktisch 
keine Chance, Arbeit zu finden. 

Um diesem Personenkreis schwere Härten zu er-
sparen, entschieden sich während des Berichts-
zeitraumes immer mehr Bundesländer, Personen 
kroatischer Abstammung mit dauerhaftem Wohn-
sitz in Bosnien unter bestimmten Bedingungen wie 
bosnische Flüchtlinge zu behandeln. 

- Bosnierinnen und Bosnier sind die größte Gruppe 
der Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien. 
Da der für Kriegsflüchtlinge vorgesehene Sonder-
status nicht umgesetzt wurde, lebte der größte Teil 
auch der bosnischen Flüchtlinge rund drei Jahre 
nach der Einreise noch immer auf Grundlage einer 
Duldung, d. h. mit äußerst unsicherem Status, in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Im Berichtszeitraum gingen die Länder dazu über, 
bosnischen Flüchtlingen dann eine Aufenthalts-
befugnis für zwölf Monate (übliche Duldungsfrist 
waren vorher maximal sechs Monate) zu erteilen, 
wenn sie sich seit mehr als einem Jahr im Lande 
aufhalten, die Paßpflicht erfüllen, keine vorsätz-
liche Straftat begangen haben und ihren Lebens-
unterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit bestreiten 
können. Damit verbesserte sich die Situation eines 
Teils der Flüchtlinge. Es blieb aber bei der Dul-
dung für den Personenkreis, der z. B. aus gesund-
heitlichen Gründen nicht erwerbstätig sein kann 
und für Flüchtlinge, die in einer Region mit hoher 
Arbeitslosigkeit Zuflucht gesucht haben bzw. dort-
hin verteilt worden sind. 

Um künftig unnötige Härten zu vermeiden, emp-
fiehlt die Beauftragte, bosnischen Flüchtlingen bis 
zur Umsetzung des § 32 a AuslG grundsätzlich eine 
Aufenthaltsbefugnis zu erteilen. Insbesondere be-
fürwortet sie, daß zumindest auch denjenigen bos-
nischen Kindern und Jugendlichen eine Aufent-
haltsbefugnis erteilt wird, die zur Schule gehen 
oder einen Ausbildungsvertrag nachweisen kön-
nen. Es ist nicht hinzunehmen, daß immer wieder 
bosnische Kinder und Jugendliche, die vor dem 
Krieg in ihrer Heimat geflohen sind, lebens-
geschichtlich wertvolle Jahre verlieren, weil ih-
nen ausländer- und arbeitserlaubnisrechtliche Vor-
schriften eine Berufsausbildung unmöglich ma-
chen. 
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Anstöße zum Thema Integration 

Bestandteil dieses Berichtes ist ein Thema, das die 
Diskussion über Migration begleitet, seitdem diese 
geführt wird. Der Gedanke der Integration ist die 
Leitidee aller Maßnahmen und Schritte, die die 
Situation der Migrantinnen und Migranten in der 
Bundesrepublik verbessern sollen. Daher ist eine 
Vorstellung von Integration ausgesprochen und un-
ausgesprochen in allen voranstehenden Kapiteln des 
Berichts enthalten. Das Thema ist jedoch von so 
grundlegender Bedeutung, daß die Notwendigkeit 
gesehen wurde, ihm einen eigenen Platz in diesem 
Bericht einzuräumen. 

1. Ausgrenzung - Integration - Assimilation 

Mit Beginn der Beschäftigung ausländischer Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland - im 
Dezember 1995 jährt sich der Abschluß des ersten 
Anwerbevertrages zum vierzigsten Mal - gingen 
Überlegungen einher, welche Hilfestellungen not-
wendig seien, um den Aufenthalt der sich voraus-
sichtlich wenige Jahre hier aufhaltenden Arbeits-
kräfte reibungslos zu gestalten. Die Wohlfahrtsver-
bände übernahmen diese Aufgabe und richteten 
eigene Dienste für ausländische Arbeitnehmer ein 
(siehe Exkurs: Ausländersozialberatung). Mit zuneh-
mender Aufenthaltsdauer entpuppten sich sowohl 
die Rückkehrhoffnungen der Migrantinnen und 
Migranten als auch die Rückkehrerwartungen auf 
deutscher Seite als trügerisch. Entsprechend wuchs 
und wächst die Notwendigkeit und Bedeutung in-
tegrativer Maßnahmen. Anders als zu Beginn der 
Anwerbung können sich diese nicht mehr nur auf 
den Bereich der Arbeitswelt und eine bestimmte 
Altersgruppe beschränken, sondern müssen auf-
grund der Veränderungen der ausländischen Bevöl-
kerung alle Lebensbereiche und jedes Lebensalter 
umfassen. 

Entsprechende Projekte und Maßnahmen in den ver-
schiedensten Bereichen - seien es Schule und Be-
trieb, seien es Medien und Kultur - wurden in großer 
Zahl durchgeführt. Dabei haben sich die zugrunde-
liegenden Vorstellungen gewandelt: von der Assimi-
lation zur Integration, vom Ghetto zur Kolonie, von 
der Ausländerpädagogik zur interkulturellen Erzie-
hung. 

Trotz der bereits gesammelten Erfahrungen ist die 
Bedeutung dieser Aufgabe und Herausforderung für 
alle gesellschaftlichen Bereiche nicht geringer ge-
worden. Dem trägt auch die Bundesregierung in  der 
vom Bundesministerium des Innern herausgegebe-
nen Grundsatzschrift „ Aufzeichnung zur Ausländer-
politik und zum Ausländerrecht in der Bundesrepu-
blik Deutschland" Rechnung: „Die Ausländerpolitik 
der Bundesregierung ist gerichtet auf die Integration 

der rechtmäßig bei uns lebenden Ausländer. Die auf 
Dauer bei uns lebenden Ausländer sollen in die hie-
sige wirtschaftliche, soziale und rechtliche Ordnung 
eingegliedert werden und sicher sein, daß sie auch in 
Zukunft am gesellschaftlichen Leben der Bundes-
republik Deutschland möglichst voll und gleichbe-
rechtigt teilnehmen können. " 

Eingliederung (Integration), nicht Anpassung (Assi-
milation) lautet die Erwartung und die Forderung, 
die heute von Politik und Öffentlichkeit an die 
Migrantinnen und Migranten gerichtet wird. Durch 
einen Wechsel der Begriffe allein ist das Definitions-
problem freilich nicht gelöst: Was soll unter Integra-
tion verstanden werden? - Worin besteht der qualita-
tive Unterschied zwischen Integration und Assimila-
tion? - Gibt es unterschiedliche Grade der Integra-
tion und wie könnten diese gemessen werden? - Für 
welche der sich nach Aufenthaltszweck und -status 
grundlegend unterscheidenden Gruppen soll In-
tegration gefordert werden? - Gibt es Gruppen von 
Migranten, die als „besser" und solche, die als 
„schlechter" integrierbar anzusehen sind? - Gibt es 
Gruppen, deren Integrationswille als jeweils höher 
oder niedriger zu bewerten ist? - Welche Integra-
tionsanforderungen werden, welche können und 
müssen formuliert werden? - Und schließlich, wo be-
ginnt die erfolgreiche Integration und wann ist sie 
abgeschlossen? 

Antworten auf diese Fragen sind nicht leicht zu fin-
den. Deutlich wird, daß der so selbstverständlich ge-
brauchte Begriff der Integration bei näherem Hin-
sehen verschwimmt. 

2. Die politische Dimension von Integration 

Die Spannweite dessen, was heute von gesellschaft-
lichen Gruppen unter Integration der ausländischen 
Bevölkerung verstanden wird, läßt sich an zwei sich 
widersprechenden Positionen darstellen. 

Im Zentrum der einen Position steht, daß sich die bei 
uns lebenden Ausländer vor allem anderen unseren 
Sitten und Gebräuchen anzupassen hätten. Die hier 
geltenden Normen und Wertvorstellungen bildeten 
den Rahmen für das Leben aller hier Ansässigen. Es 
wird betont, daß die in unserer Verfassung veranker-
ten Grundrechte unantastbar sind. Der Rahmen wer-
de außerdem bestimmt durch unsere Kultur, die 
abendländische Tradition und die Einbindung der 
Bundesrepublik in den europäischen Kultur- und 
Wirtschaftsraum. Es sei daher notwendig, daß sich 
die ausländische Bevölkerung in den hier üblichen 
Formen des täglichen Lebens und Umgangs mitein-
ander zurechtfinde und sich in sie einpasse. Als Vor-
aussetzung dafür werden der Erwerb deutscher 
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Sprachkenntnisse, der Schulbesuch der Kinder sowie 
in der Folge das Erlernen eines Berufs genannt. Der 
Endpunkt dieses Integrationsweges sei mit der Ein-
bürgerung erreicht. 

Dieses Verständnis von Integration ist insoweit kon-
sensfähig, als die Notwendigkeit vielfältiger Anstren-
gungen der Migrantinnen und Migranten in der Tat 
unabdingbar ist. Problematisch ist diese Position 
auch nicht im Hinblick auf die an Migrantinnen und 
Migranten gerichteten Erwartungen wie den Erwerb 
deutscher Sprachkenntnisse und die Eingliederung 
in Schule und Beruf. Was schließlich die geforderte 
Respektierung der Werte des Grundgesetzes anbe-
langt, so kann diese unter keinen Umständen zur 
Disposition stehen und gilt deshalb für alle in der 
Bundesrepublik Deutschland Lebenden, unabhängig 
von Staatsangehörigkeit, Ethnie oder Religion, Auf-
enthaltsdauer oder -zweck. Problematisch ist diese 
Position vielmehr im Hinblick auf die darin enthalte-
ne Vorstellung einer homogenen deutschen Gesell-
schaft mit homogenen Wertvorstellungen, Normen 
und Lebensformen, die als verbindliche Richtschnur 
der Integration herangezogen werden müssen. Ab-
gesehen von den oben dargestellten, unbestrittenen 
Grundlagen unserer Gesellschaft, stellt sich diese 
doch als eine sich ständig verändernde, verschieden-
ste Gruppen und Interessen umfassende Gesellschaft 
dar. Auch dürfte kaum eindeutig festzulegen sein, 
worin unsere Kultur besteht. Gerade am Beispiel 
„Kultur" kann nicht nur die Vielfalt der in der Bun-
desrepublik vertretenen Orientierungen anschaulich 
dargestellt werden, sie ist vielmehr auch das Feld, 
dessen Entwicklung augenfällig durch andere Län-
der beeinflußt wird, ja ohne diese nicht denkbar 
wäre. 

Auch reicht es nicht aus - wie es von Vertretern 
dieser ersten Position zuweilen formuliert wird  - 
den  von der deutschen Gesellschaft erbrachten 
Anteil am Prozeß der Integration auf das Gebot 
des toleranten Umgangs miteinander zu beschrän-
ken. Zu ihren Aufgaben muß es auch gehören, die 
Bedingungen zu schaffen, die erst die Möglich-
keit eröffnen, die genannten Anforderungen zu er-
füllen. 

Von Vertretern des gegenteiligen Integrationsver-
ständnisses wird eine von Migrantinnen und Migran-
ten geforderte totale Anpassung mißbilligt, in ihrer 
extremsten Ausprägung sogar als Rassismus gedeu-
tet. Daraus wird gefolgert, daß jede Integrationspoli-
tik abgelehnt werden müsse. Aufgabe des Staates 
und der ihn tragenden gesellschaftlichen Gruppen 
ist es nach dieser Vorstellung, den Migrantinnen und 
Migranten die Beibehaltung und Pflege ihrer jeweili-
gen kulturellen Eigenarten zu ermöglichen und eine 
dazu notwendige Infra- und Förderstruktur zu schaf-
fen. 

Diese Position erweckt den Eindruck, daß das Leben 
innerhalb eines anderen Landes ohne jeden Einfluß 
auf die Zuwanderer bleibe, diese vielmehr ihren im 
Herkunftsland üblichen Gepflogenheiten unverän-
dert nachgehen könnten. Diese Sichtweise ist we-
nig überzeugend, denn zum einen kann der Ein-
fluß der Mehrheit auf die Minderheit nicht geleug

-

net werden, zum anderen sind kulturelle Formen 
untrennbar mit bestimmten Gesellschaften verbun-
den. Sie können nicht beliebig „transponiert" wer-
den. 

Diese Position blendet mögliche Konflikte, die der 
Prozeß der Migration sowohl für die einheimische 
wie für die zugewanderte Bevölkerung mit sich 
bringt, aus. Mit der Ausblendung der Reibungs-
punkte wird auch das Bemühen um angemessene 
Lösungen dieses Interessenkonflikts gar nicht erst in 
den Blick genommen. Zudem wird bis zu einem ge-
wissen Grad die Tatsache negiert, daß sich Kultur 
und Gesellschaft auch in den Herkunftsländern der 
Migrantinnen und Migranten fortwährend verän-
dern, ohne daß diese Veränderungen von den lange 
hier lebenden Zuwanderern unmittelbar miterfahren 
werden könnten. 

Der Unterschiedlichkeit der Migrantinnen und Mi-
granten - hinsichtlich ihrer nationalen Herkunft, ih-
rer Beweggründe für eine Migration, des damit ver-
bundenen Ziels und deren beabsichtigter Dauer, 
ihrer individuellen Lebensläufe, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten - werden beide Sichtweisen nicht ge-
recht. Vielmehr werden hier verallgemeinernde Vor-
stellungen zugrundegelegt, die eher das Wissen über 
die zugewanderten Menschen in Teilen der deut-
schen Bevölkerung widerspiegeln, denn die Realität 
der Beschriebenen. 

Beide hier bewußt zugespitzten Positionen bergen 
die Gefahr, daß Integrationsprozesse vorgezeichnet 
werden, ohne diejenigen, die diese vollziehen sol-
len, in angemessener Form dabei zu berücksich-
tigen oder gar daran zu beteiligen. Die Annahmen, 
auf denen das jeweilige Integrationskonzept ba-
siert (Homogenität der deutschen Gesellschaft, 
Kultur, Lebensentwürfe, bzw. statisches Kulturver-
ständnis, Verkennung der Unterschiedlichkeit der 
hier lebenden Migrantinnen und Migranten), sind 
unzutreffend, so daß ein Erfolg kaum eintreten 
kann. Klare Kriterien, an denen man den Erfolg der 
Integration messen könnte, fehlen in beiden Mo-
dellen. 

3. Hindernisse 

3.1 „Deutschland ist kein Einwanderungsland" 

Mit der Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte seit 
1955 aus Italien, Spanien, Griechenland, der Türkei, 
Portugal, Marokko, Tunesien und dem ehemaligen 
Jugoslawien begann ein neues Kapitel der Wande-
rung in die Bundesrepublik. Dies war keineswegs 
die erste Erfahrung, die Deutschland mit sich hier auf 
Dauer niederlassenden Zuwanderern machte. Bereits 
in früheren Zeiten gab es Menschen, die auf der 
Suche nach Arbeit dauerhaft in Deutschland blieben. 
Die „Ruhrpolen" dürften die bekannteste Gruppe 
von ihnen sein. 

Der erste Bericht der Beauftragten (vorgelegt 1994) 
wie auch der vorliegende enthält viele Hinweise auf 
die durch die neuere Anwerbung entstandene Situa- 
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tion: zunehmende Aufenthaltszeiten; Familien, die 
bereits in der dritten Generation in der Bundesrepu-
blik leben; Annäherung der Altersstrukur und der Er-
werbsquote an die der einheimischen Bevölkerung; 
Verlagerung des Lebensmittelpunkts in die Bundes-
republik. Auch in absehbarer Zukunft wird die Bun-
desrepublik Deutschland ein Land bleiben, das le-
gale Zuwanderung haben wird. Es müssen daher 
Spielregeln entwickelt werden, mittels derer das Zu-
sammenleben der unterschiedlichen Bevölkerungs-
gruppen erleichtert werden kann. Dazu sind auch 
differenzie rte Maßnahmen notwendig, die der Viel-
falt und Vielgestaltigkeit der Fragen gerecht werden. 
Es darf dabei nicht vergessen werden, gerade diese 
zugrundegelegten Prämissen und Spielregeln offen-
zulegen und immer wieder auf ihre Gültigkeit hin zu 
überprüfen sowie sie nötigenfalls veränderten Bedin-
gungen anzupassen. 

3.2 „Die Deutschen" und „die Ausländer" 

Immer wieder stößt man in Sprache und Denken 
auf die holzschnittartige Klassifizierung „der Aus-
länder" und „der Deutschen" - das gilt für Mi-
granten wie für die aufnehmende Gesellschaft. Da-
bei zeichnet sich die deutsche Gesellschaft wie 
alle modernen Gesellschaften nicht durch Gleich-
förmigkeit, sondern durch Heterogenität aus: Die 
Sozialstruktur wird nicht mehr allein durch Schich-
ten beschrieben, sondern durch den mehr Diffe-
renzierungen erlaubenden Begriff der Lebenswel-
ten; eine Vielzahl von Lebensstilen ist möglich; 
„Normalbiographien" werden seltener, die Lebens-
entwürfe zunehmend individueller. Bei der auslän-
dischen Bevölkerung kommen zu den für die Deut-
schen genannten Aspekte noch die unterschiedliche 
Herkunft, unterschiedliche Migrationsbiographien, 
andere kulturelle und religiöse Einflüsse hinzu. 75 ) 
Selbst der kleinste mögliche gemeinsame Nenner, 
demzufolge alle Ausländer dem Ausländerrecht in 
Deutschland unterworfen sind, erweist sich bei nä-
herer Betrachtung als wenig tragfähig. Dazu sind 
die rechtlichen Unterschiede, die sich etwa auf-
grund des Herkunftslandes oder des Aufenthalts-
status ergeben, zu groß. Bei der gängigen Klassifi-
zierung „Deutsche" - „Ausländer" werden in der 
Regel „positive" Eigenschaften der Deutschen und 
„negative" der Migrantinnen und Migranten hervor-
gehoben, die Unterschiede zwischen den „Gruppen" 
damit betont und vergrößert, zum Teil unüberbrück-
bar gemacht. 

Durch die in Deutschland bestehende Abstam-
mungs-Regelung kann dieser Graben zusätzlich ver-
größert werden. Dabei ist es nicht das Abstammungs-
prinzip selbst, das diese nachteilige Wirkung entfal-
tet. Dieses Prinzip gibt es in allen Gesellschaften in 
der ein oder anderen Form. Aber dort, wo es als ge-
wissermaßen exklusiv verstanden wird, wo Neuan

-

kömmlinge trotz Einbürgerung niemals gleichwertig 
„mithalten" können, da ist die volle Integration letzt-
lich kaum möglich. Eine solche Lesart der Abstam-
mungsgesellschaft dürfte den Anforderungen moder-
ner interdependenter, mobiler Gesellschaften nicht 
mehr entsprechen. 

3.3 Anforderungen und Bemühungen 

Integration ist für die daran Beteiligten eine „Zumu-
tung" im positiven Sinn des Wortes, weil sie allen in 
der deutschen Gesellschaft eine Leistung abverlangt. 
Diese abverlangte Leistung besteht für die Migran-
tinnen und Migranten in den an sie gestellten Inte-
grationsanforderungen. Es ist Aufgabe der Mehr-
heitsgesellschaft, solche Integrationsanforderungen 
eindeutig zu formulieren, entsprechende Möglich-
keiten und Kriterien für deren Erfüllung zu schaffen 
und Grenzen zu definieren. Diesen Integrationsan-
forderungen stehen die Integrationsbemühungen der 
Zuwanderer gegenüber, wobei beide nicht unbe-
dingt deckungsgleich sind. 

Nicht selten werden konkrete Faktoren (Sprach-
erwerb, Eingliederung in Schule und Beruf, Achtung 
der Grundwerte der Verfassung) und relativ unbe-
stimmte Faktoren („unsere” Wertvorstellungen und 
Kultur, Verhalten in der Öffentlichkeit) in einem 
Atemzug genannt. Gerade diese unbestimmten Fak-
toren unterliegen einem ständigen Wandel. Ob eine 
Migrantin oder ein Migrant schließlich diesen An-
forderungen genügt, darüber entscheidet letztlich 
die aufnehmende Gesellschaft. Die Möglichkeit der 
Nichtakzeptanz bleibt auch für den Fall erfolgreicher 
Integrationsbemühungen bestehen. 

An Migrantinnen und Migranten werden oft Fragen 
gestellt, deren Untauglichkeit dann besonders deut-
lich wird, wenn sie auch zum Gradmesser für die In-
tegration von Deutschen in unsere Gesellschaft wür-
den. Mitgliedschaft in Vereinen und Gewerkschaf-
ten? Teilhabe an kultureller Kommunikation? Die 
Integration in den Arbeitsmarkt? Allen möglichen 
- individuellen - Parametern ist gemeinsam, daß sie 
vor allem über Alltag und Lebensumstände aber 
auch zu Überzeugungen und Vorurteilen derjenigen 
etwas aussagen, die sie für sich und andere formu-
liert haben. 

Im Fall der Ausländer könnten diese und ähnliche 
Punkte rasch zu einer Art Checkliste werden, anhand 
derer der jeweilige Integrationsgrad ermittelt wird. 
Hier setzt sich eine Erfahrung fort, die Migrantinnen 
und Migranten wahrscheinlich überall in der Welt 
machen müssen: Sie müssen sich und ihren Aufent-
halt erklären, wahrscheinlich auch, weil sie ihn sich 
in der Regel von Rechts wegen erlauben lassen müs-
sen. Sowohl ihre Anwesenheit als auch ihre Zugehö-
rigkeit zu einer anderen Gesellschaft scheint immer 
wieder begründet werden zu müssen. 

Anforderungen richten sich auch an die deutsche 
Gesellschaft. Eine wachsende Zahl gesellschaftlicher 
Gruppierungen und Institutionen ist inzwischen dar-
auf bedacht, den Veränderungen durch Ergänzun-
gen ihres Angebots, Aus- und Fortbildung der Mit-
arbeiter, Einstellung ausländischen Fachpersonals, 
Förderung von Modellprojekten und vielen anderen 
Maßnahmen nachzukommen. Neben Maßnahmen, 
die allein von den jeweiligen gesellschaftlichen 
Gruppen geplant und durchgeführt werden, besteht 
als fest verankerte, dauerhafte Leistung die Auslän-
dersozialberatung, die als Beispiel im folgenden nä-
her erläutert wird. 
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Exkurs: Ausländersozialberatung 

Seit Ende der 60er Jahre besteht die Ausländerso-
zialberatung durch den Deutschen Caritasverband, 
die Arbeiterwohlfahrt und das Diakonische Werk - 
gefördert durch Bund und Länder. 

Die Ausländersozialberatung der Wohlfahrtsver-
bände richtet sich - entsprechend dem Zustän-
digkeitsbereich der Ressorts der Arbeits- und So-
zialministerien von Bund und Ländern - formal 
ausschließlich an sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte und deren Familienangehörige. 

Für Asylbewerberinnen und Asylbewerber sowie 
andere Flüchtlingsgruppen wurden - soweit An-
spruch auf Förderung besteht - eigene Angebote 
geschaffen. 

Die Wohlfahrtsverbände stehen ihrer nichtdeut-
schen „Klientel" mit etwa 900 Ausländersozialbe-
ratern in ca. 600 Beratungsstellen mit Information, 
Beratung und Hilfe bei vielfältigen sozialen Proble-
men zur Seite. 

Auf migrationsspezifische Probleme, sei es bei der 
schulischen und beruflichen Integration der zwei-
ten Generation aufgrund ungleicher Chancen, sei 
es bei aufenthaltsrechtlichen Fragen oder bei 
Generationskonflikten, die auch aufgrund unter-
schiedlicher Sozialisation der jungen Generation 
hier in Deutschland entstehen, können Landsleute 
in den Beratungsstellen am besten eingehen, die 
ähnliche Lern- und Migrationserfahrungen ge-
macht haben und über Kenntnisse der politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen, historischen und recht-
lichen Problemlagen sowohl im Herkunftsland als 
auch in Deutschland verfügen. 

Gleichwohl können Ausländersozialberater keine 
Allround-Berater werden. Sie sind oftmals erster 
Ansprechpartner bei der Orientierung in Deutsch-
land, Vermittler an Behörden und Fachdienste, 
„Anwalt" der Ausländer bei Behörden. Spezielle 
Probleme können zumeist aber nur von den Mit-
arbeitern der sozialen Regeldienste geklärt wer-
den. 

Bei weltweit zunehmender Migration sollte es auch 
in Deutschland heute keine Organisation, Behörde, 
Verwaltung, Schule oder Freizeiteinrichtung, kein 
Altenheim, Sozialamt, Arbeitsamt, Wohnungsamt 
oder Krankenhaus und keinen Betrieb, Hort oder 
Kindergarten geben, deren Dienstleistungen sich 
nicht in gleicher Weise an die deutsche wie die 
nichtdeutsche Wohnbevölkerung richten. 

Bislang führen sprachlich und kulturell bedingte 
Mißverständnisse und Unkenntnis zu Fehldia-
gnosen und falschen Entscheidungen, werden 
mögliche Hilfen nicht abgefragt, da Ausländer ihre 
Ansprüche nicht kennen oder sich scheuen, sie 
gleichberechtigt in Anspruch zu nehmen. 

Um die soziale Sicherheit der Migranten zu verbes-
sern, sollte die „interkulturelle und interlinguale 
Kompetenz" der Mitarbeiter in den sozialen Regel-
diensten gefördert werden. Um Migranten ange-
messen zu helfen, müssen Kenntnisse über Kultur 
und Lebensweise vermittelt, die Mitarbeiter für 

spezifische Problemlagen der jeweiligen Klienten 
sensibilisiert, das Bewußtsein der eigenen kulturel-
len Geprägtheit geweckt und die Fähigkeit geför-
dert werden, auch - scheinbare - Widersprüchlich-
keiten zu ertragen. Die interkulturelle Öffnung 
muß „oben" gewollt und „unten" akzeptiert wer-
den, nur dann können die Belange der Ausländer 
im Dienstleistungsangebot der Regelversorgung 
angemessen berücksichtigt werden. 

Eine enge Kooperation mit den Lebens-, Familien-, 
Ehe-, Erziehungs- und anderen Beratungsstellen 
ist angezeigt - dezentralisierte und ganzheitliche 
Beratung kann ortsspezifische Problemlagen be-
rücksichtigen und örtlich in der Ausländerarbeit 
tätige Vereine, Gruppen und Kirchengemeinden 
einbeziehen. 

Da sich das Spektrum der nationalen/ethnischen 
Zusammensetzung der Migranten verbreitert, 
sollte das derzeit nationalitätenspezifische Ange-
bot der neuen Beratungsnachfrage durch mehr 
multinationale Beratungsstellen angepaßt werden, 
um eine ungleiche Versorgungsdichte auszuglei-
chen. 

In den neuen Bundesländern bestehen derzeit nur 
neun Beratungsstellen: zwei des Caritasverbandes 
in Sachsen-Anhalt, eine in Mecklenburg-Vorpom-
mern und eine in Brandenburg; jeweils eine Bera-
tungsstelle der Arbeiterwohlfahrt, des Caritasver-
bands und des Diakonischen Werks in Sachsen; 
eine der Arbeiterwohlfahrt und des Diakonischen 
Werks in Thüringen. 

Während die Aufgaben der Ausländersozialbera-
tung qualitativ und quantitativ zunehmen und ein 
großer Bedarf an Information, Beratung und Hilfe 
besteht, stagniert die Förderung durch den Bund 
seit 1992 bei 36 Mio. DM, der gleiche Betrag steht 
auch 1995 zur Verfügung. 

Die Arbeitsgruppe „Berufliche Bildung" im Koordi-
nierungskreis „Ausländische Arbeitnehmer" beim 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
hat in ihrem Bericht vom Dezember 1994 auch 
neue Maßnahmen der Information, Beratung und 
Motivation angeregt. U. a. sollen auch die örtlich 
tätigen Beratungsinstitutionen neue Formen des 
Zusammenwirkens (z. B. in Form von Arbeitsge-
meinschaften) erproben und die Zusammenarbeit 
mit örtlichen Ausländerbeauftragten und gewerk-
schaftlichen Vertrauensleuten und Betriebsräten 
verstärkt werden. 

Zur Intensivierung der Diskussion um die interkul-
turelle Öffnung sozialer Dienste als Herausforde-
rung an alle gesellschaftlichen Bereiche und Insti-
tutionen hat die Beauftragte eine Broschüre mit 
entsprechenden Empfehlungen veröffentlicht (Mit-
teilungen der Beauftragten der Bundesregierung 
für die Belange der Ausländer: In der Diskussion 
Nr. 5: Empfehlungen zur interkulturellen Öffnung 
sozialer Dienste, Dezember 1994). 

An diesem Beispiel wird deutlich, wie langwierig der 
Prozeß der interkulturellen Öffnung bestehender 
Einrichtungen ist. 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/3140  

4. Orientierungspunkte  

Die Bundesrepublik Deutschland wird ein Staat blei-
ben, in den Zuwanderer legal einreisen und in dem 
sie sich legal niederlassen. An dem „Projekt Integra-
tion" muß schon allein deshalb festgehalten werden. 
Doch sollten Ausgangspunkt, Weg und Ziel der Inte-
gration neu definiert werden. 

In das überlieferte Bild, daß diese Gesellschaft zum 
einen aus Mitgliedern qua Geburt besteht und zum 
anderen aus Menschen, die sich ihre Mitgliedschaft 
nach feststehenden Regeln erst „verdienen" müssen, 
will die Formel von der Einbürgerung als Endstufe 
einer erfolgreichen Integration nicht recht passen. 
Es bleibt stets im Bewußtsein haften, daß es in einer 
durch Abstammung definierten Gemeinschaft keine 
wirkliche „Endstufe" der Integration geben kann. In 
eine Abstammungsgemeinschaft kann sich per Defi-
nition nur vollständig integ rieren, wer die geforderte 
Abstammung nachzuweisen in der Lage ist. 

Die gleichberechtigte Zugehörigkeit zu Staat und 
Gesellschaft darf sich im ausgehenden 20. Jahrhun-
dert nicht mehr ausschließlich von der Geburt herlei-
ten lassen. Es ist ein Konsens nötig über das, was den 
Zusammenhalt dieser Gesellschaft ausmacht. Nicht 
mehr allein die Abstammung von mindestens einem 
deutschen Elternteil sollte den Bundesbürger definie-
ren, sondern auch die Bereitschaft, den tragenden 
politischen, rechtlichen und gesellschaftlichen Säu-
len der Bundesrepublik zustimmen zu können. 

Das demokratische Prinzip basiert darauf, daß ein ge-
meinsames Interesse an der Lösung gesellschaftlich

- 

sozialer Probleme besteht, und es beinhaltet, daß die 
auf demokratischem Wege der Mehrheitsentschei-
dung gefundenen Lösungen auch dann anerkannt  
werden, wenn sie den eigenen Vorstellungen zuwi-
derlaufen. Die Anerkennung dieses Prinzips fällt um 
so leichter, je intensiver man selbst daran teil hat 
(siehe dazu Kapitel „Partizipation", III. 3). Daß die 
Regeln gesellschaftlichen Zusammenlebens von der 
Mehrheit gesetzt werden und die daraus folgenden 
Anforderungen an die Minderheit, von dieser auch 
als Zumutung empfunden werden können, steht 
außer Frage. Die Bereitschaft der Minderheit, diese 
Regeln zu akzeptieren, sinkt jedoch, wenn sie ledig-
lich Objekt des Geschehens ist und auf das Zustan-
dekommen der Regeln einen eher geringen oder gar 
keinen Einfluß nehmen kann. 

Die Verpflichtung der nichtdeutschen Bevölkerung 
auf das demokratische Prinzip ist so notwendig wie 
deren Beteiligung am demokratischen System. Da-
bei ist das Wahlrecht in der politischen Konzeption 
der Beauftragten grundsätzlich an den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit gebunden. Gerade in diesem 
Zusammenhang sind ihre Vorschläge für eine er-
leichterte Einbürgerung zu verstehen. Auch wenn 
soziale Prozesse, wie der der Integration der auslän-
dischen Bevölkerung, nicht vollkommen plan- und 
steuerbar sind so sind sie doch beeinflußbar E ine 

 Möglichkeit der Beeinflussung bietet die Werbung 
für die Einbürgerung. Eine Beteiligung von Migran-
tinnen und Migranten an allen Stufen demokrati-
scher Entscheidungsfindung führt nicht nur zu deren 
verstärkter Wahrnehmung durch die Politik der ver 

schiedenen Parteien, sondern unterstützt auch den 
Prozeß der Identifikation mit diesem politischen Sy-
stem und dessen Prinzipien auf Seiten der Migrantin-
nen und Migranten. 

Je mehr Rechtsakte existieren, die für die ausländi-
sche Wohnbevölkerung ausschließend wirken, desto 
geringer wird deren Akzeptanz, desto schwieriger 
die Integration in ein solches Rechtssystem sein. Am 
Beispiel des Ausländergesetzes wird dies ersichtlich. 
Trotz aller Kritik, die es von Initiativgruppen und 
Fachleuten erfahren hat, kann festgestellt werden, 
daß es im Vergleich mit dem Ausländerrecht anderer 
europäischer Staaten durchaus nicht negativ zu 
bewerten ist. Ein ganz entscheidender Kritikpunkt 
ist jedoch, daß es der gesellschaftlichen Realität 
Deutschlands nicht mehr entspricht, weil es die 
durch Zuwanderung entstandene Vielfalt zu wenig 
berücksichtigt. Die diskussionswürdigen Punkte sind 
von großer Bedeutung für einen auch nach Einschät-
zung der Migrantinnen und Migranten erfolgreichen 
Integrationsprozeß: Aufenthaltsrecht der Kinder, 
Wiederkehroption für junge Ausländer, Daueraufent-
haltsrecht älterer Arbeitnehmer und junger Auslän-
der, Kindernachzug bei Getrenntleben der Eltern, 
Ehegattennachzug für die zweite nachgezogene 
Generation, eigenständiges Aufenthaltsrecht für 
Ehegatten, Familiennachzug „sonstiger" Ausländer 
(siehe dazu: III. „Das Recht: die aktuelle Entwicklung 
und Diskussion"). 

Unabhängig davon ist die Fähigkeit, sich zu verstän-
digen und mitteilen zu können, die notwendige und 
vordringliche Bedingung, ohne die Integration nicht 
möglich ist. In einer multiethnischen Gesellschaft 
wie der der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Existenz einer gemeinsamen Sprache unverzichtbar. 
Deshalb muß sich an die Migrantinnen und Migran-
ten die Erwartung richten, die deutsche Sprache zu 
erlernen. Um dieser Erwartung aber das notwendige 
Gewicht zu verleihen, muß sie mit einem ausreichen-
den Angebot an Sprachkursen korrespondieren. 
Ohne dieses Angebot verliert sie an Überzeugungs-
kraft. Wenn sich Integrationsprozesse überhaupt len-
ken lassen, dann durch ein abgestimmtes Zusam-
menspiel von Integrationsanforderungen und In-
tegrationsangeboten. Eine Bestandsaufnahme der 
Maßnahmen zur Sprachförderung gibt der folgende 
Exkurs wider. 

Exkurs: Sprachförderung  

Die Vermittlung deutscher Sprachkenntnisse ist 
Voraussetzung der sozialen und beruflichen Inte-
gration der auf Dauer in Deutschland lebenden 
Migrantinnen und Migranten und dient der bes-
seren Kommunikationsfähigkeit mit Nachbarn, 
Behörden, Vorgesetzten und Kollegen am Arbeits-
platz.  

Aussiedler, Asylberechtigte und Kontingentflücht-
linge besitzen Rechtsansprüche auf Deutsch-
Sprachlehrgänge. Spezielle Deutschkurse für Aus-
länder werden vom Sprachverband Deutsch für 
ausländische Arbeitnehmer e. V. angeboten und 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung finanziell gefördert. 
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1993 nahmen ca. 38 000 - vor allem arbeitslose - 
Ausländer an etwa 2 700 Intensivsprachkursen teil, 
die ganztags stattfinden und über maximal ein Jahr 
reichen. 

Darüber hinaus gab es etwa 30 000 Teilnehmer an 
ca. 2 300 allgemeinen Sprachkursen; vor allem Be-
schäftigte nahmen diese - zumeist als Abendkurse 
angebotenen - Sprachkurse an. Etwa 6 000 Teil-
nehmern werden in ca. 500 Kursangeboten zu-
nächst über die Alphabetisierung in der Mutter-
sprache Deutschkenntnisse vermittelt. 

Im Anschluß an allgemeine oder Intensiv-Sprach-
kurse nahmen ca. 400 Teilnehmer an 36 Kursen mit 
Grundbausteinprüfung teil. Etwa 1 400 Kurse aller 
vier Kurstypen fanden als Frauenkurse mit Kinder-
betreuung statt. 

Seit 1991 ist die Zahl der Kurse rückläufig bei teil-
weiser Einschränkung der Förderung: Wurden 
1991 noch 6 227 und 1992 6 125 Kurse angeboten, 
so wurden 1993 nur noch 5 500 Kurse gefördert. 
Entsprechend ging die Zahl der Teilnehmer von 
rund 86 000 (1991) über 81 000 (1992) auf etwa 
74 000 Teilnehmer im Jahre 1993 zurück. 

1993 waren 51 % der Teilnehmer Türken, 20 % 
stammten aus dem ehemaligen Jugoslawien und 
jeweils 3 - 4 % waren Griechen, Spanier und Ita-
liener. 

Auffallend ist, daß unter den Teilnehmenden der 
Anteil der ehem. Jugoslawen kontinuierlich zu-
nimmt (1990 5 %, 1991 8 %, 1992 15 %); hier wird 
u. a. die durch den Krieg verstärkte Tendenz deut-
lich, Familienangehörige nachzuholen. Demge-
genüber nimmt der Anteil der Türken (1990 66 %, 
1991 63 %, 1992 56 %) weiter ab. Auch 1993 weisen 
die häufige Teilnahme der Türken an Alphabetisie-
rungskursen (78 %) sowie der ehem. Jugoslawen 
an Intensivsprachkursen (23 %) und insbesondere 
an Kursen mit Grundbausteinprüfungen (41 %) auf 
das unterschiedliche Bildungsniveau und Ausbil-
dungsziel sowie die differenzierte Lebenssituation 
hin. 

Von den 74 000 Teilnehmern an den Sprachkursen 
waren 1993 36 % Arbeitslose, 35 % Hausfrauen, 
16 % Arbeiter, 5 % Angestellte, 4 % Schüler und 
3 % Auszubildende, wobei der Anteil der Haus-
frauen seit 1990 kontinuierlich abnahm, während 
zunehmend Arbeitslose die Chance zur Verbesse-
rung ihrer deutschen Sprachkenntnisse nutzten. 
Obwohl der Anteil der Schüler und Auszubilden-
den leicht abnahm, waren 70 % der Teilnehmer 
unter 30 Jahre alt. 

Wie schon 1991 und 1992 lag auch 1993 der Anteil 
von Frauen an den Sprachkursen bei 60 bei den 
Alphabetisierungskursen betrug er sogar 80 %. 

Nach wie vor ist der Nachholbedarf an Sprach-
kursen in den neuen Bundesländern - insbe-
sondere bei den Vertragsarbeitnehmern der 
ehemaligen DDR - immens. Trotzdem ist die Zahl 
der geförderten Sprachkurse hier seit 1992 
(64 Kurse mit 997 Teilnehmern) rückläufig: 1993 
kamen nur noch etwa 650 von 74 000 auslän
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dischen Teilnehmern aus den neuen Bundeslän-
dern, da hier nur 43 von ca. 5 500 Sprachkursen 
in Deutschland angeboten wurden. Die Teilneh-
menden waren vor allem Vertragsarbeitnehmer 
der ehemaligen DDR aus Angola, Mosambik und 
Vietnam. 

Die Förderung durch den Bund ist seit einigen Jah-
ren rückläufig: Nach einer Förderung in Höhe von 
30,8 Mio. DM im Jahre 1993 und 25 Mio. DM 1994 
ist die Förderung 1995 wieder auf 27 Mio. DM ge-
stiegen. 

Auf einen weiteren Aspekt macht die Arbeitsgrup-
pe „Berufliche Bildung" im Koordinierungskreis 
„Ausländische Arbeitnehmer" beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung in ihrem Be-
richt vom Dezember 1994 (S. 8f.) aufmerksam. Do rt 

 werden Vorschläge gemacht, die eine stärkere Ver-
netzung der Sprachförderungskompetenzen vor 
Ort untereinander, mit „weiterbildungsbegleiten-
den Hilfen (WBH)" beruflicher Bildungsarbeit so-
wie sozialpädagogischer Unterstützung zum Inhalt 
haben. Die zentrale Forderung lautet, „alle Bil-
dungsaktivitäten . . . mit Bemühungen zur Erhö-
hung der Sprachkompetenz" zu verbinden (a.a.O.). 
Zur Finanzierung wird vorgeschlagen, § 21 Abs. 2 
AFG (vgl. auch Kapitel II. 2. 7) heranzuziehen. Die-
ser ermöglicht es der Bundesanstalt für Arbeit 
schon heute, Gebühren für die Vermittlung aus-
ländischer Arbeitnehmer zu erheben und sie 
zielgerichtet „für Maßnahmen, die geeignet sind, 
die Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer in 
die Wirtschaft und in die Gesellschaft der Bun-
desrepublik Deutschland zu erleichtern", auszu-
geben. 

Dem Stellenwert einer ausreichenden Sprachkom-
petenz entsprechen die vorhandenen Angebote der 
Sprachförderung bei weitem nicht. Viele Probleme 
für die ausländische wie für die deutsche Bevölke-
rung - von Verständigungsschwierigkeiten im täg-
lichen Leben bis hin zu Schulversagen - wären weni-
ger gravierend, wenn Sprachförderung in ausrei-
chendem Maße und angemessener Form durchge-
führt würde. Dabei steht außer Frage, daß dies allein 
mit öffentlichen Finanzmitteln nicht geleistet werden 
kann. 

Der von MARPLAN 4) ermittelte Kenntnisstand der 
deutschen Sprache unterstreicht die Notwendigkeit 
weiterer Maßnahmen. Die Inte rviewer schätzten bei 
56 % der Befragten die Sprachkenntnisse mit „per-
fekt" und „gut" ein. 44 % hatten nur ausreichende 
oder wenige Verständigungsmöglichkeiten. 

5. Abschließende Bemerkungen 
Ein erheblicher Teil der ausländischen Bevölkerung 
wird dauerhaft in der Bundesrepublik Deutschland 
bleiben. Die zunehmend sich verlängernden Aufent-
haltszeiten sind ein Beleg dafür. Migranten immer 
noch oder gar wieder als „Gäste" zu bezeichnen, die 
nur vorübergehend hier leben werden, ist eine Illu-
sion. Sie verhindert, daß ein Problembewußtsein ent-
wickelt, eine angemessene Einschätzung der Lage 
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der ausländischen Bevölkerung gegeben wird, ent-
sprechende Maßnahmen ergriffen werden und daß 
die Migrantinnen und Migranten eine Perspektive 
für sich entwickeln können. 

Natürlich gibt es kein allgemeingültiges Integra-
tions-Rezept. Will man eine wie auch immer verlau-
fende Entwicklung jedoch nicht einfach hinnehmen 
und sich selbst überlassen, so müssen Eckpunkte 
formuliert und muß dieser Prozeß aktiv gestaltet 
werden. 

Die Frage, welche Anforderungen hierbei notwendi-
gerweise an alle Beteiligten - Deutsche wie Nicht-
Deutsche - gestellt werden müssen, führt auch zu 
der Frage, was unsere Gesellschaft und ihre Qualität 
ausmacht. Das „Projekt Integration" zielt damit letzt-
lich auf ihr Grundverständnis ab. 

Integration ist ein zweiseitiger Prozeß, der nur gelin-
gen kann, wenn eindeutige und transparente Anfor-
derungen formuliert werden für „die Deutschen" wie 
„die Migranten" in einer gemeinsamen Gesellschaft. 
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Schluß 

Über die Lage der Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland zu berichten, scheint auf den ersten 
Blick eine eindeutige Aufgabenstellung zu sein. Die 
Lektüre dieses Berichts führt jedoch zu einer anderen 
Einschätzung; beinhalten doch Beg riffe wie „die La-
ge" und „die Ausländer" komplexe und differenzier-
te Sachverhalte, denen der Bericht Rechnung tragen 
mußte. Diesem Erfordernis kommt er durch zwei un-
terschiedliche, sich ergänzende Herangehensweisen 
nach: zum einen wurden die wichtigsten Lebensbe-
reiche dargestellt, zum anderen die spezifische Situa-
tion einzelner Gruppen betrachtet. 

Deutlich wurde, daß die ausländische Bevölkerung 
der Teil der deutschen Gesellschaft ist, bei dem er-
hebliche Veränderungen feststellbar sind. Infolge 
krisenhafter Entwicklungen in einzelnen Staaten 
oder ganzen Regionen wandern bestimmte Gruppen 
verstärkt nach Deutschland. Aber auch weniger 
spektakuläre inner- und zwischenstaatliche Regelun-
gen nehmen Einfluß auf Einreise und Aufenthalt von 
Migrantinnen und Migranten. Darüber hinaus sind 
Tendenzen innerhalb der verschiedenen Gruppen 
der ausländischen Bevölkerung als Anpassungspro-
zesse oder Betonung spezifischer kultureller Aus-
drucksweisen zu verzeichnen. 

Trotz aller Unterschiedlichkeit setzen sich seit eini-
gen Jahren bestimmte Trends fo rt , die auch in diesem 
Bericht deutlich werden. 

Seit Beginn der Zuwanderung in die Bundesrepublik 
hat sich das Spektrum der nationalen Zugehörigkeit 
der Migrantinnen und Migranten erheblich verän-
dert. Gegenüber den letzten Jahren sind Verschie-
bungen v. a. aufgrund der Flucht vor dem Krieg im 
ehemaligen Jugoslawien und Zuzügen aus anderen 
ost- und südosteuropäischen Ländern nach Deutsch-
land aufgetreten. Ansonsten gab es nur geringfügige 
Veränderungen unter den Nationalitäten, die zahlen-
mäßig am stärksten in Deutschland vertreten sind. 
Insgesamt hat sich der Anteil der ausländischen 
Staatsangehörigen an der Gesamtbevölkerung 
Deutschlands nur schwach erhöht. 

Auch wenn die demographische Zusammensetzung 
der ausländischen Bevölkerung einen wesentlich 
jüngeren Altersdurchschnitt aufweist, ist nicht zu 
verkennen, daß im Laufe der Zeit die erste Gastarbei-
tergeneration zunehmend in das Seniorenalter 
kommt. Mittlerweile wachsen bereits die Enkel der 
Zugewanderten heran. Für einen Teil der auslän-
dischen Bevölkerung dauert der Aufenthalt in 
Deutschland daher schon mehrere Generationen. 

Ohne die bereits in den jeweiligen Kapiteln darge-
stellten Einzelheiten zu wiederholen, sollen abschlie-
ßend exemplarisch einige Kernaussagen zu den Be-
reichen Beschäftigung, Bildung/Ausbildung und 
Recht zusammengefaßt werden. Entsprechende Fest
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stellungen ließen sich in ähnlicher Weise für die an-
deren im Bericht angesprochenen Lebensbereiche 
treffen. 

Während auf dem Arbeitsmarkt die Zunahme der 
Zahl der ausländischen Angestellten wie der Selb-
ständigen als Zeichen für das Erreichen besserer be-
ruflicher Positionen von Migrantinnen und Migran-
ten gewertet werden kann, relativieren die etwa dop-
pelt so hohe Rate an Arbeitslosen, sinkende Einkom-
men, die geringe Beteiligung an Angeboten der Wei-
terbildung sowie die überdurchschnittlich häufige 
Beschäftigung in gesundheitsgefährdenden Berufen 
die genannten positiven Entwicklungen. 

Vergleichbares ist dem Kapitel Bildung/Ausbildung 
zu entnehmen. Einem Teil der Jugendlichen gelingt 
es zunehmend, ihre Schulzeit mit höheren Schulab-
schlüssen abzuschließen, ein Studium aufzunehmen 
oder eine Ausbildung erfolgreich zu beenden. Ein 
nicht unerheblicher Teil der Jugendlichen beendet 
jedoch die Schule mit einem Abschluß, der wenig 
Chancen auf dem Ausbildungsmarkt verspricht. Die 
Zukunftsperspektiven derjenigen, die Schule oder 
Ausbildung gar abbrechen, müssen als wenig aus-
sichtsreich eingeschätzt werden. 

Ähnlich stellt sich die Lage bezüglich der ausländer-
rechtlichen Situation dar. Neben den im Kapitel 
„Recht" aufgezählten Fortschritten in Einzelfragen 
sind grundsätzliche Änderungen nicht erfolgt. 
Gleichwohl haben die Diskussionen der letzten Jah-
re, vor allem um Änderungen des Staatsangehörig-
keitsrechts und weitere Erleichterungen bei der Ein-
bürgerung, die Notwendigkeit, in diesen Rechtsfra-
gen grundsätzliche Überlegungen anzustellen, deut-
lich gemacht. Sowohl in den Koalitionsvereinbarun-
gen für die 13. Legislaturpe riode des Deutschen Bun-
destages als auch in der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers vom 24. November 1994 werden 
diese Punkte ausdrücklich genannt. 

Deutlich wurde auch, daß das Bemühen gesellschaft-
licher Gruppen um Verbesserungen an Grenzen 
stößt. Während Fortschritte in Einzelfragen erzielt 
wurden, sind strukturelle Änderungen oder dorthin 
führende Überlegungen noch die Ausnahme. Am 
weitesten gediehen und teilweise bereits umgesetzt 
sind Überlegungen solcher Art bei den Wohlfahrts-
verbänden bezüglich der zukünftigen Gestaltung der 
Sozialberatung. Die mit dieser Aufgabe Betrauten 
sind wie kaum eine andere Gruppe von den im Be-
richt dargestellten Veränderungen und Problemen 
der ausländischen Bevölkerung betroffen. Dies un-
termauert die Notwendigkeit, den neuen Anforde-
rungen auch im Beratungsbereich durch strukturelle 
Änderungen dieser Angebote zu entsprechen. Die 
Langwierigkeit der Diskussionen um die beabsich-
tigte Umstrukturierung spiegelt die mit einem der- 
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artigen Unterfangen verbundenen Schwierigkeiten 
anschaulich wider. 

Vergleichbare Anstrengungen sind in sonst keinem 
der hier genannten Bereiche feststellbar, wohl aber 
werden vielfach Modellvorhaben, einzelne Projekte, 
Seminare und Fachtagungen durchgeführt. 

Eine Integrationspolitik, die nicht fach- und arbeits-
bereichübergreifend einen Rahmen festlegt und ent-
sprechende Konzeptionen vorgibt, vermag ihre Ziele 
nicht zu erreichen. Ein solcher Rahmen eröffnete 
zum einen die Möglichkeit, einzelne Projekte in 
einen größeren Zusammenhang einzuordnen, gar 
diesen Rahmen bei der Planung der Maßnahme zu 
berücksichtigen. Er erleichterte zum anderen, daß 
ein Austausch zwischen Projekten stattfinden 
könnte, mit dem Ziel, die dabei umgesetzten Ideen 
kritisch zu überdenken und mit Hilfe von Anstößen 
anderer Projekte weiterzuentwickeln. So wäre es 
möglich, Erfahrungen, die bisher vereinzelt bleiben, 
zu sammeln und vielen Interessierten zugänglich zu 
machen. Darüber hinaus könnten auch die Qualifika-
tionen und Anforderungen, die an die in diesen Be-
reichen Tätigen zu stellen sind, zusammengetragen 

und in entsprechenden Aus- und Fortbildungskatalo-
gen umgesetzt werden. 

Die bislang am weitesten verbreiteten Vorstellungen, 
was unter Integration zu verstehen sei, formulieren 
weder widerspruchsfreie, eindeutige Zielvorstellun-
gen, noch bezeichnen sie differenzie rt  Schritte und 
Anforderungen. Die Bedeutung, die der Schlüsselbe-
griff „Integration" für die auf lange Sicht oder auf 
Dauer Zuwandernden hat, verlangt, daß Inhalte und 
daraus abzuleitende Maßnahmen klarer zum Aus-
druck gebracht werden. 

Am Ende des letzten Berichts wies die Beauftragte 
auf die Notwendigkeit eines Gesamtkonzepts Zu-
wanderung hin. In diesem zweiten Bericht wurde das 
Augenmerk auf einen Teil dieses Gesamtkonzepts 
gerichtet, der in der Diskussion über Zuwanderung 
zuweilen hinter Überlegungen, die die Steuerung 
der Zuwanderung besonders betonen, zurücktritt. 

Vor dem Hintergrund der differenzie rten Darstellung 
der Lage der ausländischen Bevölkerung und der im 
einzelnen angeregten Empfehlungen leisten die 
Überlegungen zur Integration einen Beitrag zu die-
sem Aspekt eines Zuwanderungskonzepts. 

 



Drucksache 13/3140 	Deutscher Bundestag — 13.Wahlperiode 

Anmerkungen 

1) Im Volkszählungsjahr 1987 gab es zwischen Volkszählungs-
ergebnis (4,1 Mio. Ausländer) und Zählung des Ausländer-
zentralregisters (4,7 Mio. Ausländer) eine Differenz von etwa 
600 000 Ausländern. Über die Gründe der Differenz können 
nur Vermutungen angestellt werden. Eine Vermutung ist, 
daß Ausländer das Bundesgebiet auch ohne Abmeldung 
wieder verlassen haben. Es ist deshalb sehr wahrscheinlich, 
daß die wirkliche Zahl der sich legal im Bundesgebiet aufhal-
tenden Ausländer niedriger ist als im Ausländerzentral-
register ausgewiesen. 

2) Bosnier, Kroaten, Makedonier und Slowenen, die (noch) 
nicht über einen Paß einer der Nachfolgerepubliken verfü-
gen, gelten weiterhin als jugoslawische Staatsangehörige 
und werden deshalb auch als solche in der Statistik nach-
gewiesen. 

3) Das deutsche Ausländer- und Asylrecht unterscheidet fol-
gende Gruppe von Flüchtlingen: 

- Asylberechtigte wurden nach Artikel 16 GG bzw. Artikel 
16a GG als politisch Verfolgte anerkannt. Sie haben den 
Nachweis erbracht, daß sie von gezielten Verfolgungsmaß-
nahmen durch staatliche Organe im gesamten Gebiet ihres 
Herkunftslandes betroffen sind. 

- Wer über einen „sicheren Drittstaat" einreisen wi ll  oder 
bereits eingereist ist, kann sich nicht auf das Grundgesetz 
berufen, sondern wird an der Grenze zurückgewiesen 
bzw. - sofern der Transitstaat identifiziert und aufnahme-
bereit ist - dorthin zurückgeschoben. Als „sichere Dritt-
staaten" gelten alle EU-Mitgliedsländer sowie z. Z. Polen, 
die Schweiz, die Tschechische Republik und Norwegen. 
Die Bundesrepublik ist somit von einem Gürtel potentieller 
Rücknahmeländer umgeben. 

- Das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
vom 28. Juli 1951 (Genfer Flüchtlingskonvention - GFK) 
definiert als Konventionsflüchtling eine Person, die sich 
aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeu-
gung außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzt und den Schutz dieses Landes nicht 
in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtung 
nicht in Anspruch nehmen will. Der von der GFK erfaßte 
Personenkreis wird von den Signatarstaaten als schutz-
bedürftig anerkannt; in den meisten dieser Länder bilden 
allein Konventionsflüchtlinge den Personenkreis der „poli-
tisch Verfolgten", da sie dem Artikel 16a GG entsprechen-
de Regelungen nicht kennen. Die in Tabelle 9 dokumen-
tierten Zahlen des Bundesministeriums des Innern über 
ausländische Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutsch-
land enthalten jedoch keine Angaben über Konventions-
flüchtlinge. 

Über die Anzahl der Ausländerinnen und Ausländer, bei 
denen die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Ausländer-
gesetz (AuslG) festgestellt wurde, liegen lediglich Schätz-
zahlen vor, die aber die ungefähre Größenordnung ange-
ben dürften. Demnach betrug die Anzahl der Personen, 
denen Abschiebeschutz nach § 51 Abs. 1 AuslG bei Ableh-
nung der Asylanerkennung gewährt wurde, im Jahr 1991 
rund 554, 1992 lag sie bei 849 und für 1993 bei 2 436 und 
1994 9 986 Personen. Anerkennungen durch Gerichtsent-
scheidung sind in diesen Zahlen nicht enthalten. 

- Kontingentflüchtlinge sind im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen aufgenommene Flüchtlinge. Ihnen wird ein 
dauerhaftes Bleiberecht in der Bundesrepublik Deutsch-
land gewährt, ohne daß sie sich zuvor einem Anerken-
nungsverfahren unterziehen mußten. 

- Für Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge wurde durch eine 
Änderung des Ausländergesetzes mit Wirkung vom 1. Juli 
1993 die Möglichkeit einer vorübergehenden Aufnahme 
ohne Einzelfallprüfung geschaffen. Der für sie vorgese

-

hene Status ist an die Bedingung gebunden, daß ein Asyl-
antrag nicht gestellt oder zurückgenommen wurde; auch 
besteht kein Anspruch auf Aufenthalt an einem bestimm-
ten Ort oder in einem bestimmten Bundesland. Da noch 
keine Einigung auf einen Modus der Kostenverteilung 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden erzielt wurde, ist 
das Gesetz noch immer nicht umgesetzt worden. Die An-
gaben in Tabelle 9 beziehen sich ausschließlich auf Bürger-
kriegsflüchtlinge aus Republiken des ehemaligen Jugo-
slawien, speziell aus Kroatien und Bosnien-Herzegowina. 

- De facto-Flüchtlinge sind die größte Flüchtlingsgruppe. 
Diese Personen haben entweder keinen Asylantrag ge-
stellt oder ihr Asylantrag ist abgelehnt worden. Ihre Ab-
schiebung wurde vorübergehend ausgesetzt, weil im Her-
kunftsland eine erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit besteht oder weil dringende humanitäre 
bzw. persönliche Gründe ihre vorübergehende weitere 
Anwesenheit im Bundesgebiet erforderlich machen. 

- In den Angaben zur Anzahl der Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber sind auch Folge- und Mehrfachanträge ent-
halten. 

- Heimatlose Ausländer/innen werden in der Statistik des 
Bundesministeriums des Innern ebenfalls unter die Kate-
gorie der Flüchtlinge gefaßt. Dabei handelt es sich vor 
allem um Personen, die während des Zweiten Weltkrieges 
verschleppt wurden (displaced persons) sowie um Nach-
kommen dieser Personen. 
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Tabelle 1 

Ausländer im Bundesgebiet seit 1960 

Jahr1) 
Ausländische 
Bevölkerung 2) 

Tsd. 

Anteil der 
ausländischen Bevölkerung 
an der Gesamtbevölkerung 2) 

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 3) 

Tsd. 

1960 686,2 1,2 279,4 
1968 1 924,2 3,2 1 014,8 
1969 2 381,1 3,9 1 372,1 

1970 2 976,5 4,9 1 838,9 
1971 3 438,7 5,6 2 168,8 
1972 3 526,6 5,7 2 317,0 
1973 3 966,2 6,4 _4) 

1974 4127,4 6,7 2 150,6 

1975 4 089,6 6,6 1 932,6 
1976 3 948,3 6,4 1 873,8 
1977 3 948,3 6,4 1 833,5 
1978 3 981,1 6,5 1 862,2 
1979 4 143,8 6,7 1 965,8 

1980 4 453,3 7,2 1 925,6 
1981 4 629,7 7,5 1 832,2 
1982 4 666,9 7,6 1 709,5 
1983 4 534,9 7,4 1 640,6 
1984 4 363,6 7,1 1 552,6 

1985 4 378,9 7,2 1 536,0 
1986 4 512,7 7,4 1 544,7 
1987 4 240,5 6,9 1 557,0 
1988 4 489,1 7,3 1 607,1 
1989 4 845,9 7,7 1 683,8 

1990 5 342,5 8,4 1 793,4 
1991 5 882,3 7,3 1 908,7 
1992 6 495,8 8,0 2 119,6 
1993 6 878,1 8,5 2 150,1 
1994 6 990,5 8,6 5) 2 168,0 6) 

1) Bis 1984 Stichtag 30. September; ab 1985 Stichtag 31. Dezember eines jeden Jahres 
2) Ab 1991 gesamtdeutsches Ergebnis 
3) Ab 1960 Juli-Erhebung; 1968-1973 Juni-Erhebung; ab 1974 Dezember-Erhebung 
4) Keine Erhebung 
5) Vorläufiges Ergebnis 
6) September-Erhebung 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 

Ausländische Wohnbevölkerung nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten von 1989 bis 1994 
(jeweils am 31. Dezember eines Jahres) 

1989 1990 1 ) 1991 1992 1993 1994 
Staats- 

angehörigkeit 
Absolut % 2) Absolut % 2) Absolut % 2) Absolut % 2) Absolut % 2) Absolut % 2) 

EG-Staaten 
insgesamt 	 1 325 400 27,4 1 435 740 26,9 1 483 766 25,2 1 503 708 23,2 1 535 576 22,3 1 776 297 25,4 

Griechenland 	 293 649 6,1 320 181 6,0 336 893 5, 7 345 902 5,3 351 976 5,1 355 583 5,1 
Italien 	 519 548 10, 7 552 440 10,3 560 090 9,5 557 709 8,6 563 009 8,2 571 900 8,2 
ehemaliges 

Jugoslawien 	 610 499 12,6 662 691 12,4 775 082 13,2 915 636 3) 14,1 929 647 4) 13,5 834 781 4) 11,9 
Marokko 	 61 848 1,3 69 595 1,3 75 145 1,3 80 278 1,2 82 803 1,2 82 412 1,2 
Portugal 	 74 890 1,6 85 511 1,6 92 991 1,6 98 918 1,5 105 572 1,5 117 536 1,7 
Spanien 	 126 963 2,6 135 498 2,5 135 234 2,3 133 847 2,1 133 160 1,9 132 355 1,9 
Türkei 	 1 612 623 33,3 1 694 649 31,7 1 779 586 30,3 1 854 945 28,6 1 918 395 27,9 1 965 577 28,1 
Tunesien 	 24 292 0,5 26 120 0,5 27 205 0,5 28 075 0,4 28 060 0,4 27 359 0,4 
Polen 	 220 443 4,6 242 013 4,5 271 198 4,6 285 553 4,4 260 514 3,8 263 381 3,8 
Rumänien 	 21 101 0,4 60 293 1,1 92 135 1,6 167 327 2,6 162 577 2,4 125 861 1,8 

Insgesamt 	 4 845 882 100 5 342 532 100 5 882 267 100 6 495 792 100 6 878 117 100 6 990 510 100 

1) Ab 1990 gesamtdeutsches Ergebnis 
2) Anteil an der ausländischen Wohnbevölkerung insgesamt 
3) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien 
4) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien, Slowenien 

Quelle : Ausländerzentralregister (AZR) 
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Tabelle 3 

Ausländer nach Staatsangehörigkeit am 31. Dezember 1994 

Staatsangehörigkeit Absolut %1) EU-Ausländer Absolut % 2) 

Ausländer insgesamt 	 6 990 510 1 776 297 

1. Türkei 	  1 965 577 28,12 1. 	Italien 	  571 900 32,00 

2. ehem. Jugoslawien 	 834 781 11,94 2. Griechenland 	 355 583 20,02 

3. Italien 	  571 900 8,18 3. Österreich 3) 	  185 140 10,42 

4. Griechenland 	 355 583 5,09 4. Spanien 	  132 355 7,45 

5. Polen 	  263 381 3, 77 5. Portugal 	  117 536 6,62 

6. Bosnien-Herzegowina 	 249 383 3,57 6. Niederlande 	  112 898 6,36 

7. Österreich 	  185 140 2,65 7. Großbritannien 	 110 223 6,21 

8. Kroatien 	  176 251 2,52 8. Frankreich 	  96 980 5,46 

9. Spanien 	  132 355 1,89 9. Belgien 	  22 711 1,28 

10. Rumänien 	  125 861 1,80 10. Dänemark 	  20 414 1,15 

11. Portugal 	  117 536 1,68 11. Schweden 3) 	  16102 0,91 

12. Niederlande 	  112 898 1,62 12. Irland 	  14 949 0,84 

13. Großbritannien 	 110 223 1,58 13. Finnland 3) 	  14 057 0,79 

14. USA 	  108 310 1,55 14. Luxemburg 	  5 449 0,31 

15. Iran 	  104 077 1,49 

16. Frankreich 	  96 980 1,39 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens Absolut % 1 ) 

17. Vietnam 	  96 659 1,38 

18. Marokko 	  82 412 1,18 ehem. Jugoslawien 4) 	 834 781 11,94 

19. Sowjetunion 	  61 637 0,88 Bosnien Herzegowina 	 249 383 3,57 

20. Ungarn 	  57 996 0,83 Kroatien 	  176 251 2,52 

21. Libanon 	  54 269 0,78 Makedonien 	  22 331 0,32 

22. Afghanistan 	  51 370 0,73 Slowenien 	  16 214 0,23 

') Anteil an der ausländischen Bevölkerung insgesamt 
2) Anteil an den EU-Ausländern insgesamt 
3) Beitritt zur EU am 1. Januar 1995 
4) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien und Slowenien 

Bosnier, Kroaten, Makedonier und Slowenen, die (noch) nicht über einen Paß einer der Nachfolgerepubliken verfügen, gelten weiterhin 
als jugoslawische Staatsangehörige und werden deshalb auch als solche in der Statistik nachgewiesen 

Qu elle: Ausländerzentralregister 
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Tabelle 4 

Ausländer am 31. Dezember 1993 nach Familienstand, Geschlecht und Alter 
- in Tausend - 

Alter 
von ... 
bis unter.. . 
Jahren 

insgesamt 
Familienstand Geschlecht 

ledig verheiratet verwitwet/geschieden männlich weiblich 

Absolut Absolut % Absolut % Absolut % Absolut Absolut 

unter 5 	 443,1 443,1 100,0 - - - - 230,1 213,0 
5-10 	 421,2 421,2 100,0 - - - - 220,7 200,5 

10-15 	 430,3 430,3 100,0 - - - - 228,3 202,0 
15-20 	 547,0 508,0 92,9 38,8 7,1 0,2 0,0 299,1 248,0 
20-25 	 809,5 566,5 70,0 240,1 28,7 2,8 0,4 451,2 358,3 
25-30 	 860,7 437,4 60,8 419,2 48,0 10,0 1,2 514,1 346,6 
30-35 	 708,0 252,6 35,7 437,2 81,8 18,1 2,6 428,1 279,9 
35-40 	 588,9 150,8 25,8 414,4 70,4 23,7 4,0 343,3 245,6 
40-45 	 546,0 115,7 21,2 403,1 73,8 27,2 5,0 289,0 257,0 
45-50 	 495,1 97,1 10,6 373,7 75,5 24,4 4,8 287,6 207,5 
50-55 	 386,2 50,4 13,0 316,1 81,8 19,8 5,1 243,3 142,8 
55-60 	 274,6 26,0 9,5 232,2 84,6 16,9 5,9 177,8 96,8 
60-65 	 162,1 12,1 7,5 136,8 84,4 13,1 8,1 102,5 59,5 
65-70 	 87,4 6,6 7,6 68,5 78,3 12,4 14,1 48,7 38,7 
70-75 	 52,1 4,3 8,3 37,0 71,1 10,7 20,6 26,8 25,3 
75 u. älter . . 65,8 8,0 12,2 37,8 67,4 20,0 30,4 30,0 35,0 

Insgesamt . . 6 878,1 3 530,3 51,3 3149,1 45,8 198,8 2,9 3 921,5 2 958,8 

Quelle:  Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 5 

Ältere Ausländer am 31. Dezember 1993 nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 
und Altersgruppen 

Land Geschlecht insgesamt % 
Alter 

60 bis 65 % 65 und älter % 

EU-Länder 	 männlich 865 200 100 37 400 4,3 38 900 4,5 
weiblich 670 400 100 20 100 3,0 33 900 5,1 
insgesamt 1 535 600 100 57 500 3,7 72 800 4,7 

Türkei 	  männlich 1 055 300 100 23 400 2,2 9 000 0,9 
weiblich 863100 100 12 300 1,4 7 600 0,9 
insgesamt 1 918 400 100 35 700 1,9 16 600 0,9 

Jugoslawien') 	 männlich 522 000 100 15 000 2,9 9 100 1,7 
weiblich 407 600 100 8 800 2,2 8 500 2,1 
insgesamt 929 600 100 23 800 2,6 17 600 1,9 

Polen 	  männlich 151 100 100 2 400 1,6 7 900 5,2 
weiblich 109 400 100 2 500 2,3 6 400 5,9 
insgesamt 260 500 100 4 900 1,9 14 300 5,5 

Rumänien 	 männlich 111 900 100 800 0,7 1 200 1,1 
weiblich 50 700 100 700 1,4 1 800 3,6 
insgesamt 162 600 100 1 500 0,9 3 000 1,8 

Afrika 	  männlich 214 300 100 2 600 1,2 2 100 1,0 
weiblich 87 800 100 500 0,6 600 0,7 
insgesamt 302 100 100 3 100 1,0 2 700 0,9 

Asien 	  männlich 382 200 100 4 300 1,1 5 800 1,5 
weiblich 262 400 100 2 600 1,0 5 400 2,1 
insgesamt 644 600 100 6 900 1,1 11 200 1,7 

Insgesamt 	 männlich 3 921 500 100 102 500 2,6 106 400 2,7 
weiblich 2 956 600 100 59 600 2,0 99 000 3,4 
insgesamt 6 878 100 100 162 100 2,4 205 400 3,0 

1 ) Rest-Jugoslawien (Serbien und Montenegro) 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 6 

Geburten 

Jahr 

Lebendgeborene 

Ausländeranteile) 
Insgesamt 

deutscher') ausländischer 

Staatsangehörigkeit 

1962 1 018 552 999 749 18 803 1,9 
1963 1 054123 1 029 448 24 675 2,3 
1964 1 065 437 1 034 580 30 857 2,9 

1965 1 044 328 1 006 470 37 858 3,6 
1966 1 050 345 1 005199 45146 4,3 
1967 1 019 459 972 027 47 432 4,7 
1968 969 825 924 877 44 948 4,6 
1969 903 456 852 783 50 673 5,6 

1970 810 808 747 801 63 007 7,8 
1971 778 526 697 812 80 714 10,4 
1972 701 214 609 773 91 441 13,0 
1973 635 633 536 547 99 086 15,6 
1974 626 373 518 103 108 270 17,3 

1975 600 512 504 639 95 873 16,0 
1976 602 851 515 898 86 953 14,4 
1977 582 344 504 073 78 271 13,4 
1978 576 468 501 475 74 993 13,0 
1979 581 984 506 424 75 560 13,0 

1980 620 657 539 962 80 695 13,0 
1981 624 557 544 548 80 009 12,8 
1982 621 173 548192 72 981 11,8 
1983 594177 532 706 61 471 10,3 
1984 584 157 529 362 54 795 9,4 

1985 586155 532 405 53 750 9,2 
1986 625 963 567 310 58 653 9,4 
1987 642 010 574 819 67 191 10,5 
1988 677 259 603 741 73 518 10,9 
1989 681 537 601 669 79 868 11,7 

1990 727 199 640 879 86 320 11,9 
1991 830 019 739 256 90 763 10,9 
1992 809 114 708 996 100 118 12,4 
1993 798 447 695 573 102 874 12,9 
1994 3) 375 330 326 489 48 841 13,0 

1) Seit 1975 erhält jedes Kind, bei dem mindestens ein Elternteil Deutscher ist, die deutsche Staatsangehörigkeit 
2) Anteil der Lebendgeborenen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an der Gesamtzahl der Lebendgeborenen 
3) 1. Halbjahr 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 7 

Aufenthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung am 31. Dezember 1993 
- in Tausend - 

ausgewählte 
Staatsange- 
hörigkeiten 

Ins- 
gesamt 

Davon Aufenthaltsdauer von ... bis unter... Jahren 

unter 1 1 bis 4 4 bis 6 6 bis 8 8 bis 10 10 bis 15 15 bis 20 20 bis 25 25 bis 30 30 und mehr 

EG-Staaten 	 1 535,6 66,8 195,2 159,0 73,3 53,1 158,6 182,7 334,7 194,4 167,9 

Türkei 	 

ehem. 

1918,4 69,9 260,1 159 114,7 73,9 334,4 362,9 443,0 83,7 16,7 

Jugoslawien1) 929,6 120,5 333,0 48,6 21,2 14,1 55,4 70,9 212,2 39,5 14,2 

Griechenland 352,0 11,6 51,4 3,5 13,2 8,1 26,6 36,9 92,7 48,8 27,1 

Spanien 	 133,2 3,2 8,0 3,8 3,3 2,5 8,2 14,0 41,6 27,7 20,9 

Portugal 	 105,6 8,3 18,9 6,0 3,9 2,1 8,5 17,7 31,4 7,8 1,0 

Italien 	 563,0 17,1 51,0 33,4 30,0 22,4 71,7 74,9 122,2 83,2 56,9 

Marokko 	 82,8 4,1 16,7 9,4 8,1 5,3 15,0 8,0 10,7 2,1 3,4 

Tunesien 	 28,1 1,5 4,6 2,3 1,9 1,5 4,8 3,7 7,0 0,5 0,3 

Iran 	 101,5 3,6 18,5 15,3 23,6 14,8 12,5 4,6 3,3 2,2 3,1 

Afghanistan 	 46,5 5,2 20,0 6,5 4,4 3,2 6,0 0,6 0,3 0,1 0,1 

Libanon 	 55,1 3,1 22,2 10,9 8,4 4,1 3,2 2,4 0,3 0,1 0,3 

Chile 	 6,7 0,3 1,1 0,8 0,6 0,3 1,0 1,7 0,6 0,2 0,1 

Pakistan 	 34,4 3,0 13,3 4,9 3,3 2,3 3,3 3,4 0,5 0,1 0,4 

Polen 	 260,5 19,3 88,6 60,2 25,9 15,9 27,6 5,7 3,0 1,3 13,0 

Rumänien 	 162,6 52,2 95,7 5,6 2,9 1,4 2,3 0,9 0,9 0,1 0,7 

Ungarn 	 62,2 9,0 22,4 7,3 4,1 2,8 6,1 3,0 3,1 1,7 2,8 

Vietnam 	 95,5 10,3 36,6 17,1 8,6 3,8 17,3 1,3 0,4 0,1 0,0 

Ausländische 
Wohnbevölke-
rung insge-
samt 	 6 978,1 617,6 1 635,5 577,4 380,6 264,4 770,4 744,6 1 183,1 394,9 309,6 

') ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien, Slowenien 
Quelle:  Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 8 

Aufenthaltsstatus der ausländischen Wohnbevölkerung nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 
am 31. Dezember 1994 

davon haben den Aufenthaltsstatus 

von Aufenthaltserlaubnis Aufent- Aufent- Nationalität Insgesamt Aufent- halts- halts- Aufent- Duldung halts- 
erlaubnis 

befreit  
befristet unbefristet 

rech 

 berech- 
tigung 

bewilli- 
gung 

halts- 
Befugnis erteilt 

Türkei 	  1 965 777 388 714 286 030 450 495 536112 5 789 8 518 5 223 
Tunesien 	 27 359 5 713 5 044 6 119 4 939 856 32 85 
Marokko 	 82 412 18 552 16 477 17 710 12 142 3 265 97 257 
ehern. Jugoslawien 1 ) 	 834 781 59 883 99 672 153 661 120 910 6 844 8 366 111 017 
Iran 	  104 077 131 24 388 38 040 6 861 2 574 8 144 762 
Libanon 	 54 269 87 9 054 2 418 260 349 16 604 2 889 
Polen 	  263 381 1 199 91 309 34 897 5183 32 517 13 174 5 426 
Rumänien 	 125 861 177 20 992 5 269 301 8 285 2 860 2 187 
Ungarn 	 57 996 237 14 172 10 616 3 383 16112 665 284 
Vietnam 	 96 659 130 11 109 21 149 1 640 2 266 12 895 7 250 

) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien, Slowenien 

Quelle: Ausländerzentralregister (AZR) 

Tabelle 9 

Ausländische Flüchtlinge in der Bundesrepublik Deutschland') 

Jahr 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Asylberechtigte und 
im Ausland aner- 
kannte Flüchtlinge . . 64 000 69 900 75100 80 000 83 500 86 000 100 000 100 000 108 500 136 800 
Familienangehörige 
von Asylberechtigten 118 000 136 000 160 000 160 000 167 000 172 000 135 000 130 000 130 000 130 000 

Kontingentflüchtlinge 31 000 32 700 33 100 33 800 35 300 36 000 38 000 38 000 52 500 67 200 
Heimatlose Ausländer 42 000 39 300 37 000 36 400 32 700 32 000 28 500 28 000 22 000 20 600 
de facto-Flüchtlinge 	 220 000 270 000 291 000 300 000 310 000 490 000 520 000 640 000 755 000 650 000 
Asylbewerber 	 130 000 160 000 165 000 200 000 236 000 330 000 380 000 610 000 550 000 415 000 
Bürgerkriegsflücht-
linge 	  2) 2) 2) 2) 2) 2) 2) 300 000 350 000 3) 350 000 3) 

Die Zahl der Flücht- 
linge (mit oder ohne 
Rechtsstatus nach 
der Genfer Konven-
tion), die am Ende 
des Jahres aufent-
hältlich waren. 
Mehr als: 	 610 000 680 000 700 000 820 000 865 000 1 100 000 1 200 000 1 500 000 2 000 000 1 750 000 

1) siehe Fußnote Nr. 3 in den Anmerkungen 
2) nicht gesondert erfaßt 
3) davon befanden sich 1993 22 000 und 1994 24 900 Personen in einem Asylverfahren 
Quelle: Bundesministerium des Innern 
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Tabelle 10 

Ausländeranteile in den Bundesländern 1993 

Bundesländer Gesamtbevölkerung 
(in Tausend) 

Ausländer 	• 

in Tausena je 1 000 Einwohner % 

Baden-Württemberg 	 10 234,0 1 254,9 123 12,3 
Bayern 	  11 863,3 1 053,1 89 8,9 
Berlin 	  3 475,4 427,9 123 12,3 
Brandenburg 	  2 537,7 61,9 24 2,4 
Bremen 	  683,1 77,5 113 11,4 
Hamburg 	  1 702,9 251,3 148 14,8 
Hessen 	  5 967,3 789,9 132 13,2 
Mecklenburg-Vorpommern 	 1 843,5 28,7 16 1,6 
Niedersachsen 	  7 648,0 445,8 58 5,8 
Nordrhein-Westfalen 	 17 759,3 1 886,3 106 10,6 
Rheinland-Pfalz 	  3 925,9 275,5 70 7,0 
Saarland 	  1 084,5 72,1 67 6,7 
Sachsen 	  4 607,7 61,2 13 1,3 
Sachsen-Anhalt 	  2 777,9 38,0 14 1,4 
Schleswig-Holstein 2 694,9 131,5 49 4,9 
Thüringen 	  2 532,8 22,6 9 0,9 

Bundesgebiet 	  81 338,1 6 878,1 85 8,5 

Quelle:  Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 11 

Ausländer in ausgewählten Städten am 31. Dezember 1993 

Städte Gesamte Bevölkerung 
Ausländer 

Absolut % 

Frankfurt/Main 	  659 800 191 600 29,0 

Stuttgart 	  594 400 140 500 23,6 
München 	  1 255 600 285 500 22,7 
Köln 	  962 500 182 100 18,9 
Düsseldorf 		  574 900 105 500 18,4 
Ludwigshafen 	  168 100 30 700 18,3 
Augsburg 	  264 800 44 200 16,7 

Wiesbaden 	  270 900 46 300 17,1 
Duisburg 	  536 800 89 300 16,6 
Wuppertal 	  386 600 64 000 16,6 
Hamburg 	  1 702 900 261 300 15,3 
Gelsenkirchen 	  295 000 40 200 13,6 
Hannover 	  524 800 70 700 13,5 
Berlin 	  3 475 400 427 900 12,3 
Bremen 	  551 600 64 200 11,6 
Braunschweig 	  256 300 28 600 11,2 

Kiel 	  248 900 18 700 7,5 

Saarbrücken 	  361 300 26 800 7,4 
Rostock 	  237 300 6 100 2,6 

Leipzig 	  490 900 11 400 2,3 
Dresden 	  479 300 8 600 1,8 

Halle/Saale 	  295 400 5 300 1,8 

Magdeburg 	  270 500 4 000 1,5 
Schwerin 	  122 200 1 800 1,5 
Erfurt 	  200 800 2 200 1,1 
Potsdam 	  138 000 1 100 0,8 

Quelle:  Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 12  

Wanderungen von Ausländern in das und aus dem Bundesgebiet  

Herkunftsland  
1988 1989 1990 1991 1992 1993  

Zuzüge  

1. Griechenland 	 33 046 29 498 26 520 28 305 23 631 18 267  
2. 	Italien 	 41 838 40159 36 933 35 441 30 055 31 658  
3. ehern. Jugoslawien 1 ) 55 752 61 534 65161 221 034 341 332 141 358  
4. Marokko 	 4 517 4 721 5 485 5 948 6 429 5 141  
5. Portugal 	 3 587 5 333 7 009 10 716 10 145 12 897  
6. Spanien 	 3 905 4 410 4 438 5 065 5 445 5 799  
7. Türkei 	 78 402 85 679 83 604 81 901 80 568 67 778  
8. Tunesien 	 2 206 2 323 2 632 2 753 3 068 2 496  

Summe 1.-8. 	 223 253 233 657 231 782 391 163 500 673 285 394  

Polen 	  207 795 260 266 200 891 128 387 131 726 75 117  
Rumänien 	 11 185 14 192 78152 61 413 109 816 81 606  
ehern. Sowjetunion 	 13 275 32 617 36 965 38 973 15 217 12 483  

Alle Länder 	 648 550 770 771 842 364 920 491 1 207 602 986 872  

Herkunftsland Fortzüge  

1. Griechenland 	 12 754 12 754 14 260 15 443 16 234 17 519 
2. 	Italien 	 37 150 37 150 34 129 36 371 32 727 30 945 
3. ehem. Jugoslawien') 26 059 26 059 38 274 52 957 99 401 73 411 
4. Marokko 	 1 335 1 335 1 446 1 951 2 272 2 830 
5. Portugal 	 1 944 1 944 2 926 4 068 4 913 6 310 
6. Spanien 	 6 007 6 007 6111 6 189 6 503 7 126 
7. Türkei 	 39 876 39 876 35 114 36 134 40 316 46 286 
8. Tunesien 	 1 809 1 809 1 775 1 798 1 814 1 943 

Summe 1.-8. 	 126 934 126 934 134 035 154 911 204180 186 370 

Polen 	  99 258 142 476 157 749 115 325 109 542 101 755 
Rumänien 	 3 392 3 480 15 751 30 208 51 864 101 863 
ehern. Sowjetunion 	 5 468 10 329 11 411 12 095 3 331 4 134 

Alle Länder 	 359 089 438 277 466 038 497 476 614 747 710 240 

Herkunftsland Wanderungssaldo  

1. Griechenland 	 + 20 292 + 14 904 + 12 260 + 12 862 +7 397 +748  
2. 	Italien 	 +4 688 +1 698 +2 804 -930 -2 672 +713  
3. ehern. Jugoslawien') + 29 693 + 25 527 + 26 887 +168 077 +241 931 + 67 947  
4. Marokko 	 +3182 +3 455 +4 039 +3 997 +4 157 +2 311  
5. Portugal 	 +1 643 +2 533 +4 083 +6 648 +5 232 +6 587  
6. Spanien 	 -2 102 -1 996 -1 673 -1 124 -1 058 -1 327  
7. Türkei 	 + 38 526 + 48 013 + 48 490 + 45 767 + 40 252 + 21 492  
8. Tunesien 	 +397 +465 +857 +955 +1 254 +553  

Summe 1.-8. 	 + 96 319 + 94 599 + 97 747 +236 252 +296 493 + 99 024  

Polen 	  +108 537 +117 790 + 43142 + 13 062 + 22 184 - 26 638  
Rumänien 	 +7 793 + 10 712 + 62 401 + 31 205 + 57 952 - 20 257  
ehem. Sowjetunion 	 +7 807 + 22 288 + 25 554 + 26 878 + 11 886 +8 349  

Alle Länder 	 +289 461 +332 404 +376 326 326 1 423  01  +592 855 +276 632  

1) Serbien und Montenegro sowie die Fälle, in denen das auf dem Gebiet des ehem. Jugoslawien gelegene Herkunfts-/Zielland nicht  

bekannt bzw. feststellbar ist  

Q u e l I e: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 13 

Einbürgerungen im Zeitverlauf 
(1974 bis 1993) 

Einbürgerungen 

darunter 

Jahr Ausländische 
Bevölkerung 

Insgesamt Ermessenseinbürgerungen 
Anspruchs- - 

einbürgerungen 
Absolut Anteil an ausl. 

Bevölkerung 

1974 4 127 366 24 744 12 256 12 488 0,3 
1975 4 089 594 24 925 14 198 10 727 0,3 
1976 3 948 337 29 481 16 347 13134 0,3 
1977 3 948 278 31 632 18 097 13 535 0,3 
1978 3 981 061 32 710 18 635 14 075 0,4 
1979 4 143 836 34 952 19 780 15172 0,4 
1980 4 453 308 37 003 22 034 14 969 0,3 
1981 4 629 729 35 878 22 235 13 643 0,3 
1982 4 666 917 39 280 26 014 13 266 0,3 
1983 4 534 863 39 485 25151 14 334 0,3 
1984 4 363 648 38 046 23 351 14 695 0,3 
1985 4 378 942 34 913 21 019 13 894 0,3 
1986 4 512 679 36 646 22 616 14 030 0,3 
1987 4 240 532 37 810 23 781 14 029 0,3 
1988 4 489105 46 783 30123 16 660 0,4 
1989 4 845 882 68 526 50 794 17 742 0,4 
1990 5 342 532 101 377 81 140 20 237 0,4 
1991 5 882 267 141 630 114 335 27 295 0,5 
1992 6 495 792 179 904 142 862 37 042 0,6 
1993 6 878 100 199 443 154 493 44 950 0,6 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 14 

Ermessenseinbürgerungen 
nach Herkunftsgebieten mit den größten Zahlen vollzogener Einbürgerungen 

im Jahr 1993') 

Land der Staatsangehörigkeit 

Ermessenseinbürgerungen 

Insgesamt davon unter Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit 2) 

1 Türkei 	 12 071 8180 
2 Polen 	 2 685 118 
3 Marokko 	 2 068 1 788 
4 Kroatien 	 1 859 80 
5 Vietnam 	 1 765 32 
6 Afghanistan 	 1 497 1 339 
7 Tunesien 	 1 435 1 190 
8 ehem. Jugoslawien 3)  1 249 469 
9 Philippinen 	 1 186 28 

10 Italien 	 893 65 
11 Äthiopien 	 862 122 
12 Ungarn 	 822 21 

Insgesamt 	 44 950 16 880 

') Es muß davon ausgegangen werden, daß zumindest im Jahre 1993 die Einbürgerungen gem. §§ 85 ff. AuslG nicht einheitlich als 
Ermessenseinbürgerungen, sondern z. T. als Anspruchseinbürgerungen erfaßt worden sind 

2) Bei den Angaben hinsichtlich des Einbürgerungsvollzugs unter Vermeidung bzw. Hinnahme von Mehrstaatigkeit ist davon auszu-
gehen, daß diese niedriger sind. Z. B. türkische Bewerber müssen die Genehmigung zur Entlassung aus der türkischen Staatsange-
hörigkeit vor dem Erwerb der deutschen beantragen, die Entlassungsurkunde wird jedoch erst nach Vorlage der deutschen Einbür-
gerungsurkunde ausgehändigt. Die Einbürgerungen türkischer Staatsangehöriger erfolgen also unter vorübergehender Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit, sofern nicht Gründe für eine endgültige Hinnahme von Mehrstaatigkeit gegeben sind 

3) „Rest-Jugoslawien" ohne andere Nachfolgestaaten; evtl. Fehlererfassungen als Folge nicht zweifelsfrei feststellbarer staatsangehörig-
keitsrechtlicher Verhältnisse möglich 

Quelle: Bundesministerium des Innern 
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Tabelle 15a 

Einbürgerungen gemäß §§ 85 + 86 Ausländergesetz im Jahr 1993 

Rechtsgrundlage Insgesamt Vermeidung 
von Mehrstaatigkeit 

Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit 

§ 85 AuslG 	  6 948 3 411 3 537 

§ 86 AuslG 	  22 160 12 615 9 545 

Insgesamt 	  29 108 16 026 13 082 

Tabelle 15b 

Einbührungen gemäß § 85 AuslG im Jahr 1993 
(Herkunftsgebiete mit den größten Zahlen vollzogener Einbürgerungen) 

Herkunftsgebiete Insgesamt Vermeidung 
von Mehrstaatigkeit 

Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit 

1 Türkei 	  3 221 701 2 520 

2 Kroatien 	  538 510 28 

3 ehem. Jugoslawien 1) 	  326 187 139 

4 Vietnam 	  296 290 6 
5 Italien 	  202 194 8 

6 Marokko 	  195 16 179 
7 Polen 	  164 156 8 

8 Iran 	  154 22 132 

9 Österreich 	  143 140 3 

10 Afghanistan 	  131 10 121 

Tabelle 15c 

Einbürgerungen gemäß § 86 AuslG im Jahr 1993 
(Herkunftsgebiete mit den größten Zahlen vollzogener Einbürgerungen) 

Herkunftsgebiete Insgesamt Vermeidung 
von Mehrstaatigkeit 

Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit 

1 Türkei 	  7 565 2 716 4 849 

2 Marokko 	  1 705 240 1 465 

3 Kroatien 	  1 289 1 246 43 
4 Tunesien 	  1 240 186 1 054 

5 ehem. Jugoslawien') 	  761 498 263 
6 Italien 	  663 629 34 

7 Polen 	  624 594 30 

8 Österreich 	  476 463 13 

9 Niederlande 	  443 438 5 

10 Ungarn 	  439 426 13 
11 Bosnien-Herzegowina 	  402 43 359 

1) „Rest-Jugoslawien" ohne andere Nachfolgestaaten; evtl. Fehlerfassungen als Folge nicht zweifelsfrei feststellbarer staatsangehörig-
keitsrechtlicher Verhältnisse möglich 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 16 
Fremdenfeindliche Straftaten 

Straftaten 1991 1992 1993 1994 1. Halbjahr 
1995 

Tötungsdelikte 
vollendete 	  3 4 2 - - 

(3 Opfer) (6 Opfer) (6 Opfer) 
versuchte 	  - 28 18 8 4 

Körperverletzungen 	  236 576 727 494 149 
Strengstoffdelikte 	  - 12 3 1 4 
Brandanschläge/Brandstiftungen 	 335 596 284 80 19 
weitere fremdenfeindliche Straftaten 	 1 852 5 120 5 687 2 908 748 
Straftaten insgesamt 	  2 426 6 336 6 721 3 491 921 

Quelle: Bundesministerium des Innern 

Tabelle 17 

Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß an allgemeinbildenden Schulen 
nach der Staatsangehörigkeit 

Staats- 
angehörigkeit 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Griechenland 
absolut 	 44 521 41 495 38 612 37 398 37 534 38 924 37 063 37 347 37 404 36 196 
% 	  6,7 6,2 5,6 5,3 5,1 5 4,8 4,7 4,5 4,2 

Italien 
absolut 	 71 003 69 136 69 380 70 470 71 662 71 751 71 225 70 257 69 148 68 655 
% 	  10,6 10,4 10,1 10 9,7 9,4 9,1 8,8 8,3 7,9 

Spanien 
absolut 	 21 185 20 047 18 909 17 804 16 840 15 815 14 439 13 315 12 223 11 131 
% 	  3,2 3 2,8 2,5 2,3 2,1 1,9 1,7 1,5 1,3 

Türkei 
absolut 	 336 270 331 592 335 953 344 642 353 317 358 496 363 206 360 912 359 609 362 408 
% 	  

ehem. Jugoslawien 
absolut 	 

50,4 

81 938 

49, 7 

85 148 

49,1 

89 090 

48, 7 

93 039 

47,9 

98 513 

47,2 

102 942 

46,6 

102 527 

45,1 

107 670 

43 

131 808 1 ) 

41,8 

146 318 2) 
% 	  12,3 12,8 13 13,2 13,4 13,5 13,2 13,5 15,7 16,9 

Portugal 
absolut 	 13 511 12 157 11 682 11 667 11 323 11 249 11 069 10 973 10 942 11 059 
% 	  2,0 1,8 1,7 1,6 1,5 1,5 1,4 1,4 1,3 1,3 

Sonstige Staaten 
absolut 	 99 161 107 625 120 847 132 483 148 018 161 982 180133 199 401 215 880 230 451 
% 	  14,9 16,1 17,7 18,7 20,1 21,3 23,1 24,9 25,8 26,6 

Insgesamt 
absolut 	 667 589 667 200 684 473 707 503 737 207 760 259 779 662 799 875 837 014 866 218 
% 	  100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

1) Ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien 
2) Ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien, Makedonien 

Quelle: Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
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Tabelle 18 

Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß an beruflichen Schulen 
nach der Staatsangehörigkeit 

Staats- 
angehörigkeit 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Griechenland 
absolut 	 7 322 7 074 6 995 7 340 7 756 8 445 9178 10 099 11 009 11 082 
% 	 6,4 6,1 5, 7 5,5 5,2 5,1 5,1 5,2 5,3 5,1 

Italien 
absolut 	 13 998 14 572 15 575 16 410 17 387 18 096 18 590 19 517 19 775 20 078 
% 	 12,3 12,5 12,5 12,3 11,8 11 10,4 10 9,5 9,2 

Spanien 
absolut 	 5 430 5 387 5 519 5 500 5 658 5 671 5 620 5 487 5 390 5 162 
% 	 4,8 4,6 4,5 4,1 3,8 3,5 3,1 2,8 2,6 2,4 

Türkei 
absolut 	 55 313 56 679 59 047 64 045 70 061 76 791 82 154 87 576 92 446 95 127 
% 	 

ehem. Jugoslawien 
absolut 	 

48, 7 

10 225 

48,6 

10 872 

48 

12 216 

47,9 

14 889 

47,4 

18 851 

46,8 

23 702 

45,9 

28 073 

45,1 

32 822 

44,3 

35 682') 

43,6 

38 545 2 
% 	 9,0 9,3 9,9 11,1 12,7 14,4 15,7 16,9 17,1 17,7 

Portugal 
absolut 	 2 628 2 731 2 945 3 129 3 450 3 500 3 553 3 681 3 763 3 860 
% 	 2,3 2,3 2,4 2,3 2,3 2,1 2,0 1,9 1,8 1,8 

Sonstige Staaten 
absolut 	 18 698 19 379 20 892 22 333 24 728 27 891 31 825 35 189 40 431 44 467 
% 	 16,5 16,6 17,0 16,7 16,7 17,0 17,8 18,1 19,4 20,4 

Insgesamt 

absolut 	 113 614 116 694 122 989 133 646 147 891 164 096 178 993 194 371 208 496 218 321 
% 	 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

1) Ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien 
2) Ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien, Makedonien 

Q u e I le:  Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
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Tabelle 19 

Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß an allgemeinbildenden Schulen 
-in %- 

Schulart 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Vorklassen 	 0,9 0,9 0,8 0,8 0,6 0,7 0,7 0,7 

Schulkindergärten 	 0,9 0,9 0,8 0,7 0,9 1,0 1,0 1,0 
Grundschulen 	 43,6 40,6 39,5 39,1 39,1 38,1 37,8 37,3 37,5 38,1 
Orientierungsstufe 1) 	  2,0 1,9 2,0 2,4 2,2 3,1 3,2 3,3 3,4 3,4 
Hauptschulen 	 29,0 28,6 28,4 28,4 27,9 27,5 27,0 26,4 26,0 25,3 
Integr. Klassen 
für Haupt- und 
Realschüler 	 - - - - - - - - 0,1 0,3 
Realschulen 	 6,7 7,3 7,7 8,4 8,7 8,8 8,9 9,0 8,8 8,6 
Gymnasien 	 7,8 8,3 8,5 9,1 9,5 9,7 9,8 10,1 9,9 9,7 
Gesamtschulen 2) 	 4,7 5,2 5,7 4,4 4,7 5,0 5,2 5,6 5,9 6,2 
Freie Waldorfschulen . 	 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,2 
Sonderschulen für 
Lernbehinderte 	 4,4 4,4 4,5 4,1 3,9 3,8 3,9 3,9 3,9 4,0 
Sonderschulen für 
sonstige Behinderte 	 1,5 1,5 1,5 1,7 1,7 1,8 1,8 1,9 1,9 1,9 
Abendhaupt-/ 
Abendrealschulen 	 0,2 0,2 0,2 0,3 0,3 0,3 0,4 0,5 0,4 0,4 
Abendgymnasien 
Kollegs 	 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Insgesamt 	 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

1)Schulartunabhängig 
2)Integriert 

Quelle : Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 

Tabelle 20 

Schülerinnen und Schüler mit ausländischem Paß an beruflichen Schulen 
 -in% - 

Schulart 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 

Berufsschulen 	 66,4 67,0 68,1 67,8 66,3 66,9 67,1 67,7 68,2 66,8 
Berufsvorbereitungsjahr 	. 8,6 7,8 6,4 6,2 6,6 6,5 6,5 6,3 6,1 6,2 
Berufsgrundbildungsjahr . 5,2 4,7 4,5 4,6 5,5 5,4 5,5 5,1 4,7 5,0 
Berufsaufbauschulen 	 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 
Berufsfachschulen 	 14,1 14,8 15,3 15,6 15,6 15,1 14,7 14,5 14,2 14,9 
Berufsoberschulen/ 
Tech. Oberschulen 	 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Fachgymnasien 	 1,4 1,5 1,6 1,7 1,8 2,0 2,3 2,3 2,3 2,3 
Fachoberschulen 	 2,3 2,3 2,3 2,4 2,4 2,3 2,1 2,4 2,3 2,4 
Fachschulen 	 1,5 1,3 1,3 1,2 1,3 1,4 1,4 1,5 1,6 1,8 
Fachakademien/ 
Berufsakademien 	 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Insgesamt 	 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Quelle : Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
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Tabelle 21 

Ausländische Studenten nach Fächergruppen und Land der Staatsangehörigkeit 
im früheren Bundesgebiet im Wintersemester 1991 

Ausländische Studenten in der Fächergruppe 

Sprach-, Rechts-, Mathe- Agrar-, 
Land der Staatsangehörigkeit Kultur- Wirtschafts- matik, Ingenieur- Human-, Forst-, 

wissen- und Sozial- Natur- wissen- Veterinär- Ernährungs- 
schaffen, wissen- wissen- schaften medizin wissen- 
Sport 1) schaften schaften schaften 

Europa 	  18 528 16 456 7 554 12 259 2 964 669 

EG-Staaten 	  9 774 6 746 3 182 4 071 1 072 257 

Belgien 	  285 185 73 122 40 12 

Dänemark 	  165 122 42 64 17 3 

Frankreich 	  1 757 1 283 324 550 61 19 

Griechenland 	  2 194 1 752 1 145 1 065 553 45 

Großbritannien 2) 	  1 070 662 254 203 52 20 

Irland 	  182 130 28 14 7 2 

Italien 	  1 770 866 400 573 98 31 

Luxemburg 	  275 190 173 409 43 42 

Niederlande 	  651 608 357 454 85 44 

Portugal 	  236 193 90 172 24 9 

Spanien 	  1 189 755 296 445 92 30 

Sonstige Staaten 	  8 754 9 710 4 372 8 188 1 892 412 

Bulgarien 	  112 72 46 37 19 2 

Finnland 	  317 237 45 72 80 17 

Island 	  110 37 22 67 6 1 

Jugoslawien 3) 	  1 217 1 093 553 1 012 202 37 

Norwegen 	  148 319 50 90 279 5 

Österreich 	  1 532 1 673 947 1 053 194 114 

Polen 	  977 417 215 359 98 45 

Rumänien 	  131 54 91 79 54 1 

Schweden 	  200 190 49 68 70 5 

Schweiz 	  699 279 171 181 29 32 

Ehemalige Sowjetunion 	 266 211 98 104 18 10 

Ehemalige Tschechoslowakei 	 237 162 86 109 46 17 

Türkei 	  2 420 4 691 1 856 4 770 648 94 

Ungarn 	  276 178 74 85 46 30 

Zypern 	  81 86 59 86 100 1 

Sonstige Staaten 	  31 11 10 16 3 1 

Afrika 	  1 209 1 193 1 496 3 021 328 322 

Ägypten 	  258 146 248 324 49 27 

Äthiopien 	  47 118 81 168 33 52 

Algerien 	  68 43 57 95 4 1 

Ghana 	  76 87 78 113 36 21 

Kamerun 	  99 87 118 343 67 23 

Marokko 	  200 109 326 786 12 23 

Nigeria 	  65 46 51 76 16 10 

Tunesien 	  60 66 162 453 10 2 

Sonstige Staaten 	  336 491 375 663 101 163 

1) Einschließlich Kunst, Kunstwissenschaft 
2) Einschließlich Nordirland 
3) Einschließlich Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien und Slowenien 
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noch Tabelle 21 

Ausländische Studenten in der Fächergruppe 

Sprach-, Rechts-, Mathe- Agrar-, 
Land der Staatsangehörigkeit Kultur- Wirtschafts- matik, Ingenieur- Human-, Forst-, 

wissen- und Sozial- Natur- wissen- Veterinär- Ernährungs- 
schalten, wissen- wissen- schaften medizin wissen- 

Sport 1)  schaften schaften schaften 

Amerika 	  4 164 1 708 1 051 1 146 353 221 

Argentinien 	  168 62 62 42 5 18 

Bolivien 	  46 46 39 90 4 17 

Brasilien 	  481 150 166 116 45 25 

Chile 	  216 89 81 85 22 20 

Kanada 	  243 75 43 42 16 6 

Kolumbien 	  129 81 59 133 8 16 

Mexiko 	  79 47 52 41 18 21 

Peru 	  147 135 73 137 21 23 

USA 	  2 486 883 373 277 186 24 

Venezuela 	  36 27 16 28 4 7 

Sonstige Staaten 	  133 133 87 155 24 44 

Asien 	  7 736 4 371 6 051 10113 2 739 807 

Afghanistan 	  67 73 60 214 147 8 

China, Tibet 	  1 368 696 1 215 1 687 94 108 

Indien 	  145 116 140 176 43 9 

Indonesien 	  137 290 410 1 151 64 126 

Irak 	  80 72 52 131 33 8 

Iran 	  1 033 1 213 2 385 4 177 1 547 368 

Israel 	  224 208 202 234 227 11 

Japan 	  962 169 47 32 15 11 

Jordanien 	  78 100 199 514 149 9 

Korea (Republik) 	  2 673 709 465 464 110 65 

Libanon 	  37 51 42 156 32 4 

Pakistan 	  29 53 46 57 14 7 

Syrien 	  70 52 116 190 80 17 

Taiwan 	  531 234 113 156 19 16 

Thailand 	  54 47 29 73 17 10 

Vietnam 	  68 140 373 487 79 8 

Sonstige Staaten 	  180 148 157 214 69 22 

Australien und Ozeanien 	 99 25 18 18 6 2 

Australien 	  79 19 15 16 6 1 

Sonstige Staaten 	  20 6 3 2 1 

Alle Staaten 4) 	  31 920 24 014 16 379 26 970 6 611 2 040 

1) Einschließlich Kunst, Kunstwissenschaft 
2) Einschließlich Nordirland 
3) Einschließlich Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien und Slowenien 
4) Einschließlich Staatenlose und ohne Angabe 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
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Tabelle 22 

Ausbildung Jugendlicher mit ausländischem Paß 1987 bis 1992 
(Bundesgebiet West) 

Anteil der ausländischen Auszubildenden 

Staats- 
Anzahl der Auszubildenden 1 ) bezogen auf die Zahl der 15-18jährigen 

angehörigkeit Ausländer in Prozent2) 

1987 1988 1989 1990 1991 1992 1987 1988 1989 1990 1991 1992 

Türken 	 27 675 32 435 37 709 44 280 48 283 53 678 25,2 29,1 30,9 35,5 38,8 44,0 
Ehemaliges 
Jugoslawien 	 8 375 10 407 13 120 16 544 19 553 21 790 29,7 33,6 32,6 40,0 41,6 42,8 
Italiener 	 8 271 9 196 9 685 10 431 10 969 11 420 33,5 36,6 38,3 42,8 46,1 50,8 
Griechen 	 3 825 4 241 4 586 5 052 5 846 6 471 22,4 24,2 23,9 27,2 32,3 38,8 
Spanier 	 3 109 3 259 3 119 3 141 3 143 3 041 42,7 45,3 45,2 49,0 52,4 57,4 
Portugiesen 	 1 841 2 023 2 038 2 039 2 209 2 254 37, 7 42,5 43,3 43,8 47,0 48,0 
Ausländer 
Insgesamt 	 63 625 73 198 83 646 98 239 108 830 119 849 26,9 30,8 32,4 35,5 37,9 40,4 

Zum Vergleich: 
Deutsche Auszubildende bezogen auf die Zahl 
der deutschen 16- bis 19jährigen 3) 	  72,8 75,0 75,0 79,4 - - 

1) jeweils am 31. Dezember 
2) jeweils Jahresdurchschnittszahlen 
3) Auf Grund des höheren Alters wird für die deutschen Auszubildenden die Gruppe der 16- bis 19jährigen herangezogen. Für 1991 

ist eine Berechnung nicht möglich, da viele Jugendliche aus den neuen Ländern in den alten Ländern Ausbildungsverträge abge-
schlossen haben und die Quote damit überhöht ist. 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 

Tabelle 23 

Ausbildungsberufe mit hohen Anteilen an Auszubildenden mit ausländischem Paß 
am 31. Dezember 1992') 

(Bundesgebiet West) 

Ausbildungsberuf 

Ausländische Auszubildende 

Anzahl Anteil an allen Auszubildenden 
des Berufes 

1992 1992 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 	 11 500 15,4 
Friseur/Friseurin 	  9 300 23,7 
Arzthelfer/Arzthelferin 	  5 700 11,9 
Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 	  5 400 12,9 
Gas- und Wasserinstallateur/ 
Gas- und Wasserinstallateurin 	  3 200 14,3 
Metallbauer/Metallbauerin 	  2 800 16,0 
Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 	  2 600 7,6 
Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 	 2 600 11,4 
Zentralheizungs- und Lüftungsbauer/ 
Zentralheizungs- und Lüftungsbauerin 	  1 600 10,2 
Apothekenhelfer/Apothekenhelferin 	  1 400 16,5 

1 ) Ohne Berufe von Industrie und Handel, da in diesem Bereich ausländische Auszubildende nach Berufen nicht ausgewiesen werden. 
Im Handwerk werden nur die 15 am stärksten besetzten Berufe ausgewiesen. 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 24 

Deutsche und ausländische sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in beruflicher Ausbildung 
nach Wirtschaftsbereichen in Westdeutschland') 

Deutsche Ausländer Ausländeranteil 

Wirtschaftsbereiche 1993 1991 1993 

% % % % 

Land- und Forstwirtschaft 	 1,7 	0,6 2,2 3,7 
Energie, Bergbau 	  1,3 	1,3 7,3 9,4 
Verarbeitendes Gewerbe 	  32,0 	34,3 6,2 9,8 
davon: 

Chemie und Kunststoff 	  2,5 	2,4 5,5 9,0 
Maschinenbau 	  4,2 	4,3 6,0 9,3 
Straßenfahrzeugbau 	  6,0 	9,6 9,2 14,1 
Elektrotechnik, EDV 	  3,5 	3,3 5,7 8,9 
Nahrungs- und Genußmi ttel 	 3,2 	1,8 2,8 5,4 
Übrige 	  12,6 	12,8 6,3 9,3 

Baugewerbe 	  8,1 	9,1 6,5 10,3 
Handel 	  13,8 	15,4 5,7 10,1 
Verkehr und Nachrichten 	  3,7 	3,3 5,1 8,4 
Kredit- und Versicherungsgewerbe 	 5,3 	1,5 1,3 2,8 
Sonstige Dienstleistungen 	 28,4 	30,3 6,6 9,7 
davon: 

Gaststätten u. Beherbergung 	 3,4 	3,0 5,8 8,3 
Reinigung, Körperpflege 	 2,5 	6,8 14,9 21,6 
Wissenschaft, Publizistik 	 3,6 	3,5 7,8 9,0 
Gesundheits-, Veterinärwesen 	 11,6 	12,3 5,9 9,7 
Übrige 	  7,4 	4,7 3,6 6,0 

Organisationen ohne Erwerbscharakter . 	 1,7 	2,3 9,7 12,4 
Gebietskörperschaften 	  4,1 	1,8 2,8 4,2 
Ohne Angaben 	  0,0 	0,1 17,5 18,4 

Insgesamt 	  100,0 	100,0 5,9 9,2 

1) Jahresmitte, Auszubildende und andere Beschäftigte in beruflicher Ausbildung, einschließlich Praktikanten. 

Quellen:  Bundesanstalt für Arbeit und Berechnungen des Deutschen Instituts für Wi rtschaft 
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Tabelle 25 

Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Staats- und EG-Angehörigkeit 

- Bundesgebiet West - 

Juni1965 Januar1973 Juni1980 Juni1985 Juni1991 Juni1992 Juni1993 Juni1994 Staats-  
angehörigkeit 

absolut % % % absolut % absolut % absolut % absolut % 

Frankreich 	 2,2 54 669 2,3 2,5 2,6 44 542 2,3 44 683 2,2 60 752 2,8 65 513 3,1 
Griechenland 	 15,6 268 408 11,4 6,4 6,5 105 237 5,5 102 831 5,1 120 347 5,5 118 639 5,5 
Großbritannien 0,7 19 839 0,8 1, 7 1,9 40 396 2,1 42 363 2,1 42 851 2,0 40 900 1,9 
Italien 	 30,9 409 448 17,4 14,9 12,8 171 814 9,0 165 050 8,1 194 416 8,9 202 492 9,5 
Niederlande 	. 	 5,1 75 127 3,2 1,9 2,0 25 759 1,4 25 893 1,3 36 285 1,7 39 145 1,8 
Portugal 	 0,9 68 994 2,9 2,8 2,2 46 295 2,4 44 521 2,2 49 780 2,3 49 773 2,3 
Spanien 	 15,5 179 157 7,6 4,2 4,3 60 964 3,2 54 922 2,7 55 340 2,5 52 571 2,5 
Belgien 	 0,6 11 504 0,5 0,5 0,5 6 934 0,4 6 760 0,3 9 269 0,4 9 630 0,4 
Irland 	 0,0 806 0,0 0,1 0,1 2 318 0,1 2 725 0,1 3 938 0,2 4 055 0,2 
Luxemburg .  . 0,1 2 209 0,1 0,1 0,1 886 0,0 879 0,0 1 223 0,1 1 286 0,1 

Dänemark 	 0,3 3 954 0,2 0,2 0,2 2 906 0,2 3 247 0,2 5 083 0,2 5 351 0,2 

Aktuelle 
EG-Staaten') 
% 71,8 46,6 35,3 33, 1 26, 7 24,3 26,5 27,5 
Abs. 836 477 1 094 115 731 961 524 312 507 781 493 874 579 284 589 355 

Türkei 	 10,4 528 414 22,5 28,5 31,5 632 236 33,3 652 097 32,0 631 837 28,9 605 147 28,3 
Jugoslawien 	 5,5 465 611 19,8 17,3 18,5 325 266 17,1 375 082 18,4 417 548 19,1 420 934 19,7 
Sonstige 12,3 258 660 11,0 18,9 16,8 433 257 22,8 515 101 25,3 554 910 25,4 525 096 24,5 
Nationen 	 

Nicht-EG- 
Staaten 
% 28,2 53,4 64, 7 66,9 73,3 75, 7 73,5 72,5 
Abs. 327 887 1 252 685 1 339 697 1 059 586 1 390 759 1 542 280 1 604 295 1 551 177 

Insge- 
 

samt 2)=-100 % 1 164 364 2 346 800 100,0 1 583 898 1 898 540 1 898 540 100,0 2 036 154  100,0 2 183579  100,0 2 140 532 100,0 

1) Einschließlich der zwischenzeitlich der EG beigetretenen Staaten 
2) Einschließlich der aus dem benachbarten Ausland in die Bundesrepublik einpendelnden Ausländer 

Q u e I I e: Bundesanstalt für Arbeit 

Tabelle 26 

Erwerbstätige Ausländer nach der Stellung im Beruf') 

Erwerbstätige Selbständige 
Mithelfende 

Familien- 
angehörige 

Angestellte2) Arbeiter2) 
insgesamt 

ohne mit 
zusammen 

Beschäftigte 

in Tsd. % in Tsd. % in Tsd. % in Tsd. % in Tsd. % in Tsd. % in Tsd. % 

1987 (März) 4) 1844 100 58 3,2 63 3,4 121 6,5 13 0,7 352 19,1 1 358 73,7 
1989 (April) 2132 100 66 3,1 71 3,3 138 6,4 13 0,6 451 21,1 1 531 71,8 
1991 (April) 2 539 100 82 3,2 87 3,4 169 6, 7 14 0,5 590 23,2 1 767 69,6 
1993 (April) 2 884 100 100 3,5 113 3,9 213 7,4 18 0,6 729 25,3 1 925 66, 7 

1) Ergebnisse des Mikrozensus. - Früheres Bundesgebiet. - 
2) Einschl. Auszubildende in anerkannten kaufmännischen und technischen Ausbildungsberufen 
3) Einschl. Auszubildende in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen 
4) Revidierte Hochrechnung (Basis: Volkszählung 1987) 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 27 

Beschäftigte ausländische Arbeitnehmer 
- nach Wirtschaftsabteilungen - 

Wirtschaftsabteilungen 
1991') 1992') 1993') 1994') 

absolut % 2) absolut % 2) absolut % 2) absolut % 2) 

Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 	  19 892 8,7 24 303 10,9 28123 12,8 28 002 12,9 

Energie, Bergbau 	 30702 7,0 29398 6,9 27814 6,7 25405 6,3 

darunter: Bergbau 	 24339 14,6 22085 14,4 3) 

Verarbeitendes Gewerbe 	 975053 11,0 980176 11,3 941 285 11,7 884206 11,5 

darunter: Eisen u. Stahlerzeugnis 33321 14,3 32896 14,7 30198 15,1 3) 

Gießerei 	 27240 24,3 25133 23,8 21668 23,4 3) 

Straßenfahrzeugbau . 	 141220 12,8 142 255 13,1 133 364 13,2 3) 

Baugewerbe 	  166 214 10,6 193 288 12,0 224 717 13,7 224 984 13,5 

darunter: Bauhauptgewerbe 	 132323 12,5 150674 13,9 172233 15,6 3) 

Handel 	  173971 5,3 197053 5,9 225024 6,7 221541 6,7 

Verkehr und 
Nachrichtenübermittlung 	 87071 7,3 95988 7,9 103988 8,7 101 818 8,8 

darunter: Eisenbahnen 	 12473 10,5 13035 10,9 13377 11,1 3) 

Kreditinstitute, 
Versicherungsgewerbe 	 17189 1,8 19117 2,0 22793 2,3 23139 2,3 

Dienstleistungen 
soweit anderweitig nicht genannt 
darunter: Gaststätten 

und Beherbergung 	 

427512 

118302 

8,4 

21,7 

484744 

136125 

9,2 

24,7 

565740 

166460 

10,5 

29,6 

572791 

3) 

10,3 

Reinigung, Körperpflege 70690 18,2 81 734 20,5 93254 23,3 3) 

Organisationen ohne 
Erwerbscharakter, 
private Haushalte 	 23534 4,4 26755 4,8 31 575 5,5 32856 5,5 

Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung 	 51 583 3,5 53 003 3,6 55 756 3,8 53183 3,6 

Insgesamt 	  1972 874 8,4 2 103 916 8,9 2 226 862 9,6 2 167 959 9,4 

1)Jeweils September 
2)Ausländeranteil an der Gesamtzahl 
3)noch nicht erhoben 
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 28 

Entwicklung der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote 
(Bundesgebiet West) 

Jahr 
Arbeitslosenquote Differenzen 

Insgesamt Ausländer Absolut % 

1980 3,8 5,0 1,2 31,6 
1981 5,5 8,2 2,7 49,1 
1982 7,5 11,9 4,4 58,7 
1983 9,1 14,7 5,6 61,5 
1984 9,1 14,0 4,9 53,8 
1985 9,3 13,9 4,6 49,5 
1986 9,0 13,7 4,7 52,2 
1987 8,9 14,3 5,4 60,7 
1988 8,7 14,4 5,7 65,5 
1989 7,9 12,2 4,3 54,4 
1990 7,2 10,9 3,7 51,4 
1991 6,3 10,7 4,4 69,8 
1992 6,6 12,2 5,6 84,8 
1993 8,2 15,1 6,9 84,1 
1994 9,2 16,2 7,0 76,1 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 

Tabelle 29 

Entwicklung der Ausländerarbeitslosigkeit und Ausländerbeschäftigung 
(Bundesgebiet West) 

Jahr1) 

Arbeitslose Ausländer Sozial- 
versicherungs- 

pflichtig 
beschäftigte 
Ausländer 

Insgesamt 

Absolut Quote Männer Frauen 

1980 107 420 5,0 61 066 46 354 2 018 382 
1981 168 492 8,2 99 742 68 750 1 911 956 
1982 245 710 11,9 152 710 93 000 1 787 316 
1983 292 140 14,7 183 921 108 219 1 694 354 
1984 270 265 14,0 170 922 99 343 1 608 502 
1985 253195 13,9 158 444 93 751 1 567 527 
1986 248 001 13,7 151 367 96 634 1 569 668 
1987 262 097 14,3 161 172 100 925 1 567 925 
1988 269 531 14,4 165 354 104 177 1 609 821 
1989 232 512 12,2 142 266 90 246 1 677 982 
1990 202 975 10,9 124 618 78 357 1 774 733 
1991 208 094 10,7 132 176 75 919 1 891 233 
1992 254 201 12,2 163 429 90 772 2 036154 
1993 344 840 15,1 227 394 117 446 2 183 579 
1994 409110 16,2 271 779 137 331 2 140 532 

1 ) Jahresdurchschnitte 

Quelle : Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 30  

Arbeitslose Ausländer und Deutsche nach ausgewählten Strukturmerkmalen')  

(Anteile in %) Bundesgebiet West  

Merkmale  
Ausländer Deutsche (ohne Aussiedler  

1991 1992 1993 1994 1991 1992 1993 1994  

Alle Arbeitslosen absolut 	 
Anteile in % 	  

206 684 
100,0 

256 382 
100,0 

349 018 
100,0 

391 648 
100,0 

1 256 386 
100,0 

1 395 700 
100,0 

1 777 488 
100,0 

1 934 594  
100,0  

Männer 	  62,7 63,3 65,5 65,3 51,9 53,1 55,1 55,5  
Frauen 	  37,3 36, 7 34,5 34, 7 48,1 46,9 44,9 44,5  
Angestelltenberufe 	  17,0 15,9 15,5 16,4 40,4 39,6 40,1 41,7  
Arbeiterberufe 	  83,0 84,1 84,5 83,6 59, 7 60,4 59,9 58,3  

Berufsausbildung  
ohne abgeschlossene Berufsausbildung 78,1 78,8 78,2 78,5 41,8 41,3 39,4 38,9  
mit abgeschlossener Berufsausbildung 	 21,9 21,2 21,8 21,5 58,2 58,7 60,6 61,1  
davon: betrieblich 	  14,3 14,3 15,2 15,0 46,3 47,2 49,0 49,3  

Berufsfach -/Fachhochschule . 	 2,7 2,6 2,4 2,4 5,0 4,8 5,0 5,0  
Fachhochschule 	 1,2 1,1 1,1 1,1 2,0 2,1 2,2 2,2  
Wissenschaftliche Hochschule 	 3,8 3,3 3,2 3,0 4,9 4,7 4,4 4,5  

Stellung im Beruf  
Arbeiter 	  82,9 84,0 84,3 83,4 59,8 60,6 60,2 58,5  
davon: Nichtfacharbeiter 	 72,0 73,3 73,0 72,2 39,6 39,2 37,8 36,2  

Facharbeiter 	  11,0 10,7 11,4 11,2 20,2 21,4 22,4 22,3  
Angestellte 	  17,1 16,0 15,7 16,6 40,2 39,4 39,8 24,3  
davon: einfache Tätigkeit 	 8,3 8,1 8,0 8,9 14,9 14,9 15,3 16,6  

gehobene Tätigkeit 	 8,8 7,9 7,7 7,8 25,3 24,5 24,4 24,9  

Erwerbstätigkeit  
aus vorheriger Erwerbstätigkeit 	 51,0 52,1 54,6 52,5 63,8 61,3 61,6 60,4  
davon: abhängiges Arbeitsverhältnis 	. 	 49,3 50,5 53,0 50,7 60,8 58,6 58,9 57,6  

davon: Nichtfacharbeiter 	 37,2 38,5 40,3 37,7 25,7 24,6 23,9 22,0  
Facharbeiter 	 5,0 5,2 5,9 5,7 10,4 10,5 11,4 11,1  
Angest. einf. Tätigkeit . . 3,7 3,9 4,1 4,6 11,4 11,3 11,7 12,6  
Angest. geh. Tätigkeit . . 
betriebl./sonst.  

3,4 2,9 2,7 2,7 13,3 12,1 11,8 11,9  

Ausbildung 	 1,1 1,0 1,1 1,2 1,8 1,6 1,7 1,8  
sonst. Erwerbstätigkeit 	 
vorher nicht aus  

0,7 0,6 0,5 0,6 1,3 1,1 1,0 1,0  

Erwerbstätigkeit 	 49,0 47,9 45,4 47,5 36,2 38,7 38,4 39,6  
davon: Erwerbstätigkeit unterbrochen 	 32,0 34,9 35,3 36,0 30,7 34,1 34,1 33,5  

schulische Ausbildung 	 3,2 2,8 2,3 1,9 2,7 2,5 2,4 2,4  
ohne bisherige Erwerbstätigkeit 2) 13,8 10,2 7,8 9,6 2,8 2,1 1,8 3,7  

Alter  
unter 20 Jahre 	  6,5 6,6 5,4 4, 7 3,0 2,6 2,5 2,7  

20 bis unter 25 Jahre 	  13,3 14,4 15,1 14,1 11,9 11,2 10,6 9,5  
25 bis unter 30 Jahre 	  14,6 15,0 15,5 14,5 14,3 14,2 14,3 12,8  
30 bis unter 35 Jahre 	  12,3 12,5 12,9 13,1 12,6 12,8 13,5 13,0  
35 bis unter 40 Jahre 	  10,5 10,3 10,4 10,4 9,5 9,7 10,3 10,6  
40 bis unter 45 Jahre 	  10,5 10,0 9,6 9,5 7,9 8,3 8,8 9,1  
45 bis unter 50 Jahre 	  9,6 9,6 9,8 10,7 7,6 7,4 7,6 7,8  
50 bis unter 55 Jahre 	  10,5 9,9 9,6 10,4 11,9 11,4 10,9 11,1  
55 bis unter 60 Jahre 	  9,5 9,2 9,1 10,0 17,2 17,7 17,8 19,4  
60 bis unter 65 Jahre 	  2,5 2,6 2,5 2,5 4,1 4,5 3,9 3,8  

In Arbeitslosigkeit seit  
bis unter 	1 Monat 	  19,4 17,8 15,4 13,7 14,2 13,6 11,3 10,7  

1 bis unter 3 Monate 	  24,9 24,7 22,9 19,7 22,5 22,9 21,6 19,3  
3 bis unter 6 Monate 	  16,5 18,2 18,6 16,4 16,1 17,0 17,4 15,4  
6 bis unter 12 Monate 	  16,2 18,7 22,0 22,1 17,0 18,3 22,0 20,5  

12 bis unter 24 Monate 	  11,6 11,8 13,6 18,8 13,3 13,7 15,0 19,5  
24 Monate und länger 	  11,3 8,8 7,5 9,4 16,9 14,5 12,7 14,5  
mit gesundheitlichen Einschränkungen ̂^ . 22,3 21,0 18,9 19, 1 31,9 32,1 29,8 29,0  

1) jeweils Ende September  
2) im Bundesgebiet West  

Q u e I I e : Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 31 

Arbeitslose ausländische Jugendliche unter 25 Jahren 
(Bundesgebiet West) 

Jahr') 
1990 1991 1992 1993 1994 

Absolut % Absolut % Absolut % Absolut % Absolut % 

unter 20 Jahre .... 11 538 13 517 17 024 18 642 18 547 
- davon Männer . . 48,4 53,1 54,5 10 260 55,0 9 852 53, 1 
- davon ohne 

Berufsausbildung 10 400 90,1 12 330 91,2 15 337 90,4 16 380 87,9 16 107 86,8 

20 bis 24 Jahre ... 22 559 27 493 36 843 52 650 55 157 
- davon Männer . . 56,3 60,5 62,6 34 263 65,1 34 765 63,0 
- davon ohne 

Berufsausbildung 16 031 71,1 20 522 74,6 27 532 74,7 38 252 72,7 39 649 71,9 

unter 25 Jahre .... 34 097 41 010 53 867 71 292 73 704 
- davon Männer .. 53,7 58,1 60,0 44 523 62,5 44 617 60,5 
- davon ohne 

Berufsausbildung 26 431 72,5 32 852 80,1 42 929 79,7 54 632 76,6 55 756 75,6 

Im Vergleich dazu: 
- von allen arbeitslosen 

Ausländern haben keine 
Berufsausbildung 	 77,2 78,1 78,8 78,2 78,5 

- von allen Arbeitslosen 
haben keine 
Berufsausbildung 	 46,8 47,3 47, 7 46,5 46,3 

') jeweils Ende September 

Quelle : Bundesanstalt für Arbeit 

Tabelle 32 

Arbeitslose Ausländer nach Staatsangehörigkeiten') 
(Bundesgebiet West) 

insgesamt Arbeitslosen- 
quote 2) Männer Frauen 

Staatsangehörigkeit 

1994 1995 1994 1995 1994 1995 1994 1995 

Griechenland 	 24 437 24 004 17,5 16,9 15 023 14 402 9 151 9 602 
Italien 	  41 441 41 518 18,4 17,3 29 162 29 264 11 965 12 254 
ehem. Jugoslawien 3) 	 59 251 48 522 12,9 10,3 40 258 33 372 15 940 15 150 
Portugal 	 5 876 6 902 10,9 12,5 3 571 4 079 2 582 2 823 
Spanien 	  7 509 6 929 12,3 11,6 4 693 4 224 2 728 2 705 
Türkei 	  157 552 152 288 20,9 20,2 105117 101 405 49 273 50 883 
Sonstige 	 107 252 130 375 - - 74 107 87 021 44 437 43 354 

Insgesamt 	 425 749 433 023 16,9 17,0 287 160 289 003 136 076 144 020 

1) jeweils Ende März 
2) Arbeitslose in % der ausländischen Arbeitnehmer 
3) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien, Slowenien 
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 33 

Arbeitslosenquote von ausländischen Arbeitnehmern nach Herkunftsländern 

Jahr 
(jeweils 

September) 

Alo-Quote 
insgesamt 

Ausländer 
insgesamt 1) Griechenland Italien Portugal Spanien 

Jugoslawien/ 
ehem. 
Jugosl. 

Türkei 

1979 3,2 3,9 3,6 4,5 1,7 2,9 2,3 4,2 
1980 3,5 4,8 4,1 5,5 2,1 3,2 2,8 6,3 
1981 5,4 8,5 6,9 8,4 3,8 5,1 5,2 11,2 
1982 7,5 11,8 9,9 11,9 6,6 7,3 8,2 14,9 
1983 8,6 13,7 12,0 13,9 9,7 8,9 9,7 16,7 
1984 8,6 12,7 11,7 13,9 7,3 8,8 9,3 14,4 
1985 8,7 13,1 11,4 14,7 7,6 8,7 9,0 14,8 
1986 8,2 13,0 11,5 14,6 7,7 8,5 8,2 14,5 
1987 8,4 14,1 12,1 16,1 8,0 9,1 8,8 15,5 
1988 8,1 13,9 13,5 15,9 7,4 8,9 8,5 14,5 
1989 7,3 11,2 11,4 13,2 6,1 7,7 6,9 11,6 
1990 6,6 10,1 9,7 10,5 5,5 6,8 6,0 10,0 
1991 6,0 10,6 10,1 11,2 5,8 6,7 6,5 11,0 
1992 5,8 12,3 12,7 13,6 6,3 7,7 9,2 2) 13,5 
1993 7,4 15,3 17,4 18,3 9,7 10,8 11,0 3) 17,4 
1994 7,9 15,5 16,2 17,0 11,2 11,2 9,8 3) 18,9 

1) Arbeitslose in % der ausländischen Arbeitnehmer im Bundesgebiet West 
2) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Slowenien 
3) ohne Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Makedonien, Slowenien 

Q u e l l e: Bundesanstalt für Arbeit 

Tabelle 34 

Fortbildung, Umschulung, betriebliche Einarbeitung') 
- Eintritte von Ausländern - 

1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993 1994 

Männer 
- insgesamt 	 379 763 361 378 306 946 342 630 727 355 665 388 338 490 291 968 
- Ausländer 	 22 786 20 979 17 707 19 010 22 179 26 554 16 703 17 894 
- Ausländeranteil 	 6,0 5,8 5,8 5,6 3,0 4,0 4,9 6,1 

Frauen 
- insgesamt 	 216 601 204 233 182 930 231 401 758 694 796 834 303 796 301 786 
- Ausländer 	 6 213 5 862 5 309 6 558 8 593 10 828 6 798 6 884 
- Ausländeranteil 	 2,9 2,9 2,9 2,8 1,1 1,4 2,2 2,3 

Insgesamt 	 596 354 565 611 489 876 574 031 1 486 049 1 462 222 642 286 593 754 
- Ausländer 	 28 999 26 841 23 016 25 568 30 772 37 382 23 501 24 778 
- Ausländeranteil 	 4,9 4,8 4,7 4,5 2,1 2,6 3,7 4,2 

1) Ab 1991 einschließlich neue Bundesländer 

Quell e: Bundesanstait für Arbeit 

 








